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Die Ärzte in Weiterbildung bekom
men u. a. einen verbrieften Anspruch 
auf bestimmte Leistungen, können mehr 
Zeiten ambulant erbringen und sich auf 
ein elektronisches Logbuch stützen. Ver
bunden ist diese Entwicklung mit noch 
höherer Verantwortung der Weiterbil
dungsbefugten. Zugleich setzt die Ärzte
kammer darauf, dass sich in den Kran
kenhäusern und großen Praxen „Küm
merer“ für die Weiterbildung herausbil
den und die jungen Ärzte damit besser 
durch die in der Regel fünfjährige Zeit 
begleiten. 

Wie die Weiterbildungsordnung in 
SchleswigHolstein konkret aussehen 
wird, entscheidet die Kammerversamm

J
unge Ärzte in SchleswigHolstein 
können sich auf eine neue Kultur 
in der Weiterbildung einstellen. 
Kommenden Monat verabschie
det die Ärztekammer Schleswig
Holstein voraussichtlich ihre neue 
Weiterbildungsordnung. Ein ers

tes Stimmungsbild nach einer Diskussi
on über das umfangreiche Werk in der 
Kammerversammlung zeigte die Ten
denz, wesentliche Bestandteile der Mus
terweiterbildungsordnung auf Bundes
ebene im Norden zu übernehmen. Das 
bedeutet: Die Weiterbildungsordnung 
wird flexibler und kompetenzorientiert, 
die vermittelten Inhalte sind wichtiger 
als Richtzahlen.

lung am 27. November. Anschließend 
wird die Ärztekammer die Neuerun
gen in den großen Krankenhäusern und 
Weiterbildungspraxen vor Ort vorstellen 
und die wichtigsten Inhalte erläutern. 

Der neuen Weiterbildungsordnung 
waren jahrelange Beratungen auf Bun
desebene vorangegangen. Schleswig
Holsteins ÄrztekammerPräsident Dr. 
Henrik Herrmann ist überzeugt, dass 
sich die intensive Vorarbeit gelohnt hat. 
Er wird sich für die Weiterbildung künf
tig in neu gewählter Funktion als einer 
der beiden Vorsitzenden der Weiterbil
dungsgremien auf Bundesebene einset
zen. 
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Gesundheit ist ein 
Menschenrecht
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merksam. 
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„Die Gesundheit und das Wohlergehen meines Patienten wird mein oberstes Anliegen sein. 
Ich werde nicht zulassen, dass Erwägungen von Alter, Krankheit oder Behinderung, Glaube, 
ethnische Herkunft, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, politische Zugehörigkeit, Rasse, sexuelle  
Orientierung, soziale Stellung oder jegliche andere Faktoren zwischen meine Pflichten und 
meine Patientin oder Patienten treten.“
Auf einer Fachtagung zur Gesundheitsversorgung von Geflüchteten zwischen Menschen-
rechten und struktureller Ausgrenzung ist mir der tiefe Sinn dieser im Genfer Gelöbnis hin-
terlegten ärztlichen Werteorientierung noch einmal bewusst geworden. Es bestehen für Ge-
flüchtete vielfältige Zugangsbarrieren, medizinische Leistungen sind gerade in der ersten Zeit 
außerhalb von Akutsituationen stark eingeschränkt. Interprofessionelle Netzwerke mit ho-
hem Engagement aller Beteiligten haben sich in Schleswig-Holstein regional gebildet, um 
die gesundheitliche Versorgung von Geflüchteten zu verbessern. Diese sind bislang noch we-
nig bekannt und sichtbar. Es gilt, Hürden zu überwinden, Ausgrenzungen zu vermeiden und 
eine anhaltend umfassende Gesundheitsversorgung darzustellen. 
Als Ärztekammer setzen wir uns dafür ein, dass folgende Ziele erreicht werden:
 Integration der Geflüchteten in unser Gesundheits- und Hilfsmittelsystem mit Überwin-

dung sprachlicher und kultureller Barrieren
 Aufarbeitung psychotraumatischer Folgen der Vertreibung und Flucht mit vulnerablen Er-

lebnissen bei Kindern und Erwachsenen
 Aufbau einer Gesundheitskompetenz im präventiven und krankheitsbezogenen Bereich.
Wir haben gelernt, dass Geflüchtete nicht Träger von seltenen Erkrankungen sind, son-
dern die gleichen chronischen Krankheiten aufweisen wie unsere Bevölkerung. Der Zugang 
zu unserem Gesundheitswesen ist dabei teilweise schwer durchschaubar – dies gilt durch-
aus auch für alle Bürgerinnen und Bürger in unserem Land. Diesen Zugang zu ermöglichen, 
ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, bei der Politiker, Wissenschaft, Sozial- und Wohl-
fahrtsverbände und die Ärzteschaft gefordert sind. Gerade uns als Ärztinnen und Ärzten 
kommt dabei die wichtigste Rolle zu, da wir präventiv, kurativ und sozial am Patienten tätig 
sind. Mir ist auch der letzte Aspekt besonders wichtig im Virchowschen Sinne: „Die Medicin 
ist eine sociale Wissenschaft, und die Politik ist weiter nichts, als Medicin im Grossen“.
Diese Fachtagung mit der Überschrift „Gesundheit ist ein Menschenrecht“ hat mich noch 
einmal sensibilisiert für die ethischen Grundsätze unserer Profession. Gerade auch in ge-
sundheitspolitischen Diskussionen und Auseinandersetzungen müssen sie jederzeit unsere 
oberste Handlungsmaxime bleiben.

Hürden überwinden, 
Ausgrenzung vermeiden
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Freundliche Grüße
Ihr

Dr. Henrik Herrmann
P r ä s i d e n t

„Der Zugang zum 
Gesundheitswesen 
ist teilweise schwer 
durchschaubar.“
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Landespolitiker wollen 
mehr Studienplätze

D
er schleswig-holsteinische Landtag 
hat sich in seiner Sitzung Ende Sep-
tember einstimmig für eine Bundes-
ratsinitiative für 1.000 zusätzliche 

Medizinstudienplätze ausgesprochen. 
Ärztin und Grünen-Politikerin Dr. Mar-
ret Bohn forderte vom Bund, die Länder 
„nicht im Stich zu lassen“. Sie hat aus-
reichend Interesse am Arztberuf ausge-
macht, nur: „Jede dritte Bewerbung läuft 
ins Leere.“ 

Einig waren sich viele Redner, dass 
1.000 neue Studienplätze „bundesweit 
nur ein Tropfen auf den heißen Stein 
sind“, wie es der SPD-Abgeordnete  

Heiner Dunckel ausdrückte. Auch sei 
nicht absehbar, wie neue Plätze bundes-
weit verteilt würden. FDP-Gesundheits-
experte Dennys Bornhöft erinnerte da-
ran, dass neben zusätzlichen Medizin-
studienplätzen mehr dafür getan werden 
muss, junge Ärzte im Land zu halten. 
Wirtschaftsförderung, Digitalisierung, 
ländliche Räume, Gesundheit und Wis-
senschaft sollten dafür „zusammen ge-
dacht“ werden. Wissenschaftsministerin 
Karin Prien (CDU) forderte eine Auf-
wertung des ländlichen Raums, um die 
Tätigkeit als Landarzt attraktiver zu ma-
chen. (pm/RED)
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D
er Förderkreis Qualitätssicherung im 
Gesundheitswesen in Schleswig-Hol-
stein (FKQS) diskutiert am 13. No-
vember in Kiel über die Sicherstellung 

der ambulanten Versorgung in Schles-
wig-Holstein – und wagt dabei den Blick 
über den Tellerrand auf andere Bereiche 
des Gesundheitswesens im Norden.

Wie ist die Situation genau in Schles-
wig-Holstein und welche Maßnahmen 
haben die beteiligten Institutionen be-
reits ergriffen, welche Möglichkeiten 
gibt es noch? Antworten auf diese Fra-
gen erhofft sich der Förderkreis von die-
ser Veranstaltung zu seinem 25-jährigen 
Bestehen. Nach Landesgesundheitsmi-
nister Dr. rer. pol. Heiner Garg und Ab-
teilungsleiterin Bianca Hartz von der 
Kassenärztlichen Vereinigung Schles-
wig-Holstein (KVSH) wird Barmer-Chef 
Dr. Bernd Hillebrandt einen Impuls aus 
Sicht eines Krankenkassenvertreters ge-
ben. Anschließend diskutieren Schles-
wig-Holsteins Hausärztechef Dr. Tho-
mas Maurer aus Leck und Facharzt Dr. 

Marc Koch, Facharzt für Orthopädie und 
Unfallchirurgie von der überörtlichen 
Berufsausübungsgemeinschaft Medbal-
tic, in einer moderierten Runde mit Tho-
mas Rampoldt von der Ärztegenossen-
schaft Nord. 

Danach kommen Vertreter anderer 
Gesundheitsbereiche zu Wort und be-
leuchten das Thema aus ihrer Sicht: Pa-
trick Reimund, Geschäftsführer der 
Krankenhausgesellschaft Schleswig-Hol-
stein, Dr. Peter Froese, Vorsitzender des 
Apothekerverbandes Schleswig-Hol-
stein, und Dr. med. dent. Joachim Hütt-
mann aus dem Landesvorstand des Frei-
en Verbandes Deutscher Zahnärzte steu-
ern ihre Erfahrungen bei.

Die Teilnahme ist kostenfrei, eine 
Anmeldung ist erforderlich. Ärzte be-
kommen für die Teilnahme drei Fortbil-
dungspunkte. Die Veranstaltung im Stei-
genberger Conti Hansa (Schlossgarten 7) 
beginnt um 18 Uhr. Weitere Informatio-
nen zur Veranstaltung unter www.foer-
derkreis-qs.de. (pm/RED)

Wie sicher ist die Sicherstellung?
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R
und 250.000 Menschen in ganz 
Deutschland und 7.000 in Schles-
wig-Holstein fühlen sich sexuell zu 
Kindern hingezogen. Diese sexuel-

le Präferenzstörung – die „Pädophilie“ 
– ist nicht heilbar, kann aber kontrol-
liert werden. Um das Thema in der ge-
sellschaftlichen Debatte sowie das the-
rapeutische Angebot bekannter zu ma-
chen, startete das Zentrum für Integ-
rative Psychotherapie (ZIP) am Uni-
versitätsklinikum Schleswig-Holstein 
(UKSH), Campus Kiel, die Informati-
onskampagne „Kein Täter werden in 
Schleswig-Holstein“.

Eine vom Land geförderte Kampa-
gne mit Maßnahmen wie Film, Plakat-
werbung und Infomaterialien u.a. für 
Arztpraxen und Beratungsstellen soll 
den Bekanntheitsgrad des Projektes er-
höhen. Durch Beiträge in (Fach-)Zeit-
schriften und Informationsveranstal-
tungen soll ein landesweites Netzwerk 
entstehen. 

Bereits im Jahr 2005 wurde an der 
Berliner Charité das Projekt „Präventi-

on von sexuellem Kindesmissbrauch im 
Dunkelfeld“ gestartet. In den Folgejah-
ren öffneten an verschiedenen Standor-
ten in Deutschland ähnliche Therapie-
zentren, die sich 2011 zum bundesweiten 
Präventionsnetzwerk „Kein Täter wer-
den“ zusammengeschlossen haben. Mitt-
lerweile ist über das Präventionsnetz-
werk an zwölf Standorten in Deutsch-
land professionelle Hilfe für Personen 
mit pädophilen Neigungen verfügbar – 
freiwillig, unter Schweigepflicht und seit 
2018 als Gesundheitsleistung von der 
Krankenkasse in einem speziellen multi-
zentrischen Modellprojekt finanziert.

Der Kieler Standort besteht seit 
2009. In den zehn Jahren meldeten sich 
in Schleswig-Holstein etwa 400 Perso-
nen, die wegen einer pädophilen Prob-
lematik Hilfe suchten, bundesweit wa-
ren es fast 10.000 Betroffene an den ver-
schiedenen Standorten. Die bisherige 
Auswertung der Therapieergebnisse hat 
ergeben, dass die meisten Teilnehmer 
eine bessere Kontrolle über ihr sexuelles 
Verhalten erreicht haben. (pm/RED)

„Kein Täter werden“ soll bekannter werden K U R Z  N O T I E R T
Hausärzte informieren mit 
neuem Magazin „entscheiden“ 

Seit vergangenen Mo-
nat informiert ein 
neues Magazin über 
Organ- und Gewebe-
spenden. Das von der 
Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklä-
rung und dem Deut-
schen Hausärzte-
verband herausgege-
bene Heft „entschei-
den“ beinhaltet u. a. 
Portraits und Inter-
views, in denen Men-
schen persönliche Ge-
schichten, Erfahrun-
gen und Gedanken 
zum Thema Organ-

spende schildern. Ziel ist es, den Lesern das Thema aus ver-
schiedenen Perspektiven näherzubringen. Ergänzend dazu 
werden wichtige Fragen beantwortet, Daten, Fakten und pra-
xisnahe Tipps gegeben. 

„Unsere aktuelle Repräsentativbefragung belegt, dass 44 Pro-
zent der Befragten gerne mehr Information zum Thema Or-
ganspende hätten. Diesem großen Bedarf an Information 
kommen wir mit dem neuen Wartezimmermagazin zum The-
ma Organspende nach, indem wir Menschen bei ihrer Ent-
scheidung mit seriösen Informationen unterstützen. Gleich-
zeitig wollen wir auch diejenigen erreichen, für die das Thema 
Organspende bisher nicht relevant war“, sagte die Leiterin der 
BZgA, Dr. Heidrun Thaiss. Hausärzte in Schleswig-Holstein 
bekommen das neue Magazin per Post zugeschickt und haben 
über die Auslage im Wartezimmer die Möglichkeit, ihre Pati-
enten zu informieren. (pm/RED)

Share to care läuft ausgezeichnet 
in Bremer Hausarztpraxen  
Das Share to care-Interventionsprogramm des Universitäts-
klinikums Schleswig-Holstein (UKSH), Campus Kiel, ist beim 
diesjährigen Gesundheitspreis des Pharmaunternehmens 
MSD mit einem Sonderpreis ausgezeichnet worden. Ziel des 
Shared Decision Making-Projektes ist wie berichtet, chro-
nisch kranke Patienten stärker mit entscheiden zu lassen, wel-
che Therapie die beste für sie ist. Das in Kiel entwickelte Pro-
gramm trägt dem Wunsch der Patienten nach mehr Informa-
tion und Mitbestimmung Rechnung und soll an allen UKSH-
Kliniken in der Landeshauptstadt etabliert werden. Es soll 
dazu beitragen, das Arzt-Patienten-Gespräch offener und fak-
tenbasierter zu gestalten. Möglich ist die Umsetzung, weil der 
Innovationsfonds des Gemeinsamen Bundesausschusses das 
Projekt mit 14 Millionen Euro fördert. Den mit 10.000 Euro 
dotierten Sonderpreis bekamen das UKSH, die AOK Bremen/
Bremerhaven und die Handelskrankenkasse, weil sie das Pro-
gramm in Bremen für den hausärztlichen Bereich angepasst 
haben. Damit steht das Programm auch Hausärzten in Bre-
men offen. „Damit wird weltweit erstmalig Shared Decisi-
on Making flächendeckend und indikationsübergreifend als 
Standardmethode etabliert“, sagte UKSH-Projektleiter Prof. 
Friedemann Geiger.  Nach ersten Erfahrungen in Kiel berich-
tet er von einer steigenden Aufgeschlossenheit der Ärzte für das 
Programm. (pm/RED)
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146. Jahrestagung der 
Nordwestdeutschen Gesellschaft 
für Innere Medizin

31.01. bis 01.02.2020, Handelskammer Hamburg

Schwerpunktthemen

• Neuerungen in der Therapie von internis- 
tischen Erkrankungen

• Unterstützende Konzepte in der Tumormedizin
• Aktuelle Entwicklungen der Inneren Medizin für 

den praktischen Alltag
• Hämatologische Malignome
• Nephrologie

Wissenschaftliche Leitung

Prof. Dr. med. Carsten Bokemeyer 
Prof. Dr. med. Tobias Huber
Universitätsklinikum Hamburg
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K A M M E R V E R S A M M L U N G

Neue Weiterbildungs-
kultur ante portas 
Diskussion über neue Weiterbildungsordnung in Schleswig-Holstein. Meinungsbild für Beschluss-
vorlage abgefragt. Sachliche Diskussion über Abweichungen von der Musterweiterbildung. 

S
ie ist eines der wichtigsten Regel-
werke für Mediziner in Deutsch-
land überhaupt: die Weiterbil-
dungsordnung. Sie legt fest, auf 
welcher Grundlage sich Ärzte zu 
Fachärzten weiterbilden lassen, 
und bestimmt damit den Rahmen, 

in dem sich junge Ärzte und die Weiter-
bildungsbefugten bewegen. In den ver-
gangenen Jahren hatten sich die Stim-
men gemehrt, die eine Überarbeitung 
dieses Rahmens für überfällig hielten. 

„Wir brauchen eine neue Weiterbildungs-
kultur“, fordert auch Dr. Henrik Herr-
mann – nicht erst, seit er Präsident der 
Ärztekammer Schleswig-Holstein ist. 

Nach jahrelanger Arbeit an der in-
zwischen verabschiedeten Musterwei-
terbildungsordnung auf Bundesebene 
rückt nun die neue Weiterbildungsord-
nung für Schleswig-Holstein in Sicht-
weite. Die Ärztekammer arbeitet seit 
Monaten mit Hochdruck an der neuen 
Weiterbildungsordnung auf Landesebe-
ne. Über den aktuellen Stand informier-
te Herrmann die Delegierten der Kam-
merversammlung im September – Gele-
genheit für alle, um über strittige Punkte 
zu diskutieren, Änderungswünsche ein-
zubringen und ihre Positionen zu vertre-
ten. Das aus der Diskussion entstande-
ne Meinungsbild hilft nun bei der Erar-
beitung der endgültigen Beschlussvor-
lage für die Kammerversammlung am 
27. November. Dann entscheiden die De-
legierten über die neue Weiterbildungs-
ordnung und werden – wie Herrmann es 
ausdrückte – „den Schalter umlegen“ für 
die von vielen Ärzten erhoffte neue Wei-
terbildungskultur. 

Wie die neue Weiterbildungsord-
nung am Ende konkret aussehen wird, 
darüber wird die Ärztekammer nach 
Verabschiedung in ausgewählten Kran-
kenhäusern und großen Weiterbildungs-
praxen vor Ort informieren und da-
mit das Versprechen der „aufsuchenden 
Kammer“ einlösen. 

Voraussetzung für die Neuerungen 
ist die neue Musterweiterbildungsord-
nung (MWBO) auf Bundesebene. Die-
se ist kompetenzbasiert und flexibel, In-
halte sind wichtiger als Zeiten. Die zu er-

werbenden Kenntnisse, Erfahrungen 
und Fertigkeiten sind dort aufgeteilt in 
kognitive und Methodenkompetenzen 
sowie in Handlungskompetenzen. Neu 
ist in der MWBO u. a.:
	Richtzahlen sind in der Handlungs-

kompetenz nur noch teilweise vorge-
schrieben. Die Weiterbildungsassis-
tenten haben einen verbrieften An-
spruch auf bestimmte Leistungen.

	Die Mindestdauer für einen Weiter-
bildungsabschnitt beträgt nur noch 
drei statt vorher sechs Monate.

	Stationäre Zeiten sind nur noch dort 
festgelegt, wo sie zwingend erforder-
lich sind. Eine ambulante Begrenzung 
gibt es dagegen grundsätzlich nicht 
mehr, diese soll sich aus den Inhalten 
ergeben. 

	Für die Dokumentation wird ein elek-
tronisches Logbuch eingeführt.

	Für Weiterbildungsbefugte gibt es 
künftig verpflichtende Schulungen.

	Für die Allgemeinmedizin sind 24 
Monate hausärztliche Versorgung 
und ein Jahr Innere Medizin in der 
stationären Akutversorgung, aber kei-
ne verpflichtende chirurgische Zeit 
mehr vorgeschrieben.

Dies sind nur Auszüge und Herrmann 
stellte klar, dass allein die Kammerver-
sammlung bestimmt, wie die Weiterbil-
dungsordnung auf Landesebene ausse-
hen wird: „Sie sind der Souverän.“ Fest 
steht aber, dass zu große Abweichun-
gen von der MWBO Folgen insbeson-
dere für die Ärzte in Weiterbildung ha-
ben. Die bilden sich in zunehmendem 
Maße in verschiedenen Bundesländern 
weiter. Je größer die Abweichungen zwi-
schen den Weiterbildungsordnungen 
dieser Bundesländer, umso schwerer 
macht man es den angehenden Fach-
ärzten. Deutlich wird dies zum Bei-
spiel bei den Richtzahlen. Wechselt ein 
Weiterbildungs assistent aus einem Bun-
desland, das eine Richtzahl aus einem 
Abschnitt der MWBO übernommen hat, 
in ein Bundesland, das diese Richtzahl 
nach oben gesetzt hat, kann dies unter 
Umständen negative Folgen haben: Ei-
nem Arzt, der diesen Abschnitt zuvor 
schon absolvierte hatte, kann damit im Fo
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Kammerpräsident Dr. Henrik Herrmann bei seinem Bericht des Präsi-
denten. Er warf einen Blick auf die wichtigsten Gesetzesvorhaben aus 
dem Bundesgesundheitsministerium und auf Entwicklungen im Gesund-
heitswesen in Schleswig-Holstein. Später moderierte Herrmann den Aus-
tausch über die geplante neue Weiterbildungsordnung, um dem Vorstand 
für dessen Beschlussvorlage ein Meinungsbild zu verschaffen. Nach Um-
setzung wird die Weiterbildungsabteilung der Ärztekammer vor Ort in 
den Krankenhäuser und großen Weiterbildungspraxen informieren. 
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neuen Bundesland unter Umständen 
eine Verlängerung der Weiterbildungs-
zeit drohen. Für die Ärztekammer mit 
der nach oben abweichenden Richtzahl 
wiederum kann dies bedeuten, dass der 
Arzt sich für ein anderes Bundesland 
entscheidet.

Die von Herrmann moderierte Dis-
kussion zu den einzelnen Abschnitten 
der MWBO und den in Schleswig-Hol-
stein gewünschten Änderungen zeig-
te, welche Themen die Ärzte am meis-
ten bewegen. Ein zentraler Diskussions-
punkt war die Reduzierung von Richt-
zahlen und von festgelegten Zeiten in 
Kliniken. Für die Delegierte Katja Rei-
senbüchler folgt aus der Abkehr von 
den Richtzahlen, dass man den Weiter-
bildungsbefugten mehr Vertrauen ent-
gegenbringen müsste. „Worauf basiert 
dieses Vertrauen?“, fragte Reisenbüch-
ler und verwies in diesem Zusammen-
hang auf das Risiko falsch bescheinigter 
Kompetenzen. 

Mehrere Delegierte brachten au-
ßerdem Beispiele von Inhalten aus ih-
ren Fächern, die nach ihrer Ansicht 
nicht ausschließlich ambulant vermit-
telbar sind. Herrmann stellte klar, dass 
genau diese Inhalte auch weiterhin in 
der Klinik vermittelt werden können. 
Festgelegt werden muss dies jedoch 
nicht. Die Ärzte in Weiterbildung wer-
den dort ihre Abschnitte absolvieren, 
wo sie die Inhalte vermittelt bekom-
men. Dr. Svante Gehring aus dem Vor-
stand der Ärztekammer verwies in die-
sem Zusammenhang auf den Wunsch, 
dass Sektorengrenzen eine geringe-
re Rolle spielen sollen als früher – dies 
müsse sich auch in der Weiterbildungs-
ordnung abbilden. „Wir brauchen die-
se neue Denke. Es ist eine Leistung der 
Landesärztekammer, wenn wir diesen 
modernen Blick auf die Weiterbildung 
bekommen“, warb Gehring für den Ab-
bau der festgeschriebenen stationären 
Zeiten. 

Das Meinungsbild zu verschiedenen Fragen der neuen Weiterbildungsordnung wurde mehrfach abgefragt. Mark Weinhonig (unten links) sprach sich dafür aus, dass auch 
hausärztliche Internisten angehende Allgemeinmediziner ausbilden. Dr. Svante Gehring (unten rechts) begrüßte, dass die Sektoren bei der Wahl der Weiterbilungsstätte künf-
tig eine geringere Rolle spielen. 
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Auf die Fragen der Delegierten Erik 
Voges und Reisenbüchler zu Überprü-
fungen und zu möglichen Sanktionen 
für Weiterbildungsbefugte, die nicht er-
worbene Kenntnisse bescheinigen, stell-
te Herrmann klar: „Wir setzen darauf, 
dass sich Ärzte in Weiterbildung, denen 
so etwas passiert, bei uns melden.“ 

Außerdem sollen sich in den Abtei-
lungen „Kümmerer“ herausbilden, die 
sich vor Ort für die Belange der Ärzte in 
Weiterbildung einsetzen und dafür sor-
gen, dass auch tatsächlich das vermittelt 
wird, was in der Weiterbildungsordnung 
vorgeschrieben ist. „Wir werden dann 
zunächst auf Gespräche setzen. Wir wol-

Info 
Kompetenzbasiert 
und flexibel, Inhalte 
sind wichtiger als Zei-
ten: Diesen Grund-
sätzen folgt die neue 
Musterweiterbil-
dungsordnung. 
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Für die Kammerdelegierte Katja Reisenbüch-
ler (links) aus Dithmarschen folgt aus der 
Abkehr von Richtzahlen, dass man den Wei-
terbildungsbefugten mehr Vertrauen entge-
gen bringt – oder sie stärker kontrolliert. Dr. 
Christian Hirschner (unten) wünscht sich, 
dass die chirurgischen Zeiten in der Weiter-
bildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin 
obligat bleiben. 
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len keine Polizei sein“, sagte Herrmann. 
Sollte dieser Weg nicht erfolgreich sein, 
stehen der Kammer Sanktionsmöglich-
keiten für die Weiterbildungsbefugten 
zur Verfügung. Zur Anregung des De-
legierten Hans-Henning Harden, neben 
den Kompetenzen auch die „Weiterbil-
dungspower“ einer Klinikabteilung zu 
überprüfen, verwies Herrmann auf die 
in Schleswig-Holstein schon eingeführte 
Höchstzahl von zehn Ärzten in Weiter-
bildung, die pro Weiterbildungsbefug-
tem in einer Abteilung beschäftigt wer-
den dürfen. 

Konstruktiv diskutiert wurde auch 
über die geplanten Änderungen für die 
Weiterbildung zum Facharzt für Allge-
meinmedizin. Künftig sollen von den 60 
Monaten 24 in der ambulanten hausärzt-
lichen Versorgung abgeleistet werden, 
zwölf Monate Innere Medizin in der sta-
tionären Akutmedizin und weitere sechs 
Monate in mindestens einem anderen 
Gebiet der unmittelbaren Patientenver-

sorgung. Das heißt: 42 Monate in der 
hausärztlichen Praxis wären für die Ärz-
te in Weiterbildung möglich, mindes-
tens 24 Monate sind obligat. Dass dies in 
Schleswig-Holstein außer bei Fachärz-
ten für Allgemeinmedizin auch bei haus-
ärztlich tätigen Internisten möglich sein 
wird, begrüßte u. a. Allgemeinmediziner 
Mark Weinhonig aus dem Vorstand der 
Ärztekammer. Pro und Contra tausch-
ten die Delegierten zur Frage aus, ob die 
chirurgische Zeit wie von der Kammer 
vorgeschlagen künftig nur noch fakulta-
tiv sein soll. Der Delegierte Dr. Christi-
an Hirschner warb für eine Beibehaltung 
der obligaten sechs Monate, weil er dies 
als Basiswissen für Allgemeinmediziner 
betrachtet. Die Delegierte Karen Hart-
wig dagegen berichtete aus ihrem haus-
ärztlichen Alltag: „Ich mache haupt-
sächlich HNO und Orthopädie, aber 
verschwindend wenig Chirurgie.“ Die 
Mehrzahl der Delegierten zeigte beim 
abgefragten Meinungsbild, dass die Chi-
rurgie-Zeit in der Beschlussvorlage nach 
ihrer Ansicht nur fakultativ aufgenom-
men werden sollte, was nichts daran än-
dert, dass die chirurgischen Inhalte ver-
mittelt werden müssen.

Ein besonderer und mit Spannung 
erwarteter Punkt war die Diskussion zur 
Frage, ob die Homöopathie auch künftig 
Bestandteil der Weiterbildungssystema-
tik bleiben soll. Weil es schon im Vorwe-
ge viele Diskussionen zu diesem Punkt 
gegeben hatte, stellte Herrmann, der die 
Diskussion hierzu moderierte, fest: Es ist 
eine Versorgungsrealität vorhanden. Je-
der Arzt kann weiterhin homöopathisch 
tätig sein. „Es geht ausschließlich um die 
Weiterbildung.“ Und er legte Wert auf 
die Feststellung, dass der Vorstand im 
Vorwege keinerlei Druck auf Delegier-
te ausgeübt habe und den Beschluss der 
Kammerversammlung selbstverständ-
lich respektieren werde: „Die Kammer-
versammlung soll entscheiden.“

Der Vorstand hatte sich im Vorwege 
ausführlich und über einen langen Zeit-
raum mit dem Thema beschäftigt und 
einstimmig das nachstehend abgedruck-

te Positionspapier (Seite 9) verabschie-
det, das den Kammerversammlungsmit-
gliedern zur Vorbereitung der Sitzung 
zugegangen war.

In der Kammerversammlung selbst 
verlief die Diskussion in professionel-
ler und sachlicher Weise, auch wenn ein-
zelne Kammerversammlungsmitglie-
der und Gäste ihrer Betroffenheit ob der 
Überlegungen zur Nichtwiederaufnah-
me der Homöopathie in die Weiterbil-
dungsordnung der schleswig-holsteini-
schen Ärzteschaft Ausdruck verliehen. 
So wurde zunächst Kritik am zitierten 
Münsteraner Kreis geäußert: Es handele 
sich ausschließlich um Medizintheoreti-
ker und Forscher fern der Versorgungs-
realität. Allerdings hatte eine schleswig-
holsteinische Delegation den Münstera-
ner Kreis im Mai 2019 vor Ort kennen-
lernen dürfen. Demnach repräsentie-
ren die neun Ärzte der 19 Autoren des 
Münsteraner Memorandums die Fächer 
Innere, Onkologie, Allgemeinmedizin, 
Geriatrie und Alternativmedizin. Fer-
ner gehört ein Zahnarzt ebenso dazu wie 
Philosophen, Medizinethiker sowie ein 
Biologe und Juristen. Im Gespräch mit 
immerhin sechs der Autoren habe der 
wissenschaftstheoretische Ansatz zwar 
im Vordergrund gestanden, der Praxis-
bezug sei aber stets spürbar präsent ge-
wesen.

Als weiteres Missverständnis konn-
te die mehrfach geäußerte Behauptung 
geklärt werden, der Deutsche Ärzte-
tag habe (insbesondere 2018) einen Ver-
bleib der Homöopathie in der Weiterbil-
dungsordnung beschlossen. Das Thema 
ist gemäß Wortprotokoll auf den letz-
ten drei Ärztetagen nicht angesprochen 
worden (vgl. baek.de / Deutsche Ärzte-
tage).

Insbesondere einige Gäste der Kam-
merversammlung, aber auch vereinzel-
te Delegierte, vertraten hierzu eine kon-
träre Auffassung, verwiesen auf den be-
stehenden Bedarf bei den Patienten, auf 
Studien und beklagten eine fehlende 
Lobby. 

Weiter auf Seite 10

900
Seiten an Informa-
tionen stehen den 
Kammerdelegier-
ten für die Änderun-
gen an der Weiter-
bildungsordnung zur 
Verfügung. Das Mei-
nungsbild zu den 
wichtigsten Änderun-
gen wurde am 4. Sep-
tember abgefragt. Am 
27. November ent-
scheiden die Dele-
gierten. 
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2 %
Um diesen Anteil 
sinkt die Zahl der ho-
möopathisch tätigen 
Ärzte pro Jahr bun-
desweit seit 2015.

10
betrug die durch-
schnittliche Teilneh-
merzahl bei den von 
der Akademie der 
Ärztekammer ange-
botenen Homöopa-
thiekursen. Mehrfach 
mussten Kurse wegen 
zu geringer Zahlen 
abgesagt werden.

0
Anträge zum Erwerb 
der Zusatzqualifika-
tion Homöopathie 
wurden in den Jahren  
2017 und 2018 in 
Schleswig-Holstein 
gestellt. 

D
er Vorstand der Ärztekammer 
Schleswig-Holstein hat im Feb-
ruar 2019 einstimmig beschlos-
sen, die weitere Aufnahme der Zu-
satz-Weiterbildung Homöopathie 
in die Weiterbildungsordnung kri-
tisch zu hinterfragen und in der 

Kammerversammlung zur Abstimmung 
zu stellen. Dieser Beschluss wurde offen-
gelegt und Vertretern der Homöopathie 
zeitnah kommuniziert. 

Dieser Vorstandsbeschluss gründet 
auf folgenden Argumenten: 

Die Akzeptanz der Homöopathie in 
der Bevölkerung ist vorhanden, die ho-
möopathischen Angebote von Ärztin-
nen und Ärzten, aber auch von anderen 
Berufsgruppen werden wahrgenommen. 
Die Entwicklung der Inanspruchnahme 
ist schwer abzuschätzen. Die Anzahl der 
homöopathisch tätigen Ärztinnen und 
Ärzte nimmt seit 2015 um durchschnitt-
lich 2% pro Jahr ab. In Schleswig-Hol-
stein wurden 2017 und 2018 keine Anträ-
ge und Prüfungen zur Zusatzweiterbil-
dung Homöopathie vorgenommen. Die 
von der Akademie der Ärztekammer an-
gebotenen Homöopathiekurse mussten 
mehrfach mangels Beteiligung abgesagt 
werden. Dies kann auch damit zusam-
menhängen, dass der Deutsche Zentral-
verein homöopathischer Ärzte (DZVhÄ), 
 in dem viele homöopathisch tätige Ärz-
tinnen und Ärzte organisiert sind, um-
fangreiche Kurse selber anbietet. 

Die Homöopathie sieht sich als inte-
grativer Ansatz in der Medizin mit fol-
gender Grundlage (siehe MWBO 2018): 
„Philosophische, wissenschaftliche und 
rechtliche Grundlagen der homöopa-
thischen Lehre, Therapieansatz der Ho-
möopathie und Verständnis von Krank-
heit und Gesundheit“. Die Definition in 
der MWBO lautet: „Die Zusatz-Weiter-
bildung Homöopathie umfasst in Ergän-
zung zu einer Facharztkompetenz die 
konservative Behandlung mit homöopa-
thischen Arzneimitteln, die aufgrund in-
dividueller Krankheitsanzeichen als Ein-
zelmittel nach dem Ähnlichkeitsprinzip 
angewendet werden.“ 

Für eine Wirksamkeit der in der De-
finition hinterlegten konservativen Be-
handlung mit homöopathischen Mit-
teln fehlen nach wie vor wissenschaftli-
che Nachweise. Bereits 1957 hat sich die 
Arzneimittelkommission der Deutschen 
Ärzteschaft (AkdÄ) dahingehend geäu-
ßert: „Die Beurteilung des therapeuti-
schen Wertes homöopathischer Mittel 
erfolgt also nach wesentlich anderen Ge-
sichtspunkten, als sie bei der Erarbeitung 
der Stellungnahmen der Arzneimittel-
kommission der Deutschen Ärzteschaft 
ausschlaggebend sind. Die Arzneimit-
telkommission hat daher aus grundsätz-
lichen Überlegungen heraus beschlos-

ZUSATZ-WEITERBILDUNG HOMÖOPATHIE AUF DEM PRÜFSTAND

sen, künftig nicht mehr zu dem thera-
peutischen Wert von homöopathischen 
Mitteln bzw. von solchen zusammenge-
setzten Präparaten Stellung zu nehmen“. 
Diese Position wurde 1998 in einem Ar-
tikel im Deutschen Ärzteblatt mit dem 
Titel: „Außerhalb der wissenschaftlichen 
Medizin stehende Methoden der Arznei-
mitteltherapie“ nochmals bestätigt, das 
Grundsatzpapier der AkdÄ dazu wur-
de auf einer diesbezüglichen Pressever-
anstaltung der Bundesärztekammer the-
matisiert. Nachfolgend kam es zu einer 
erwarteten ausgeprägten Diskussion da-
rüber, als deren Folge wohl der Arbeits-
kreis „Pluralismus in der Medizin“ ge-
gründet wurde, an dem auch der dama-
lige Präsident der Bundesärztekammer, 
Prof. Dietrich Hoppe, teilgenommen 
hat. Die bislang vorgebrachten Studien 
konnten keine nachvollziehbare Evidenz 
der homöopathischen Mittel erbrin-
gen, weil Arzneimittel verwendet wer-
den, die jenseits der Avogadrischen Zahl 
verdünnt sind. Deswegen muss die Gabe 
homöopathischer Mittel aus Sicherheits-
gründen nicht von Ärztinnen und Ärz-
ten ausgeführt werden, sondern kann 
von nichtärztlichen Berufsgruppen be-
trieben werden. Im Sozialgesetzbuch V 
ist die Homöopathie im Gesetzestext als 
Therapie nicht festgeschrieben, sondern 
lediglich wie folgt erwähnt: „Bei der Be-
urteilung von Arzneimitteln der beson-
deren Therapieeinrichtungen wie ho-
möopathischen, phytotherapeutischen 
und anthroposophischen Arzneimitteln 
ist der besonderen Wirkungsweise die-
se  Arzneimittel Rechnung zu tragen.“ 
Wirksamkeit und Effekt der Homöopa-
thie sind im Zusammenhang mit einer 
ärztlichen Betreuung gegeben, das heißt, 
der „an sich unwirksamen, aber für 
wirksam gehaltenen Medikation“ kommt 
sehr wohl eine Bedeutung zu. Dies ist ein 
Erfolg der „sprechenden“ Medizin, die 
jenseits der Evidenz und von randomi-
sierten Studien unzweifelhaft einen sehr 
hohen Stellenwert hat. Dies bezieht sich 
jedoch nicht allein auf die Homöopa-
thie, sondern gilt ohnehin für jedes Ge-
biet der Medizin und darüber hinaus für 
weitere integrativ-komplementäre Ange-
bote außerhalb der Weiterbildungssyste-
matik wie anthroposophische Medizin, 
ayurvedische Medizin, traditionelle chi-
nesische Medizin etc. Die Ärztekammer 
Schleswig-Holstein unterstützt diesen 
nicht evidenzbasierten Ansatz der „spre-
chenden“ Medizin ausdrücklich und er-
achtet ihn für wichtig. Die Unterstüt-
zung gilt für die homöopathisch tätigen 
wie für alle anderen Ärztinnen und Ärz-
te, die diesen Ansatz neben der wissen-
schaftlichen Medizin vertreten. 

Im Heilberufekammergesetz Schles-
wig-Holstein ist in §33 „Bestimmung 

der Bezeichnung“ hinterlegt: „(1) Ge-
biets-, Teilgebiets- und Zusatzbezeich-
nungen bestimmen die Kammern für 
ihre Kammermitglieder, wenn dies im 
Hinblick auf die wissenschaftliche Ent-
wicklung und eine angemessene gesund-
heitliche Versorgung der Bevölkerung 
oder des Tierbestandes durch Kammer-
mitglieder erforderlich ist.(2) Bezeich-
nungen nach Absatz 1 sind aufzuheben, 
wenn die Voraussetzungen nach Absatz 
1 nicht mehr gegeben sind“. Im Rahmen 
der Zusatz- Weiterbildung Homöopa-
thie ist mit Sicherheit die angemessene 
gesundheitliche Versorgung der Bevöl-
kerung gegeben, diese Leistungen wer-
den nachgefragt und stellen eine The-
rapie dar, die auch Ärztinnen und Ärz-
te wo geboten einsetzen sollen. Die wis-
senschaftliche Entwicklung dagegen ist 
auch nach Jahrzehnten nicht gegeben, es 
ist somit gerechtfertigt, kritisch zu hin-
terfragen, aus welchen Überlegungen 
heraus die Homöopathie in die Weiter-
bildungsordnung aufgenommen wer-
den konnte. In den letzten Monaten hat 
bereits in unserem Kammerbereich eine 
Diskussion dazu stattgefunden, welche 
die Argumente weiter präzisiert hat und 
z. B. auch Abrechnungseinschränkungen 
infolge entsprechender Entscheidungen 
eindeutig ausräumen konnte. 

Aufgrund der genannten Argumente 
schlägt der Vorstand der Ärztekammer 
Schleswig-Holstein auch nach erneu-
ter eingehender Beratung in seiner Som-
merklausur der Kammerversammlung 
mit einstimmigem Votum vor:
	Ergebnisoffene Diskussion und Be-

schlussfassung am 27. November 2019, 
ob die Zusatz-Weiterbildung Homöo-
pathie in die Weiterbildungssystema-
tik wieder aufgenommen werden soll.

	Bei Nichtaufnahme wird die weitere 
Ausgestaltung der Qualitätsanforde-
rungen außerhalb der ärztlichen Wei-
terbildungsordnung in die Hände der 
homöopathisch tätigen Ärztinnen 
und Ärzte sowie z.B. der Fachgesell-
schaft (DZVhÄ) gegeben, deren beste-
hendes Diplom über die Anforderun-
gen der Weiterbildungsordnung hin-
ausgeht.

	Entsprechende Qualifikationsnach-
weise z.B. des DZVhÄ können mit 
dem entsprechenden Zusatz geführt

 und angekündigt werden, bisher er-
worbene Zusatzbezeichnungen Ho-
möopathie behalten ihre Gültigkeit.

	Abrechnungsveränderungen ergeben 
sich daraus nicht, da es sich um eine 
Weiterbildungsordnung handelt und 
nicht um eine Gebührenordnung.
22. Juni 2019 / Vorstand der Ärzte-

kammer Schleswig-Holstein
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SGB V
Im Sozialgesetz-
buch V ist die Ho-
möopathie im Ge-
setzestext als Thera-
pie nicht im engeren 
Sinn festgeschrieben, 
sondern lediglich wie 
folgt erwähnt: „Bei 
der Beurteilung von 
Arzneimitteln der be-
sonderen Therapie-
einrichtungen wie ho-
möopathischen, phy-
totherapeutischen 
und anthroposophi-
schen Arzneimitteln 
ist der besonderen 
Wirkungsweise dieser 
Arzneimittel Rech-
nung zu tragen.“

Darüber hinaus befürchten sie auch 
finanzielle Nachteile für homöopathisch 
tätige Ärzte. Die Delegierte Dr. Regina 
Sternfeldt erwartet, dass die Kranken-
kassen bestehende IV-Verträge kündi-
gen könnten. Als Folge werden sich nach 
ihrer Erwartung viele Menschen die Ho-
möopathie nicht mehr leisten können 
und deshalb darauf verzichten. Sie kri-
tisierte einen nach ihrer Ansicht zu be-
obachtenden Weg in Richtung „Algo-
rithmus-Medizin“. Auch Neurochirurg 
Dr. Volker Klotz-Regener aus Flensburg 
warnte davor, sich immer mehr der Evi-
dence Based Medicine zu beugen. Nach 
Wahrnehmung von Anja Hölscher, Fach-
ärztin für Allgemeinmedizin aus Neu-
münster, werden Erkenntnisse aus der 
Homöopathie in den vergangenen Jah-
ren verstärkt  „vom Tisch gewischt“. 

Für andere Delegierte wie etwa für 
den Allgemeinmediziner Dr. Daniel 
Lohmann aus Preetz ist Evidenz dage-
gen der zentrale Punkt - und dafür feh-
len ihnen bei der Homöopathie die Bele-
ge. Dr. Anouchka Nazarenus sagte: „Was 
sind die Argumente der Befürworter für 
einen Verbleib in der Weiterbildungs-
ordnung? Es gibt ein Fachorgan, das eine 
qualitativ hochwertiges Diplom anbietet. 
Andere Fachrichtungen haben auch ei-
genständige Organisationen.“ Der Päd-
iater Dr. Alexander Gick stellte fest:  „Es 
geht nicht darum, ob die Homöopathie 
gut oder schlecht ist, sie ist nicht evi-
denzbasiert.“

Deutlich wurde, dass es dem Vor-
stand auch um die Wahrung der Glaub-
würdigkeit gegenüber Vertretern an-
derer Verfahren wie etwa ayurvedische 
oder traditionelle chinesische Medizin, 

denen eine Aufnahme in die Weiterbil-
dungsordnung versagt wurde, geht. Der 
Vorstand steht weiterhin zu seinem Po-
sitionspapier, Entscheidungen fallen im 
November. 

Fest steht, dass Schleswig-Holstein 
mit dem im November abzustimmen-
den Schritt nicht die erste Landesärzte-
kammer in Deutschland wäre, die diesen 
Weg einschlägt. Wenige Tage nach der 
Diskussion in der Kammerversamm-
lung in Bad Segeberg beschloss die Ärz-
tekammer Bremen eine Weiterbildungs-
ordnung ohne die Zusatzbezeichnung 
Homöopathie. 

Im Bericht des Präsidenten ging 
Herrmann auf ausgewählte Gesetzesvor-
haben des Bundesgesundheitsministeri-
ums ein. Eines der aus seiner Sicht wich-
tigsten: Der Gesetzentwurf zur doppel-
ten Widerspruchslösung, zu dem der 
Ausgang der parlamentarischen Debat-
te offen ist. Herrmann erinnerte daran, 
dass sich der Deutsche Ärztetag eindeu-
tig für die doppelte Widerspruchslösung 
ausgesprochen hat. Er selbst unterstützt 
diesen Paradigmenwechsel, sieht ihn 
aber nur als einen Mosaikstein zur Ver-
besserung der Organspende. Herrmann 
ist überzeugt, dass allein schon die De-
batte um neue Lösungen, die das Thema 
vermehrt in den Fokus der Öffentlichkeit 
gerückt hat, der Organspende nutzt. Klar 
ist für ihn aber auch die wichtige Rolle 
der Ärzte in dieser Frage: „Es liegt insbe-
sondere an uns, der Ärzteschaft.“
Zur Diskussion um die Zahl der Kran-
kenhausstandorte in Deutschland - aus-
gelöst durch eine Studie der Bertels-
mann-Stiftung - warnte Herrmann da-
vor, die Schlussfolgerungen auf jede Re-

gion zu übertragen. „Unbestritten haben 
wir zu viele Akutkrankenhäuser, insbe-
sondere in den Metropolregionen, hier 
sind Fusionen und Schließungen indi-
ziert. Doch Köln und Umland ist nicht 
überall“, so Herrmann. Er erinnerte dar-
an, dass gerade Schleswig-Holstein auch 
kleinere stationäre Krankenhäuser zur 
Daseinsvorsorge vor Ort für gleichwer-
tige Lebensverhältnisse benötigt. „Wir 
brauchen regionale Lösungen für eine 
flächendeckende Versorgung, sektoren-
verbindend gemeinsam von niedergelas-
senen und stationär tätigen Ärzten“, so 
der Präsident. 

Ein anderer Entwurf des Minis-
teriums zur Einrichtung Integrier-
ter Notfallzentren (INZ) in Kranken-
häusern wird ebenfalls bereits disku-
tiert und stellt einen Paradigmenwechsel 
dar. Überlegt wird, die INZ mit standar-
disierter Ersteinschätzung des Versor-
gungsbedarfs gemeinsam von KVen und 
Krankenhäusern betreiben zu lassen. 
Festgelegt werden sollen die Standor-
te über die Landeskrankenhausplanung. 
Rettungsdienst und Sicherstellungs-
auftrag der KV wären berührt und sol-
len laut Entwurf neu ausgerichtet wer-
den. Herrmann sieht darin eine Abkehr 
von der Subsidiarität und verwies darauf, 
dass viele Bundesländer diesen Entwurf 
kritisch sehen. „Es wird sich im weite-
ren politischen Prozess einiges noch än-
dern“, ist seine Erwartung . Fest steht für 
ihn: Die in Schleswig-Holstein erwar-
teten maximal 15 INZ müssen sorgfältig 
geplant und ausgestaltet werden. Unab-
dingbar bleibt aus seiner Sicht: „Es geht 
nur gemeinsam und im Konsens.“

Dirk Schnack

Kontrovers, aber sachlich verlief die Diskussion über die Homöopathie. Dr. Anouchka Nazare-
nus (links) fragte nach den Argumenten, die Homöopathie in der Weiterbildungsordnung zu be-
lassen. Die Kammerdelegierte Dr. Regina Sternfeldt (oben) trat dafür ein, dass die Homöopathie 
weiterhin Zusatzweiterbildung bleibt.   
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bensphase, in der sich Ärzte in dieser 
Zeitspanne befinden. Ziel sei es, Ärz-
te in dieser Phase an die Region zu bin-
den und sie zu motivieren, dauerhaft im 
Kreis sesshaft zu werden. 

Als Ergebnis seiner Maßnahmen er-
hofft sich der Kreis neben dem Auf- und 
Ausbau eines strukturierten Weiterbil-
dungsverbundes u.a. den Aufbau von 
Gesundheitszentren, eine bessere Kom-
munikation zwischen Kommunen und 
niedergelassenen Ärzten, die Netzwerk-
bildung zwischen Kliniken und ambu-
lant tätigen Ärzten und eine bessere in-
terdisziplinäre Zusammenarbeit. 
Die wichtigsten Fördermaßnahmen im 
Überblick:
	Kliniken im Kreis können ab dem 

kommenden Jahr einen Zuschuss er-
halten, wenn sie bis zu fünf zusätzliche 
Weiterbildungsstellen für angehen-
de Fachärzte für Allgemeinmedizin 
schaffen. Anders als die Weiterbildung 
im ambulanten Bereich wird diese 
Zeit bislang nur mit 1.360 Euro (in der 
Inneren Medizin) bzw. 2.340 Euro (in 
der Chirurgie und unmittelbaren Pati-
entenversorgung) vom GKV-Spitzen-
verband bezuschusst. Die Differenz 
zu den in der ambulanten Versorgung 
geförderten 4.800 Euro monatlich 
zahlt künftig der Kreis. Damit soll den 
Krankenhäusern die Entscheidung 
zur Schaffung der Weiterbildungsstel-
len in der Allgemeinmedizin erleich-
tert werden. Die Förderung ist auf ma-
ximal 15 Teilnehmer in der Weiterbil-

A L L G E M E I N M E D I Z I N

Ärztemangel bewegt 
Kreis zur Förderung 
Der Kreis Segeberg will mit finanzieller Förderung dazu beitragen, dass die hausärztliche Versorgung 
in der Region gesichert bleibt. Einstimmiger Beschluss des Kreistages für verschiedene Maßnahmen. 

D
ie Diskussion um einen mögli-
chen Ärztemangel hat längst die 
Fachkreise verlassen. Die Sorge, 
dass in vielen Regionen die Wege 
zur hausärztlichen Versorgung 
weiter werden, treibt auch die 
Kommunalpolitik um. Der Kreis 

Segeberg hat sich als erster in Schleswig-
Holstein zu einem ganzen Maßnahmen-
paket entschlossen, das helfen soll, Ärz-
te an die Region zu binden. Der Kreis 
stellt dafür in den kommenden drei Jah-
ren erhebliche Mittel im Haushalt bereit, 
die in der Summe die Millionengrenze 
überschreiten. 

Von einem „Thema, das uns alle be-
wegt“ sprach Landrat Jan Peter Schrö-
der vor der Abstimmung im Kreistag 
Ende September. Der Landrat begrün-
dete die Maßnahmen mit der Sorge, dass 
der Kreis Segeberg von einem sich ab-
zeichnenden Ärztemangel betroffen 
sein könnte. Zwar gibt es derzeit rund 
150 Arztpraxen im Kreis, aber Schrö-
der warnte: „Ärztemangel gibt es wirk-
lich. Als Kreis müssen wir unseren Bei-
trag dagegen leisten.“ Wirklich wer-
ben musste er vor der Abstimmung al-
lerdings nicht mehr für das Paket. Alle 
im Kreistag vertretenen Parteien waren 
nach den entsprechenden Beratungen in 
Ausschüssen für den ausgearbeiteten Be-
schlussvorschlag, die Entscheidung fiel 
einstimmig aus. 

Welche Maßnahmen greifen könn-
ten, hatte der Landkreis vorher mit Ärz-
tekammer, Kassenärztlicher Vereini-
gung, Ärztegenossenschaft und kommu-
nalen Vertretern besprochen. Neben ei-
ner Förderung von klinischen Weiterbil-
dungsstellen in der Allgemeinmedizin 
leistet sich der Kreis Segeberg künftig ei-
nen externen Koordinator für die ambu-
lante Versorgung, bezuschusst die Aus-
bildung zur nichtärztlichen Praxisassis-
tentin (NäPa) und gewährt Weiterbil-
dungsassistenten einen Zuschuss zu den 
Wohnkosten.

Dass man insbesondere in der Wei-
terbildungszeit ansetzt, begründete 
Schröder mit der entscheidenden Le-

dung zum Facharzt für Allgemeinme-
dizin begrenzt.

	Die Weiterbildungsassistenten selbst 
können 300 Euro monatlich als 
Wohnkostenzuschuss beantragen, 
wenn sie im Kreis Segeberg leben und 
dort nach Abschluss der Weiterbil-
dung bleiben. 

	Der externe Koordinator lehnt sich an 
ein Vorbild im Kreis Dithmarschen an. 
Er soll u.a. vor Ort Informationsver-
anstaltungen zur hausärztlichen Ver-
sorgung anbieten, rechtlich und orga-
nisatorisch beraten, Lösungsmöglich-
keiten aufzeigen und Maßnahmen ko-
ordinieren. Außerdem soll die Weiter-
bildung im Verbund, insbesondere der 
Übergang zwischen ambulanter und 
stationärer Weiterbildung, verbessert 
werden. Der Koordinator dient auch 
als Ansprechpartner für Medizinstu-
dierende und Ärzte, die Interesse an 
einer Weiterbildung im Kreis zeigen. 

	Zur Stärkung und Entlastung von 
im Kreis tätigen Hausärzten wird 
die Weiterbildung von Medizini-
schen Fachangestellten (MFA), die 
sich zur Nichtärztlichen Praxisassis-
tentin (NäPa) schulen lassen, finan-
ziell gefördert. Bislang gewährt das 
Land Schleswig-Holstein einen Zu-
schuss von 50 Prozent zu den Kursge-
bühren. Für angehende NäPa`s, de-
ren Arbeitgeber im Kreis niedergelas-
sen sind, zahlt der Kreis künftig die 
andere Hälfte der anfallenden Gebüh-
ren. Ärzte, die eine bei ihnen ange-
stellte MFA zur NäPa-Schulung schi-
cken, erhalten außerdem für jede Teil-
nehmerin einen Lohnkostenzuschuss 
von 1.000 Euro für die Dauer der Wei-
terbildung. 

Außerdem beauftragten die Kommunal-
politiker die Wirtschaftsförderungsge-
sellschaft des Kreises damit, Öffentlich-
keitsarbeit für den Gesundheitsstandort 
des Kreises zu leisten. Über eine Fort-
führung der finanziellen Unterstützung 
über das Jahr 2023 hinaus soll nach ent-
sprechender Evaluation entschieden 
werden.                                      Dirk Schnack

15
Teilnehmer können 
maximal in die För-
derung des Kreises Se-
geberg für die klini-
sche Zeit der Weiter-
bildung zum Facharzt 
für Allgemeinmedizin 
aufgenommen wer-
den. Der Kreis zahlt 
den Kliniken, die sol-
che Weiterbildungs-
stellen schaffen, den 
Differenzbetrag zwi-
schen der bestehen-
den Förderung durch 
die GKV und den im 
ambulanten Bereich 
gezahlten 4.800 Euro. 
Damit sollen Klini-
ken bewogen werden, 
mehr solcher Stellen 
zu schaffen.  

„Ärztemangel gibt 
es wirklich. Als Kreis 
müssen wir unseren 
Beitrag dagegen leisten.“ 
 

Jan Peter Schröder
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Untersuchungen längere Behandlungs-
zeiten reservieren müssen, entsteht ein 
wirtschaftlicher Schaden, auf dem die 
Praxen sitzen bleiben“, sagte KV-Presse-
sprecher Marco Dethlefsen hierzu.

Die Terminvermittlungen durch die 
TSS waren zunächst auf fachärztliche 
Praxen beschränkt und seit 2017 auf psy-
chotherapeutische Praxen ausgeweitet 
worden. Seit dem Terminservice- und 
Versorgungsgesetz (TSVG) können sich 
Versicherte auch Termine bei Hausärz-
ten, für Vorsorgeuntersuchungen bei Pä-
diatern sowie bei beiden Fachgruppen 
einen Arzt für eine kontinuierliche Be-
treuung vermitteln lassen. Damit hatte 
der Gesetzgeber auf eine öffentliche Dis-
kussion über vermeintlich zu lange War-
tezeiten und überfüllte Praxen reagiert. 
Die Zahlen zeigen, dass die Versicherten 
zumindest über die TSS kaum Abhilfe 
suchen. Termine bei Hausärzten haben 
sich in den vier Monaten seit Inkrafttre-
ten des Gesetzes in Schleswig-Holstein 
nur 20 Patienten vermitteln lassen, nach 
einer langfristigen Hausarztbeziehung 
haben 82 Menschen gesucht. Vorsorge-
untersuchungen bei Pädiatern haben 

T S V G  U N D  T S S

Offene Sprechstunde 
macht unzufrieden 
KVSH und die Berufsverbände der Augenärzte und der Nervenärzte befürchten unzufriedene 
Patienten, weil die von der Politik mit der offenen Sprechstunde geschürte Erwartungs-
haltung zu hoch ist. Terminservicestelle in ihrer bisherigen Form wird selten genutzt. 

T
erminservicestellen (TSS) waren 
unter niedergelassenen Ärzten von 
Beginn an umstritten und die zur 
Umsetzung verpflichteten KVen 
waren unglücklich mit der neuen 
Aufgabe. Die bisherigen Erfahrun-
gen mit den TSS zeigen, dass die 

Vorbehalte nicht unbegründet waren. 
Nun wird an einer neuen Perspektive ge-
arbeitet – ab 2020 werden die TSS zu ei-
nem Instrument der Patientensteuerung.

Eine Bilanz der TSS in Bad Sege-
berg zeigt für Schleswig-Holstein, dass 
seit dem Start im Jahr 2016 bis Sommer 
2019 rund 87.000 Patienten bei der Ver-
mittlungsstelle angerufen hatten, eine 
im Vergleich zu den in den Praxen be-
handelten Patienten geringe Zahl. Schon 
während der Bandansage mit den übli-
chen Hinweisen etwa zum Datenschutz 
hatten rund 23.000 Anrufer wieder auf-
gelegt. Von den persönlich angenomme-
nen rund 64.000 Anrufen erfüllten we-
niger als 40.000 die gesetzlichen Vorga-
ben zur Nutzung der TSS; ihnen wur-
de eine Arztpraxis zur Terminvereinba-
rung genannt. Am häufigsten wurden 
Psychotherapeuten (41 Prozent aller Ter-
mine), Ärzte für Nervenheilkunde und 
Neurologie, Psychiater, Kardiologen und 
Rheumatologen nachgefragt.

Anders als in anderen Bundeslän-
dern wird der Termin in Schleswig-Hol-
stein nicht von der TSS vergeben, son-
dern in der vermittelten Praxis. Die KV 
will damit erreichen, dass so wenig wie 
möglich in die Praxisorganisation ein-
gegriffen wird und die Terminvereinba-
rung innerhalb der vierwöchigen Frist 
direkt zwischen Patient und Praxis statt-
finden kann.

Die Auswertung zeigt, dass rund elf 
Prozent der vereinbarten Termine von 
den Patienten nicht eingehalten wurden, 
teils ohne, teils nach sehr kurzfristiger 
Absage. „Dass Patienten Termine ein-
fach nicht wahrnehmen und damit für 
andere Versicherte blockieren, ist nicht 
nur ärgerlich, sondern geht auch zulas-
ten der Ärzte. Bei Fachärzten, die für 

sich sechs Eltern vermitteln lassen, eine 
kontinuierliche Betreuung durch eine 
pädiatrische Praxis haben drei über die-
sen Weg gesucht.

Bei vielen Ärzten bleibt das Gefühl, 
dass die TSS nur zusätzliche Erschwer-
nisse bringt. Dr. Frank Ingwersen, Fach-
arzt für Psychiatrie in Ahrenviöl zwi-
schen Schleswig und Husum, berich-
tet von einer Zunahme an Patienten, die 
durch die TSS vermittelt wurden – bei 
ohnehin ausgelasteter Sprechstunde. Er 
befürchtet mittelfristig einen Zuwachs in 
einer Größenordnung von 25 bis 30 Pro-
zent an Patienten in der laufenden Pra-
xisversorgung, was für ihn nicht zu be-
wältigen ist. „Weil mein Budget sowieso 
nie reicht, kann ich so nicht weiterarbei-
ten“, verweist Ingwersen auf die finanzi-
ellen Folgen. Das Problem für die TSS: 
In der Region gibt es kaum Kollegen, an 
die sie Patienten verweisen könnte. Die 
KVSH sieht damit bestätigt, worauf die 
Körperschaften frühzeitig hingewiesen 
hatten: Die Terminvergabe schafft kei-
ne zusätzlichen Arztkapazitäten. Manch-
mal verknappt sie dagegen sogar die Res-
sourcen, wie eine Auswertung des Rheu-

6 
Eltern aus Schleswig-
Holstein haben sich 
bislang über die Ter-
minservicestelle eine 
pädiatrische Praxis 
für eine Vorsorgeun-
tersuchung ihres Kin-
des vermitteln lassen. 
20 Anrufer haben sich 
an eine Hausarzt-
praxis vermitteln las-
sen. Im Vergleich zu 
den Behandlungszah-
len in diesen Fach-
gruppen ist die Inan-
spruchnahme der TSS 
äußerst gering. 

Nervenarzt Dr. Klaus Gehring, Augenarzt Dr. Bernhard Bambas und KV-Vorstand Dr. rer. nat. Ralph Ennenbach (von 
links) äußerten sich in einer Pressekonferenz in Kiel skeptisch zur offenen Sprechstunde. Statt der von der Politik erwarte-
ten Verbesserungen erwarten sie negative Folgen für die Versorgung der Patienten.
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 Schneller und damit weniger sorgfäl-
tig arbeiten.

 Weiterhin sorgfältig arbeiten und die 
zusätzliche Zeit bei den Patienten au-
ßerhalb der offenen Sprechstunden 
einsparen.

 Mit einem „Quick Check“ Patienten 
im Schnelldurchgang während der of-
fenen Sprechstunde sortieren und nur 
die dringendsten Fälle sofort behan-
deln.

Für Ennenbach steht fest, dass alle drei 
Optionen für Ärzte und Patienten nach-
teilig sind. Er setzt deshalb darauf, dass 
Patienten die offene Sprechstunde selten 
nutzen und an der bewährten Mischung 
aus Termin- und offener Sprechstunde 
festhalten.

Gehring machte deutlich, dass die 
Fachärzte auch schon vor der offenen 
Sprechstunde darauf geachtet haben, 
dass akute Fälle möglichst zeitnah be-
handelt werden. Der hohe Andrang an 
Patienten konnte nach seiner Darstel-
lung bislang bewältigt werden, weil Pra-
xen gut organisiert waren; dies werde 
mit der offenen Sprechstunde deutlich 
erschwert.

Auch Bambas hält eine Auswei-
tung der Sprechzeiten bei den Augen-
ärzten für nicht möglich, weil die über-
wiegende Zahl der Ärzte seiner Fach-

mazentrums Schleswig-Holstein Mit-
te (Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 
9/2019) gezeigt hat. Grund: Die Pati-
enten haben Beschwerdebilder, die gar 
nicht in die zum Teil hoch spezialisier-
ten Praxen gehören. Damit blockieren 
sie wertvolle Sprechstundenzeiten für 
andere Patienten.

Auf ein Detail des TSVG gingen 
KVSH und die Berufsverbände der Au-
genärzte und der Nervenärzte in ei-
ner gemeinsamen Pressekonferenz in 
Kiel ein: die offene Sprechstunde. KV-
Vorstand Dr. rer. nat. Ralph Ennen-
bach und die Landesvorsitzenden Dr. 
Bernhard Bambas (Augenärzte) und 
Dr. Klaus Gehring (Nervenärzte) mach-
ten darin deutlich, dass sie die fünf of-
fenen Stunden pro Woche, die Fachärz-
te laut Gesetz nun anbieten müssen, für 
einen Rückschritt halten. Das Ziel einer 
schnelleren und zugleich besseren Ver-
sorgung wird der Gesetzgeber aus ihrer 
Sicht verfehlen. Grund ist die ungesteu-
erte Inanspruchnahme von Sprechzeiten 
durch die Patienten. Die von Ennenbach 
aufgezeigten drei theoretischen Optio-
nen, mit denen Praxen auf den Patien-
tenandrang in offenen Sprechstunden 
reagieren könnten, zeigen das Dilemma, 
in das der Gesetzgeber die niedergelas-
senen Fachärzte damit bringt:

gruppe ohnehin schon weit mehr als die 
künftig vorgeschriebenen 25 Stunden 
Sprechstunden abhält. „Die neue, offe-
ne Sprechstunde geht dann zulasten der 
Terminsprechstunde“, sagte Bambas. Er 
erwartet, dass Patienten, die die offene 
Sprechstunde nutzen, eher unzufrieden 
sein werden. Denn: „In einer offenen 
Sprechstunde lässt sich nicht garantie-
ren, dass für jeden Patienten genau der 
spezialisierte Ansprechpartner oder das 
in seinem Fall benötigte Untersuchungs-
gerät verfügbar ist.“ Die Folge: Es müs-
sen weitere Termine verabredet werden 
und der Patient ist vergebens in die offe-
ne Sprechstunde gekommen. Für diesen 
Termin wiederum steht wegen der offe-
nen Sprechstunde weniger Zeit zur Ver-
fügung.

Bis Redaktionsschluss hatten rund 
70 Prozent der betroffenen Facharzt-
gruppen die offenen Sprechstunden 
an die KVSH gemeldet. Mit Verweige-
rern rechnen KV und Berufsverbän-
de nur sehr begrenzt. Sie setzen viel-
mehr auf ein „innerärztliches Korrek-
tiv“, das für eine vollständige Meldung 
sorgt. Ansonsten müsse die KV mah-
nen und „weitere Maßnahmen“ ergrei-
fen. Welche das sein könnten, verriet En-
nenbach nicht. 

Dirk Schnack

5 
Stunden pro Woche 
müssen bestimmte 
Facharztgruppen seit 
dem 1. September als 
offene Sprechstunde 
anbieten. Dazu gehö-
ren Augenärzte, Chi-
rurgen, Gynäkologen, 
HNO-Ärzte, Haut-
ärzte, Kinder- und Ju-
gendpsychiater, Ner-
venärzte, Neurolo-
gen, Neurochirurgen, 
Orthopäden, Psychi-
ater und Urologen. 
Die KVSH und die 
Berufsverbände se-
hen darin trotz der fi-
nanziellen Anreize ei-
nen Rückschritt, weil 
die ungesteuerte In-
anspruchnahme ärzt-
licher Kapazitäten die 
Zeit einengt. 
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te eine pneumologische ortsübergreifen-
de Berufsausübungsgemeinschaft (BAG) 
mit Standorten in Schleswig, Rends-
burg und Heide sowie eine internistische 
BAG in Brunsbüttel. Der MQW-Vorsit-
zende Burkhard Sawade kann sich vor-
stellen, dass weitere Praxen hinzukom-
men. „Jeder kann mit jedem kommuni-
zieren und Daten austauschen. Das er-
spart Patienten und Ärzten Wege“, sagte 
Sawade in Burg.

Mit dem vom Kieler Institut für All-
gemeinmedizin evaluierten Projekt zie-
len die Beteiligten auf zwei Bereiche:
 Die Notaufnahmen der Kliniken. Be-

vor ein Heimpatient dort auf Verdacht 
eingeliefert wird, weil das Personal 
bei Beschwerden von Patienten unsi-
cher ist, kann nun eine Vorabeinschät-
zung eines Telearztes einholt wer-
den. WKK-Geschäftsführer Dr. Mar-
tin Blümke erwartet, dass über diesen 
Weg Klinikeinweisungen vermieden 
werden.

 Die ambulante Versorgung. Hier kön-
nen Personal und Patienten Wege in 
die Praxis oder der Hausarzt den Weg 
in die Einrichtung vermeiden, wenn 

T E L E M E D I Z I N

Seniorenheime  
setzen auf Fernvisite 
Telemedizinisches Pilotprojekt startet in Dithmarschen. Eingeschränkt mobile Bewohner 
von Pflegeheimen können Wege sparen. Ziel ist Ausdehnung auf das ganze Bundesland. 

B
ewohner von Pflegeheimen in 
Dithmarschen können seit ver-
gangenen Monat telemedizinisch 
betreut werden und damit Wege 
in die Praxen oder in die Klinik 
vermeiden. Beim Projekt Telemed.
Netz SH sind drei Pflegeheime te-

lemedizinisch mit niedergelassenen 
Ärzten des Medizinischen Qualitätsnet-
zes Westküste (MQW), der Notaufnah-
me des Westküstenklinikums (WKK) in 
Heide und dem ife Telearztzentrum im 
Kreis Plön verbunden.

Finanziert wird das Projekt durch 
das Land mit 500.000 Euro aus dem 
von der Landesregierung eingerichte-
ten Versorgungssicherungsfonds. Lan-
desgesundheitsminister Dr. rer. pol. Hei-
ner Garg bescheinigte dem Projekt bei 
der Vorstellung im DRK Seniorenheim 
in Burg in Dithmarschen auch wegen 
des sektorenübergreifenden Ansatzes 
Vorbildcharakter. „Wir setzen damit um, 
was in Fachkreisen häufig nur diskutiert 
wird“, sagte Garg. Er sieht durch das Pro-
jekt Menschen „entlastet, ohne sie zu er-
setzen“.

Initiator des Projektes ist Dr. Tho-
mas Schang. Der Chirurg ist neben sei-
nen Aufgaben als Vorsitzender der 
Agentur Deutscher Arztnetze (ADA) 
und als Vorstandsmitglied der Ärzte-
kammer Schleswig-Holstein hauptbe-
ruflich medizinischer Leiter des Tele-
arztzentrums der ife Gesundheits 
GmbH, das zusammen mit der Notauf-
nahme des WKK in Heide rund um die 
Uhr für die Patienten in Seniorenhei-
men in den Orten Burg, Brunsbüttel und 
Büsum zur Verfügung steht. Die drei 
Einrichtungen haben jeweils rund 100 
Betten. „Unser Ziel ist es, diese Vernet-
zung in die Regelversorgung zu bekom-
men“, sagte Schang zum Projektstart.

Die eingeschränkt mobilen Pati-
enten können über ihre Pflegekräf-
te auch zu niedergelassenen Ärzten te-
lemedizinischen Kontakt aufnehmen. 
Auf hausärztlicher Seite sind jeweils 
eine Gemeinschafts praxis in Burg und 
Brunsbüttel sowie das Ärztezentrum 
Büsum beteiligt, auf fachärztlicher Sei-

per Videoschaltung Beschwerden ab-
geklärt werden.

Die dafür erforderliche Technik ist 
nicht neu, sondern wird seit Jahren von 
Schiffsärzten genutzt, um medizinische 
Expertise von Kollegen an Land zu nut-
zen. „Neu ist nur, dass wir sie nach der 
Berufsrechtsänderung auch an Land ein-
setzen dürfen“, sagte Schang. Möglich 
sind neben Videobild und Textchat u. a. 
Blutdruck- und Pulsmessung, EKG, Spi-
rometrie und Otoskopie. Alle Mitarbei-
ter der beteiligten Heime werden ärzt-
lich geschult, die Technik zu bedienen. 
Die mobilen Geräte können für die Ver-
bindung mit den Ärzten in die Patien-
tenzimmer gebracht werden. Auf dem 
Laptop oder dem Praxisrechner des Arz-
tes erscheinen neben den Bildern die Te-
lemetriebefunde und -daten und die in 
der Sitzung erstellten Dateien. Alle betei-
ligten Ärzte stellen sicher, dass die Kon-
taktaufnahme durch die Heime zeitnah 
erfolgreich ist. Neben der EBM-Vergü-
tung erhalten sie für die Teilnahme eine 
Pauschale. Die EBM-Vergütung bezeich-
nete Sawade als nicht ausreichend.

Dirk Schnack

5
Haus- und Facharzt-
praxen, die Notauf-
nahme des Westküs-
tenklinikums Heide 
und das Telearztzen-
trum ife im Kreis 
Plön stellen die ärzt-
lichen Ansprechpart-
ner beim Telemedi-
zinprojekt Telemed.
Netz SH. Es ermög-
licht drei Pflegehei-
men in Dithmarschen 
eine ärztliche Ab-
klärung von gesund-
heitlichen Beschwer-
den ihrer Bewohner, 
ohne dass diese einge-
schränkt mobilen Pa-
tienten den Weg in 
Klinik oder Praxis an-
treten müssen und 
ohne dass ein Arzt 
in die Einrichtungen 
kommen muss. 
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Livedemo vor Minister Dr. rer. pol. Heiner Garg (Mitte) und den Initiatoren des Projektes Telemed.Netz 
SH. Eine dafür geschulte Pflegefachkraft des DRK Seniorenheimes in Burg überträgt Vitaldaten einer Pa-
tientin an eine Praxis, der zugeschaltete Hausarzt bewertet sie und gibt Hinweise zum weiteren Vorgehen. 
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sollte, wird dieser nach seiner Erfahrung 
schnell wieder einkassiert. „Nächstes 
Jahr kommt dann eine neue Taktik, die 
wir gar nicht vorhersagen können“, laute-
te seine Einschätzung. 

Dieser skeptischen Haltung schloss 
sich eine Reihe von Abgeordneten an. 
Der Landesvorsitzende der Hausärz-
te, Dr. Thomas Maurer, war nicht ganz so 
pessimistisch. Er ist - wie übrigens En-
nenbach auch - überzeugt, dass den Pra-
xisinhabern unter dem Strich ein Plus 
beim Honorar bleibt. 

Auch die neuen Gesetzesvorhaben 
aus dem Bundesgesundheitsministeri-
um, von denen die KV-Vorstandsvor-
sitzende Dr. Monika Schliffke berichte-
te, konnten das Vertrauen der Abgeord-
neten in die Berliner Gesundheitspoli-
tik nicht stärken. Den angeblich „mit der 
Hausleitung nicht abgestimmten“ Ent-
wurf zur Reform der Notfallversorgung 
wertete Schliffke als „Versuchsballon“ 
des Ministeriums. „Diese Art, an künfti-
ge Gesetze zu gehen, ist tatsächlich neu“, 

K V S H

„Torte im Gesicht“ der 
Ärzte + Abgeordneten 
Abgeordnetenversammlung der KV Schleswig-Holstein: Geringer Glaube in Versprechen der 
Gesundheitspolitik. Finanzielle Folgen des TSVG kaum absehbar. Förderung für Teampraxen.

D
as Terminservice- und Versor-
gungsgesetz (TSVG) ist inkraft - 
aber welche finanziellen Auswir-
kungen hat dies für die Praxisin-
haber? Eine verlässliche Antwort 
darauf konnte KV-Vorstand Dr. 
rer. nat. Ralph Ennenbach noch 

nicht geben - zu viele Variablen sind im 
Spiel. Unter den Abgeordneten sorgte 
das für Frust - schließlich sollen sie den 
Ärzten an der Basis vermitteln, was kon-
kret auf sie zukommt. 

Das nährte die ohnehin verbreitete 
Skepsis, ob aus dem TSVG neben mehr 
Arbeit das von der Politik in Aussicht ge-
stellte zusätzliche Honorar tatsächlich 
zu erwarten ist. „Wir können das Spiel 
nicht gewinnen“, glaubt etwa Orthopä-
de Dr. Dennis Wolter, der in Anspielung 
auf ein Zitat von Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn (CDU) „die Tor-
te im Gesicht“ nicht des Ministers, son-
dern der Ärzte sieht. Denn selbst wenn 
kurzfristig ein Honoraranstieg durch 
eine Maßnahme verzeichnet werden 

so Schliffke. Inhaltlich gehe es bei dem 
Gesetz um „große Brocken für die Län-
der“ – mit einer Überraschung. Denn 
der Entwurf sieht u.a. vor, dass der Si-
cherstellungsauftrag künftig geteilt wür-
de in einen zur Sprechstundenzeit und 
einen zur Bereitschaftszeit. Für Schliff-
ke ist allerdings klar, dass die Bundeslän-
der daran kein Interesse haben dürften, 
denn: „Man holt sich eine Masse nicht 
lösbarer Probleme an den Hals.“ Folge 
der Teilung wäre, dass jegliche Verpflich-
tung von Vertragsärzten erlischen würde, 
Notdienst zu leisten. Länder oder Klini-
ken müssten sich die Ärzte dafür dann 
einkaufen – allein in Schleswig-Holstein 
sind dies derzeit 1.500 Ärzte. 

Fortschritte machte die KVSH bei 
ihrem Bemühen, Ärzte auf dem Land 
mit zukunftsfähigen Strukturen zu un-
terstützen. Lokale Gesundheitszentren 
unter dem Begriff „Teampraxen“ sollen 
künftig mit 100.000 Euro und mehr ge-
fördert werden.

Dirk Schnack

3,2 Mio. 
Euro hat die KVSH in 
einen Strukturfonds 
eingestellt, mit dem 
„Teampraxen“ ge-
fördert werden kön-
nen. An zentralen Or-
ten im ländlichen Be-
reich sollen diese Ge-
meinschaften aus drei 
bis fünf Ärzten einen 
Radius von 10 bis 15 
km abdecken, bei Be-
darf mit Zweigpraxis 
und Videosprechstun-
de. Träger der Pra-
xen sollen ausschließ-
lich niedergelasse-
ne Ärzte sein. Min-
destens rund 100.000 
Euro je Teampraxis 
sind vorgesehen. Die 
zu fördenden Regio-
nen werden noch de-
finiert. 

ANzeige
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Zugang zu psychotherapeutischen An-
geboten – obwohl sie aufgrund der psy-
chischen Belastungen durch Krieg und 
Krisen in den Herkunftsländern sowie 
durch ihre Fluchterfahrungen eine hö-
here Prävalenz aufweisen psychisch zu 
erkranken. Dies mach die geringen Sozi-
alleistungen für Polat noch unverständ-
licher. 

Obwohl das Recht auf Gesundheit 
für jeden Menschen im Grundgesetz 
verankert und ein Menschenrecht ist, ge-
staltet sich die Teilhabe an der gesund-
heitlichen Versorgung vor allem für Ge-
flüchtete schwierig. Dass in den ersten 
Jahren viele geflüchtete Menschen ge-
sundheitlich versorgt wurden, lag laut 
Herrmann vor allem am hohen Enga-
gement der Ärzte und weiterer Gesund-

E T H I K

„Mir brennt  
die Leber“ 
Veranstaltung des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes Schleswig-Holstein widmet sich 
der gesundheitlichen Versorgung geflüchteter Menschen. Funktionierende Kommuni-
kation wichtigster Aspekt in der gesundheitlichen Versorgung geflüchteter Menschen.

S
pätestens mit der hohen Zahl von 
Menschen aus Kriegs- und Krisen-
gebieten ist der Anteil derer, die 
nicht regulärer Teil des Gesund-
heitssystems sind, gestiegen. Mit 
der Veranstaltung „Gesundheit 
ist ein Menschenrecht“ widmete 

sich der Paritätische Wohlfahrtsverband 
Schleswig-Holstein diesem Thema. 

Bei vielen stößt auf Unverständ-
nis, dass Menschen, die jahrelang auf der 
Flucht waren, ihr Leben riskierten und 
alles hinter sich lassen mussten, in ei-
nem Land, das für ein qualitativ hoch-
wertiges Gesundheitswesen bekannt 
ist, keinen Zugang zu einer angemesse-
nen Gesundheitsversorgung haben. „Es 
ist skurril, dass hier so viele Menschen 
sitzen, die sich dafür einsetzen, dass 
ein Grund- und Menschenrecht An-
wendung findet“, sagte etwa Dr. rer. pol. 
Ayça Polat, Professorin im Fachbereich 
Soziale Arbeit und Gesundheit an der 
Fachhochschule Kiel.

Polat kritisierte die geringen Sozial-
leistungen für Asylbewerber. Sie fallen 
geringer aus, als die eines Menschen, der 
Grundsicherung (ALG II) bezieht. Das 
führe zu Behandlungslücken, die lang-
fristig betrachtet teurer ausfallen als 
eine frühe Investition in die individuel-
len Gesundheitskompetenzen des Men-
schen. Das sieht Dr. Henrik Herrmann, 
Präsident der Ärztekammer Schleswig-
Holstein, ähnlich. Er gab zu bedenken, 
dass Geflüchtete die gleichen Krankhei-
ten wie Nicht-Geflüchtete haben, insbe-
sondere wenn chronische Krankheiten 
in Betracht gezogen werden. Er forder-
te: „Die Menschen brauchen Gesund-
heitskompetenzen im präventiven wie 
krankheitsbezogenen Bereich. Hier gilt 
es alle zu erreichen, denn alle haben den 
gleichen Anspruch auf eine hochwer-
tige und präventive Medizin.“ Anders, 
aber nicht weniger problematisch, sieht 
es bei psychotraumatischen Erkrankun-
gen aus.

Laut Polat haben geflüchtete Men-
schen einen besonders eingeschränkten 

heitsfachberufe sowie an einer funktio-
nierenden intersektoralen Zusammenar-
beit. Heute sieht der Kammerpräsident 
das Gesundheitswesen vor neuen Her-
ausforderungen. Deshalb forderte er in 
Kiel die Überführung der Geflüchteten 
in die Normalversorgung.

Auch die Gesundheitsnetzwerke, die 
sich seit 2015 in zehn der 15 Kreise und 
kreisfreien Städte in Schleswig-Holstein 
gründeten, halten das für den einzig 
richtigen Schritt. Alle Beteiligten sind 
sich allerdings auch über die Baustellen 
im Klaren. Ein Aspekt einer funktionie-
renden Versorgung ist die Kommunika-
tion zwischen Arzt und Patient. Sprach-
liche Hürden müssen überwunden wer-
den. Wenn ein Patient nicht artikulieren 
kann, an welchen körperlichen Gebre-
chen er leidet, erschwert das den ärztli-
chen Befund. Schwieriger gestaltet sich 
die Diagnosestellung bei psychischen 
Leiden. Hier steht die Kommunikati-
on im Vordergrund der Anamnese. Ein 
wichtiges Verbindungsstück in der Arzt-
Patienten-Kommunikation ist der Dol-
metscher. Er soll helfen, sprachliche und 
soziokulturelle Hürden zu überwinden.

In den Diskussionsrunden der Fach-
tagung wurde jedoch deutlich, dass viele 
strukturelle Probleme bestehen. Ein Dis-
kussionsteilnehmer berichtete, dass ein 
Arzt die Behandlung abbrechen musste, 
weil nicht sichergestellt werden konnte, 
dass seine Behandlung und seine Thera-
pieratschläge ordnungsgemäß übersetzt 
und angewendet wurden. Dass es zu we-
nig und zu wenig gut ausgebildete Dol-
metscher gibt, sehen viele Teilnehmer in 
den Ausbildungsumständen des Berufs 
begründet. Eine Ausbildung zum Dol-
metscher wird nicht berufsbegleitend, 
Fort- und Weiterbildungen gar nicht an-
geboten. Eine weitere Hürde ist die Fi-
nanzierung. Dolmetscher sind teuer und 
werden nicht von den Kostenträgern 
übernommen. Für die Teilnehmer ist das 
unverständlich, sieht das SGB V die Kos-
tenerstattung etwa bei Gebärdendolmet-
schern vor: Gehörlose oder schwerhö-

150
Experten aus dem 
Gesundheitswesen, 
der Sozialen 
Arbeit und der 
Politik diskutierten 
im Rahmen der 
Fachtagung über die 
Gesundheitsversor-
gung von geflüchteten 
Menschen in 
Schleswig-Holstein. 

„Jeder Mensch hat ein Anrecht auf eine gesundheitliche Versorgung“ – 
klare Worte des Ärztekammerpräsidenten Dr. Henrik Herrmann. 
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rige Menschen „haben in Deutschland 
das Recht auch im Umgang mit staatli-
chen Einrichtungen (z. B. Ämter und Be-
hörden, Gerichte) sowie im Zusammen-
hang mit einigen zentralen Lebensberei-
chen (Gesundheit, Bildung, Arbeit) Ge-
bärdensprache zu verwenden. Dieses 
Recht ist an verschiedenen Stellen des 
Sozialgesetzbuches sowie im Behinder-
tengleichstellungsgesetz und im Berliner 
Landesgleichberechtigungsgesetz veran-
kert. Der Berufsverband der Gebärden-
sprachdolmetscher Berlin/Brandenburg 
schreibt deshalb auf seiner Internetsei-
te: „Zur Wahrnehmung dieses Rechts 
können Sie Gebärdensprachdolmetscher 
hinzuziehen.“ In Schleswig-Holstein ist 
das nicht anders: „Der Anspruch gehör-
loser Menschen auf Gebärdensprach-
dolmetscher insbesondere bei Behörden, 
Polizei, Gericht, im medizinischen Be-
reich, aber auch am Arbeitsplatz ist ge-
setzlich geregelt.“

Als Antwort auf den Mangel an Dol-
metschern und die Probleme der Kos-
tenübernahme sah ein Diskutant ein 
Projekt aus Hamburg: Der Verein Sege-
mi, Seelische Gesundheit – Migration 

und Flucht e.V., hat ein Konzept mit ei-
nem Pool von Dolmetschern entwickelt. 
Die Übersetzer kommen kostenlos in 
die Praxen. Das Projekt zielt nach eige-
nen Angaben auf die Teilhabe an der ge-
sundheitlichen Versorgung behinder-
ter Menschen mit Fluchterfahrung. Dar-
unter fallen neben der körperlichen oder 
der geistigen Behinderung auch seeli-
sche Behinderungen oder chronische 
Erkrankungen. Das Modellprojekt wird 
durch die Behörde für Arbeit, Soziales, 
Familie und Integration der Stadt Ham-
burg gefördert.

Ein Beispiel für die Bedeutung funk-
tionierender Kommunikation unter Be-
achtung soziokultureller Merkmale ist 
der Ausdruck „Mir brennt die Leber“. 
In manchen Kulturen ist der Begriff der 
Psyche nicht bekannt. Stattdessen wird 
auf eine Körper-Codierung zurückge-
griffen. „Während bei uns das Herz et-
was Emotionales ist, ist es bei den Ara-
bern die Leber. Jemand, der über eine 
brennende oder schmerzende Leber be-
richtet, ist nicht alkoholkrank. Es kann 
sein, dass er traurig ist und mit etwas 
nicht zurechtkommt“, erklärte Prof. Jan 

Artikel 25
der Allgemeinen Er-
klärung der Men-
schenrechte beinhaltet 
unter anderem: „Jeder 
hat das Recht auf ei-
nen Lebensstandard, 
der seine und seiner 
Familie Gesundheit 
und Wohl gewähr-
leistet, einschließlich 
Nahrung, Kleidung, 
Wohnung, ärztliche 
Versorgung und not-
wendige soziale Leis-
tungen, sowie das 
Recht auf Sicherheit 
im Falle von Arbeits-
losigkeit, Krankheit, 
Invalidität oder Ver-
witwung (…).“

Kizilhan in einem Interview mit dem 
Magazin Cicero aus dem Jahr 2017. Der 
Islamwissenschaftler ist Psychologe und 
transkultureller Psychotherapeut.

Was für Dolmetscher gilt, gilt auch 
für Psychotherapeuten: Es gibt zu weni-
ge. Vor allem auf dem Land macht sich 
das bemerkbar. „Eine Traumatherapie 
muss nicht zwangsläufig von einen Trau-
matherapeuten durchgeführt werden. 
Gerade in der Fläche gibt es kaum ent-
sprechende Therapeuten, dafür aber vie-
le Menschen mit pädagogischem trau-
matologischem Hintergrund“, sagte eine 
Teilnehmerin der Veranstaltung. „Wenn 
alle kämen, die kommen müssten, hät-
ten wir gar nicht die Kapazitäten dazu“, 
berichtete ein Teilnehmer in einer der 
Gesprächsrunden. Viele der Anwesen-
den hatten auch die praktische Erfah-
rung gemacht, dass nicht jeder Mensch 
zwangsläufig eine Traumatherapie erhal-
ten muss. Zuspruch zur Selbstständig-
keit und Selbsthilfe würde oftmals genü-
gen. Miteinander ins Gespräch zu kom-
men, könne schon zu einem gewissen 
Teil helfen.

Stephan Göhrmann

ANzeige
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ihre Kernkompetenzen zu konzentrie-
ren“, sagte Herrmann in Kiel. Die derzeit 
diskutierten oft eindimensionalen Lö-
sungen betrachtet der Kammerpräsident 
dagegen kritisch:
 Wettbewerb – auf dem Land leider 

nicht mehr gegeben. 
 Mehr Geld – hilft nicht dabei, diejeni-

gen aufs Land zu holen, die nicht hin 
wollen. 

 Mehr Ärzte: Bei Schaffung neuer Stu-
dienplätze kommen diese erst in 15 
Jahren in der Versorgung an, keiner 
weiß aber, wie diese dann aussehen 
wird.

 Landarztquote – Wie kann sich ein 
junger Mensch am Beginn eines Stu-
diums schon für seine Zukunft in 15 
Jahren verpflichten? 

Dass auch telemedizinische Lösun-
gen aus der künftigen Versorgung nicht 
mehr wegzudenken sind, bestätigten so-
wohl Garg als auch Herrmann. „Schles-
wig-Holstein ist in Sachen Telemedi-
zin Vorreiter in der Bundesrepublik, wir 
müssen dafür sorgen, dass die laufenden 
Projekte in die Regelversorgung überge-
hen und auch im Vergütungssystem Be-
rücksichtigung finden“, so Garg. 

Die Akzeptanz telemedizinischer 
Lösungen ist im ländlichen Raum al-

A O K - T A G

Neue Ansätze 
für das Land
AOK-Tag in Kiel zu Herausforderungen und Perspektiven 
der Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum. 

T
rennung der Sektoren aufweichen. 
Akademisierung der Pflegeberu-
fe und Schaffung neuer Berufsbil-
der. Delegation ärztlicher Leistun-
gen. Implementierung der Teleme-
dizinprojekte in die Regelversor-
gung. Dies sind nur fünf der An-

sätze und Forderungen, die auf dem 
AOK-Tag von Experten genannt wurden, 
um die Gesundheitsversorgung im länd-
lichen Raum künftig zu sichern. 

Welche Veränderungen werden er-
wartet? Gesundheitsminister Dr. rer. pol. 
Heiner Garg plädierte dafür, den auf dem 
Land lebenden Menschen nicht den Ein-
druck zu vermitteln, dass alles bleibt, wie 
es heute ist. „Den Landarzt in Einzelpra-
xis, der die gesamte Familie kennt und 
rund um die Uhr zur Verfügung steht, 
wird es so nicht mehr geben“, stellte Garg 
zu Beginn der Veranstaltung klar. Statt-
dessen werde die künftige Versorgung 
durch mehr Zusammenarbeit, Weiblich-
keit, Interprofessionalität und Delegati-
on ärztlicher Leistungen geprägt sein. 

Garg verwies in diesem Zusammen-
hang darauf, dass derzeit rund 70 Pro-
zent der Absolventen des Studienganges 
Humanmedizin weiblich sind und auf 
dem Land Versorgungszentren entste-
hen. Thomas Rampoldt, Geschäftsfüh-
rer der Ärztegenossenschaft Nord, stell-
te zwei sich ähnelnde Organisationsfor-
men für solche Zusammenschlüsse vor. 
Die kommunale Eigeneinrichtung un-
terscheidet sich von der Gründung ei-
nes MVZ dahingehend, dass keine Bürg-
schaft für die Haftung vorgelegt werden 
muss, es aber einer potenziellen Unter-
versorgung der Region und damit der 
Zustimmung der Kassenärztlichen Ver-
einigung bedarf. Beide Einrichtungen 
sind für die Sicherung der Versorgung 
auf dem Land relevant, da viele angehen-
de Mediziner ein finanzielles Risiko, das 
durch eine Selbstständigkeit entsteht, 
gern vermeiden möchten, so Rampoldt. 
Auch sei die Übernahme bürokratischer 
Aufgaben durch geschultes Personal und 
damit die Möglichkeit, sich vollständig 
auf das ärztliche Tun konzentrieren zu 
können, verlockend. 

Delegation wird im ärztlichen All-
tag zunehmend gelebt. Aus Sicht der 
Ärztekammer müssen dafür drei Anfor-
derungen erfüllt sein: ärztliche Anord-
nung, sorgfältige Auswahl und ärztliche 
Aufsicht. Dr. Henrik Herrmann, Präsi-
dent der Ärztekammer, sprach sich in ei-
nem Vortrag auf der Veranstaltung klar 
für die Delegation aus. Auch der Aka-
demisierung der Pflegeberufe und der 
Schaffung neuer Berufsbilder wie dem 
des Physician Assistant steht Herrmann 

– wie mehrfach berichtet – offen gegen-
über. „Wir müssen uns bewusst sein, dass 
sich die medizinische Versorgung verän-
dern wird. Lassen Sie uns diese Möglich-
keiten nutzen und den Medizinern damit 
die Möglichkeit geben, sich wieder auf 

lerdings noch ausbaufähig. Der Vor-
standsvorsitzende der AOK NordWest, 
Tom Ackermann, berichtete über die Er-
gebnisse einer Forsa-Umfrage im Auf-
trag seiner Krankenkasse über die Er-
wartungen der Menschen in Schleswig-
Holstein an die medizinische Versor-
gung. Danach können sich derzeit nur 
55 Prozent der Befragten eine Behand-
lung per Videosprechstunde vorstellen. 
Nach wie vor ist der ländlichen Bevölke-
rung in Schleswig-Holstein infrastruktu-
rell das Vorhandensein von Hausärzten 
am wichtigsten (94 % der Befragten), ge-
folgt von Einkauf vor Ort (92 %), Inter-
net (89 %), Schulen (84 %) und Kranken-
häusern (83 %). 

Schleswig-Holsteins KV-Chefin Dr. 
Monika Schliffke sieht die Aufgabe des 
Arztes vor Ort auch künftig kaum er-
setzbar. Sie machte deutlich: „Bei allen 
neuen Projekten darf zu keinem Zeit-
punkt die Frage nach dem Patientennut-
zen vergessen werden.“ Bernhard Zieg-
ler vom Klinikum Itzehoe erwartet, dass 
in der ambulanten Versorgung langfris-
tig nur Hausärzte nicht mehr an Klini-
ken angestellt sein werden, ambulant tä-
tige Fachärzte dagegen sieht er bei den 
Kliniken angestellt. 

Astrid Schock

55 % 
der Befragten in der 
Forsa-Umfrage geben 
an, sich eine Behand-
lung per Videosprech-
stunde vorstellen zu 
können. 80 Prozent 
davon können sich so-
gar eine Befundbe-
sprechung per Video 
vorstellen.

Tom Ackermann, Vorstandsvorsitzender der AOK NordWest, stellt die Ergebnisse einer Forsa-Umfrage zum Thema „Stadt.
Land.Gesund? Was sagen und erwarten die Bürger?“ vor.
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mens. Garg erinnerte in diesem Zu-
sammenhang an die frühe Änderung 
der Berufsordnung, die etwa Video-
sprechstunden ermöglicht. Er verwies 
auch auf die von Ärzten im Land ge-
nutzte Möglichkeit von Hausbesuchen 
durch geschulte Medizinische Fachan-
gestellte, die die Patientenuntersuchun-
gen mit Hilfe eines Telearztrucksackes 
vornehmen. 

Auch von der sektorenverbinden-
den Medizin ist stets die Rede, wenn 
es um die Versorgungssicherung geht. 
Ein Beispiel, das hierzu in Kiel mehr-
fach genannt wurde, ist das Projekt „Te-
lemedNetz SH“ (Seite 14). Projektiniti-
ator Dr. Thomas Schang , Vorsitzender 
des Ärztenetzes Eutin-Malente, räumte 
allerdings ein, dass noch nicht alle Ärz-
te Kooperation vorleben. „Noch heu-
te lautet der Tenor vielerorts: die beste 
Kooperation ist, alles selber zu machen“, 
so Schang. Verantwortlich dafür sieht 
er aber nicht allein die Ärzte: Die Ver-
gütungssysteme seien noch nicht auf 
die Ära der sektorenverbindenden Me-
dizin ausgerichtet, die Vergütung nach 
Qualität jedoch längst überfällig.

Und wie sieht es mit den Patienten 
aus – wollen die die verstärkte digita-
le Unterstützung überhaupt? Garg weiß 

T K  J A H R E S T A G U N G

Gestalten oder 
treiben lassen? 
Die Techniker Krankenkasse diskutierte über den Umgang mit 
Künstlicher Intelligenz und Digitalisierung in der Versorgung.

D
igitalisierung und Künstliche In-
telligenz: Zwei Begriffe, die immer 
wieder genannt werden, wenn es 
um die Sicherung der Gesund-
heitsversorgung geht. Wie Digi-
talisierung und Künstliche Intel-
ligenz die Entwicklungen in der 

Medizin unterstützen können, disku-
tierten Experten vergangenen Monat 
auf der gesundheitspolitischen Jahresta-
gung der Landesvertretung der Techni-
ker Krankenkasse. 

Gesundheitsminister Dr. rer. pol. 
Heiner Garg appellierte auf der Tagung 
an die Akteure des Gesundheitswe-
sens, bestehende technische Möglich-
keiten zu nutzen und sich immer wie-
der auf die Suche nach neuen Projekten 
zu begeben. „Wir können uns entschei-
den: wollen wir Mitgestalter sein oder 
uns von Weltkonzernen zu Getriebe-
nen machen lassen, die entscheiden, 
wie die Patientenversorgung zukünf-
tig aussehen soll“, sagte Garg. Die gute 
Zusammenarbeit und das gute Klima 
zwischen den Akteuren in Schleswig-
Holstein seien dafür eine gute Voraus-
setzung. Auch die Unterstützung der 
Ärztekammer beschleunige die Um-
setzung vieler Projekte – etwa durch 
Schaffung des berufsrechtlichen Rah-

um die Vorbehalte und appellierte des-
halb u.a. an Ärzte, Überzeugungsarbeit 
zu leisten - auch dies gehöre zur Ver-
sorgungssicherung dazu. Auch die Pa-
tientensteuerung, die „von der Politik 
ungern in den Mund genommen wird“, 
müsse Bestandteil der Versorgungssi-
cherung sein, sagte Garg. Die transsek-
torale Videosprechstunde, die als Mo-
dellprojekt im Friedrich-Ebert-Kran-
kenhaus (FEK) etabliert wird, hat die-
se Steuerung zum Ziel. Patienten kön-
nen wie berichtet vor dem Aufsuchen 
der Notfallambulanz per Videotelefo-
nie kurzfristig einen Arztkontakt erhal-
ten und so in die richtige Versorgungs-
ebene gelenkt werden. 

Auch Laila Wahle, Klinikmanage-
rin im St. Adolf Stift in Reinbek, bewer-
tet das vom Land geförderte Projekt des 
FEK positiv. Um nicht globalen Kon-
zernen die Patientensteuerung zu über-
lassen, plädierte sie für eine stärkere 
Einbindung von Institutionen. Verbrei-
ten auch Pflegeheime, Ärztenetze und 
andere Organisationen vermehrt Infor-
mationen über derartige Projekte, so 
ihre Vermutung, steigen die Chancen 
für Akzeptanz bei den Patienten. 

Unterstützung könnte sie bei Sö-
ren Schmidt-Bodenstein, Leiter der TK-
Landesvertretung, finden. Er sprach sich 
dafür aus, die zukünftige Versorgung 
aktiv mitzugestalten und sich nicht von 
Großkonzernen überholen zu lassen. 

Wie sich Patienten besser einbin-
den lassen, wird im Share to Care-Pro-
jekt am Universitätsklinikum Schles-
wig-Holstein (UKSH) erprobt. Projekt-
leiter Professor Friedemann Geiger ver-
deutlichte, dass eine Therapie erfolg-
reich ist, wenn sie medizinisch gut und 
passend für den individuellen Patienten 
ist – und „Augenhöhe“ zwischen Arzt 
und Patient erreicht wird. Geiger räum-
te ein, dass die Akzeptanz des Projektes 
zwar gut, gerade bei erfahreneren Kolle-
gen aber doch ausbaufähig sei. „Erfahre-
ne Kollegen arbeiten häufig nach einem 
bestimmten Muster. Aus diesem Her-
auszubrechen, fällt nicht immer leicht“, 
sagte Geiger.

Digitalisierung und Künstliche In-
telligenz: zwei Begriffe, die auch in Zu-
kunft in der Medizin eine Rolle spie-
len werden? Professor Horst Hahn vom 
Fraunhofer-Institut für Digitale Medi-
zin MEVIS, sieht diese als Werkzeug an, 
um einzelne Projekte zu verbinden. Al-
lerdings betonte Hahn, dass für ihn die 
Künstliche Intelligenz viel mehr eine 
Mustererkennung als Intelligenz dar-
stellt. Auch die Digitalisierung sei mehr 
als digitale Transformation zu sehen. 

„Die Patienten akzeptieren heute nicht 
mehr, nicht die beste Medizin zu erhal-
ten. Wir müssen die Patienten mit un-
serer Versorgung genau dort abholen“, 
sagte Hahn. 

Astrid Schock

BIog 
Dass Patienten digi-
tale Unterstützung 
im Gesundheitswesen 
nicht nur schätzen, 
sondern mit deren 
Hilfe selbst neue An-
gebote schaffen, zeig-
te der in Kiel vorge-
stellte Blog „lisabetes“ 
der Diabetikerin Lisa 
Schütte. Die Studen-
tin berichtete, dass 
über den Blog vie-
le Tipps für den Um-
gang mit der Krank-
heit ausgetauscht 
werden. 

Landesgesundheitsminister Dr. rer. pol. Heiner Garg und Sören Schmidt-Bodenstein (von links), Leiter der TK Landesver-
tretung, auf dem Podium der TK Jahrestagung. 
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Offen blieb, wo  bei uns solche Maß-
nahmen – denkbar wäre etwa die Ein-
führung von Beitragsgutschriften für 
unbezahlte Pflegepersonen wie pflegen-
de Familienangehörige – sichtbar sind. 
 Die vierte Herausforderung ist welt-

weit die Unterbeschäftigung und Ar-
beitslosigkeit junger Leute: 40 Prozent 
der Arbeitslosen sind unter 25 Jah-
re alt. In Mitteleuropa ist dies derzeit 
kein großes Problem. 

 Hingegen werde (fünftens) die Um-
wandlung der Wirtschaft hin zu di-
gitalen Arbeitsmärkten  („Industrie 
4.0“) mit Blick auf die Zukunft große 
Anpassungen erfordern. Aber:  „Viel-
leicht die Hälfte der heutigen Schul-
kinder wird später in Berufen arbei-
ten, die es heute noch gar nicht gibt – 
wie können wir sie dann darauf vor-
bereiten?“, fragte Breuer.  Allerdings 
schränkt der Bericht ein: „In der Me-
dizin sind heute neue Technologi-
en entscheidend für eine verbesserte 
Gesundheit, aber es gibt auch andere 
Aufgaben und Entscheidungen in die-
sem Sektor, die selbst auf lange Sicht 
kaum durch digitale Eingriffe ersetzt 
werden können.“  

 Sechstens sind Gesundheitsförderung 
und Prävention erheblich zu verstär-
ken, um insbesondere die im höheren 
Alter gewonnenen Lebensjahre qua-
litativ befriedigend zu gestalten. Das 
gelte auch für die Behandlung chroni-
scher Krankheiten und die Langzeit-
pflege, erläuterte Breuer.  Und: „Wir 
müssen unsere Maßnahmen mehr auf 
die Hochrisikogruppen wie etwa stark 
Adipöse zuschneiden!“   

 Eine leistungsfähige soziale Sicherung 
sei umso wichtiger, als (siebtens) welt-
weit mit neuen Risiken, Ungewisshei-
ten und Extremereignissen gerechnet 
werden müsse: „Epidemien wie Ebola 
und Zika sowie aufkommende Trends 
wie etwa Antibiotika-Resistenzen ver-
langen neue Bekämpfungsstrategien.“ 
Das waren laut Bericht keineswegs im-
mer teure Medikamente, sondern ein-

S O Z I A L E  S I C H E R U N G

Anpassungen 
global erforderlich
Die zehn größten Herausforderungen weltweit für die 
soziale Sicherung wurden beim jüngsten Sozialmedi-
zinischen Kolloquium in Lübeck diskutiert. 

D
as System der sozialen Sicherung, 
für Patienten wie Ärzte lebenswich-
tig, ist in Bewegung geraten. Wäh-
rend hierzulande die durch De-
mografie und Digitalisierung ver-
stärkte Diskussion Veränderungen 
anzutreiben scheint, werden in-

ternational andere Herausforderungen 
thematisiert und angepackt. 

Die zehn wichtigsten globalen Her-
ausforderungen für die Zukunft hat die 
Internationale Vereinigung für Soziale 
Sicherheit ISSA (deutsch IVSS) formu-
liert. Darüber referierte der derzeitige 
Präsident Prof. Joachim Breuer beim 136. 
Sozialmedizinischen Kolloquium in Lü-
beck. Er ist seit einigen Monaten Inhaber 
des noch im Aufbau befindlichen Stif-
tungslehrstuhls für Versicherungsmedi-
zin an der Universität zu Lübeck, des ers-
ten Lehrstuhls dieser Art (speziell nur für 
Versicherungsmedizin) in Deutschland. 
Hintergrund ist der Wunsch der Initia-
toren, eine Brücke zwischen Sozialver-
waltung national wie international und 
der Wissenschaft in Recht und Medizin 
zu schlagen.
 Die erste globale Herausforderung ist 

das Schließen der Deckungslücke – bei 
uns, so Breuer, eher ein Randproblem 
etwa für manche Selbstständige, die ei-
nen lückenhaften Versicherungsschutz 
haben. Gedacht ist hier wohl eher an 
die Unfall-, Kranken- und Pflegeversi-
cherung als an die Rentenversicherung, 
die auch bei uns Millionen Menschen 
eher unter- als überversorgt.

 Zweitens nennt der ISSA-Bericht das 
Ziel einer Abmilderung der Ungleich-
heiten in der Gesellschaft, etwa bei 
der Einkommensverteilung, beim Zu-
gang zu medizinischer Versorgung 
oder speziell bei Männern und Frauen. 
Auch hier sei global viel erreicht wor-
den, allerdings eher nur auf den ers-
ten statistischen Blick. Viele Ungleich-
heiten bestünden weiterhin, ja ver-
schärften sich. Daher seien soziale Si-
cherungssysteme auszubauen, die eher 
steuer- als beitragsfinanziert und ob-
ligatorisch statt fakultativ seien, um 
mehr Rechtsansprüche zu gewähren. 
Die Botschaft des Berichts ist eindeu-
tig: „Die soziale Sicherheit der Bevöl-
kerung ist entscheidend für den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt.“

 Drittens ist der demografische Wandel 
nach den Industrieländern auch welt-
weit angekommen. Die Zahl der über 
80-Jährigen werde sich von 2000 bis 
2050 auf über 400 Millionen verdreifa-
chen, sagte Breuer. Um steigende Aus-
gaben und sinkende Einnahmen zu 
bewältigen und den Bedarf aller Men-
schen zu decken, müssten die Systeme 
der sozialen Sicherung ihre herkömm-
liche Schutzrolle „durch verstärkte In-
vestitionen in Gesundheit, Beschäfti-
gung und Eigenverantwortung ergän-
zen“.  

fache Rehydrationsmaßnahmen, die 
am effektivsten über das gute alte Ra-
dio kommuniziert wurden.   

 Achtens sei der Schutz der über eine 
Milliarde Binnen- und internationa-
len Arbeitsmigranten zu verbessern. 
Sie seien im Land ihrer Tätigkeit oft 
nicht so abgesichert wie in ihrem Her-
kunftsland – das betreffe alle Berufe, 
auch Ärzte.  

 Neuntens sei der technologische Wan-
del hin zu mobilen Informations- und 
Kommunikationstechnologien, zu Big 
Data und E-Government zugleich He-
rausforderung und Motor für innova-
tive Lösungen in der sozialen Sicher-
heit. Beispielsweise habe die Repub-
lik Korea ein Big-Data-Projekt einge-
führt, das sämtliche Sozialdaten der 
50 Millionen Einwohner anonymisiert 
umfasse.  

 Hinzu kommen (zehntens) gestiegene 
öffentliche Erwartungen an die sozia-
le Sicherung – oder umgekehrt wach-
sende (Bürokratie-)Kritik? So müs-
se die Sozialverwaltung zuverlässi-
ger und schneller werden. Ob dabei 
ein eher unbekanntes kleines Land 
wie Aserbeidschan ein Muster liefern 
kann, wo die Rentengewährung „ohne 
Papierkram per SMS“ erfolgt? Immer-
hin könnte das deutsche Sozialsystem 
(angeblich „Weltspitze“) von anderen 
Ländern partiell lernen, bestätigte der 
Referent im Nachgespräch. Zum Bei-
spiel im Pflegebereich von Japan, das 
für Demenzkranke spezielle Angebote 
entwickelt hat. 

Nicht diskutiert wurde, ob die versiche-
rungsmedizinische Forschung in Zu-
kunft Sozialsysteme identifizieren kann 
mit besserer Transparenz der Leistungen, 
mit weniger Kompetenzüberschneidun-
gen durch Trägervielfalt und vor allem 
mit stärker ausgeprägtem Solidarprinzip 
zugunsten unterversorgter Gruppen, so 
wie es der Altmeister der wissenschaftli-
chen Sozialpolitik, Prof. Heinz Lampar-
ter, schon vor Jahrzehnten forderte.

Horst Kreussler

1 Mrd. 
Arbeitsmigranten gibt 
es weltweit.  Im Land 
ihrer Tätigkeit sind sie  
häufig schlechter ab-
gesichert als in ihrem 
Heimatland. Dies gilt 
auch für viele Ärzte. 

400 Mio. 
Menschen, die über 
80 Jahre alt sind, wird 
es laut Prognosen im 
Jahr 2050 weltweit 
geben. 

40 % 
der Arbeitslosen sind 
25 Jahre oder jünger. 
Weltweit ist Unterbe-
schäftigung und Ar-
beitslosigkeit ein grö-
ßeres Problem als der-
zeit in Mitteleuropa.
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Adipositas, Diabetes, Fettstoffwechsel-
störungen und Karies.

Die Experten forderten auch thera-
peutische Lösungen für Betroffene in der 
Regelversorgung. Denn de Zwaan beob-
achtet, dass Betroffenen oft nur Empfeh-
lungen gegeben werden und sie dann al-
lein gelassen werden, weil es keine Ange-
bote in der Regelversorgung gibt. Folge 
ist oft, dass Betroffene viel Geld für nur 
kurz wirksame Angebote zur Gewichts-
reduktion ausgeben. Ein erster Schritt 
wäre nach ihrer Ansicht die Integration 
eines Adipositas-Moduls in das beste-
hende DMP Diabetes Typ 2. 

Ernährungsmediziner Prof. Man-
fred Müller hat beobachtet, dass die Be-
reitschaft unter Ärzten zur Fortbildung 
zum Thema vorhanden ist. Allerdings 
kann er sich vorstellen, dass die Inhalte 
neu überdacht werden: Es gehe nicht nur 
um theoretisches Wissen, sondern dar-
um, den Zugang zum Patienten zu fin-
den. Er ist überzeugt, dass nicht allein 
die Politik Verantwortung übernehmen 
muss: „Wäre es nicht auch Sache der Ärz-
tekammern, ein klares Signal für die Un-
terstützung der Betroffenen zu senden?“ 

Deutlich wurde in Kiel auch, dass 
Betroffene von Ärzten wirksame Un-
terstützung erwarten. „Andere bekom-
men von ihren Ärzten eine Behandlung, 
ich bekomme einen Rat“, sagte Melanie 
Bahlke. Der in der Selbsthilfe engagier-
ten Frau hilft die reine Empfehlung, sich 
mehr zu bewegen und abzunehmen, we-
nig. Sie sieht Ärzte oft in einem „Spa-
gat zwischen Hilflosigkeit und Unwis-
senheit“. Bahlke machte auch deutlich, 
was es bedeutet, Adipositas-Patientin zu 
sein: „Was für andere im Alltag selbst-
verständlich ist, zum Beispiel auf einem 
Stuhl sitzen oder in einem Bus fahren, ist 
für Menschen mit der Krankheit Adi-
positas ein Problem, an das wir ständig 
erinnert werden, das Angst macht und 
uns stigmatisiert. Wir leiden oft unter 
der Diskriminierung – eigentlich möch-
ten wir aber nur als Menschen behan-
delt werden.“

Dirk Schnack

R
und 500 Wissenschaftler, Behand-
ler, Adipositas-Patienten und Ver-
braucher trafen sich im Septem-
ber zum dreitägigen Kongress 
der Deutschen Adipositas-Ge-
sellschaft (DAG) in Kiel. Die Ex-
perten halten die Risiken, die von 

Adipositas für die Gesundheit ausge-
hen, noch immer für unterschätzt und 
forderten die Politik deshalb zum Han-
deln auf. 

„Adipositas ist eine chronische Er-
krankung von epidemischen Ausma-
ßen“, sagte DAG-Präsidentin Prof. Mar-
tina de Zwaan. Sie sieht die Politik in 
der Verantwortung, die Nahrungsmit-
telindustrie zu einem NutriScore zu 
verpflichten. Die Strategie von Bun-
desernährungsministerin Julia Klöck-
ner (CDU), auf freiwillige Maßnahmen 
der Industrie zu setzen, hält sie für wir-
kungslos. Den NutriScore als Nähr-
wertkennzeichnungsmodell halten die 
DAG-Experten dagegen für geeignet, 
insbesondere Betroffene und Menschen 
mit niedrigem Bildungsabschluss Ori-
entierung zu geben. 

Mehr Druck auf die Politik erhofft 
sich de Zwaan von der im vergangenen 
Jahr gegründeten Deutschen Adiposi-
tas Allianz, der die DAG beigetreten ist. 
Konkret schlägt die DAG u. a. ein Verbot 
von an Kinder und Jugendliche gerichte-
ter Werbung für adipogene Lebensmit-
tel, tägliche Bewegung für Schüler sowie 
eine steuerliche Entlastung für gesun-
de Lebensmittel vor. Als Gegenfinanzie-
rung regte Dr. Stefanie Gerlach aus dem 
DAG-Vorstand eine höhere Mehrwert-
steuer auf ungesunde Lebensmittel an. 

Als Beispiel für ungesunde und für 
die Gesundheit schädliche Lebensmittel 
nannte Tagungspräsidentin Prof. Anja 
Bosy-Westphal aus Kiel gesüßte Geträn-
ke wie etwa Fruchtsäfte, denn: „In flüs-
siger Form konsumierte Kalorien sätti-
gen weniger und sie fluten im Körper zu 
schnell an und belasten damit die Leber 
und den Stoffwechsel.“ Ein hoher Ver-
zehr zuckerreicher Getränke begünsti-
ge die Entstehung von Übergewicht und 

A D I P O S I T A S

Die süße Gefahr 
in Getränken
Wissenschaftlicher Kongress der Deutschen Adipositas-Gesellschaft (DAG) in Kiel. 
Experten kritisieren hohen Zuckergehalt in industriell verarbeiteten Lebensmitteln. 
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Festival zielt daher explizit auf die Arzt-
gesundheit ab“, erklärt Jacobs. Glei-
ches gilt für Sport. Jacobs, die selbst viel 
Sport treibt, weiß um die ausgleichen-
de Wirkung der Bewegung: „Sport hilft 
den Kopf frei zu bekommen, Musik hilft, 
sich wieder zu sammeln“, so die Allge-
meinmedizinerin.

Heute ist Anke Jacobs Fachärztin für 
Allgemeinmedizin. Bis vor einigen Jah-
ren hatte sie noch eine Privatpraxis. Als 
sie merkte, dass sie damit ihrer eigenen 
Vorstellung eines ausgewogenen Lebens 
nicht nachkommen konnte, entschloss 
sie sich zu einem anderen Modell. Jetzt 
arbeitet sie zwei Tage fest angestellt im 
Rehazentrum in Lübeck. Zusätzlich be-
handelt sie ihre Patienten privat in ih-
rem Praxisraum im Zentrum in Lübeck 
und in einem weiteren Praxiszentrum 
in München. Wenn möglich widmet 
sie sich an den verbleibenden zwei Ta-
gen der Organisation von Veranstaltun-
gen und Workshops, hält Vorträge oder 
schreibt an Büchern.

Die Trennung der Disziplinen ist im 
Berufsalltag als Ärztin nicht gewollt: ihr 
liegt die Gesundheit des Patienten am 
Herzen. Dafür gehört für sie die umfäng-
liche Gesundheit, körperlich wie see-
lisch. „Seele, Geist, Psyche: Nennen Sie 
es, wie Sie wollen. Wenn ein Mensch 
krank ist, muss ihm geholfen werden. 
Mir ist klar, dass sich ein Chirurg bei ei-
ner Knie-OP auf das Knie fokussiert. 
Wenn ich aber einen Schmerzpatienten 
vor mir sitzen habe, bei dem ich merke, 
dass er auch mit psychischen Belastun-
gen wie einer hohen Arbeitsbelastung zu 
kämpfen hat, muss ich als Ärztin den Pa-
tienten als Ganzes betrachten“, erklärt sie 
ihr pragmatisches Vorgehen.

Erkennt Jacobs eine Dysbalance, ver-
sucht sie herauszufinden, wodurch ein 
Ausgleich geschaffen werden könnte. 
Wann war der Patient das letzte Mal zu-
frieden, fröhlich oder glücklich? Wann 
stellte sich dieses Gefühl ein? Ein aus-
führliches Patientengespräch kann die-
se Fragen beantworten. Für Jacobs ist 
es wichtig, für den Patienten individu-
elle Wege zu einem ausgeglichenen Le-
ben zu finden. Work-Life-Balance meint 
in diesem Zusammenhang den Aus-
gleich zwischen An- und Entspannung. 
Auf zu viel Stress können psychosomati-
sche Erkrankungen folgen. Dann muss 
entschieden werden: Braucht der Pati-
ent Medikamente oder hilft bereits ein 
ausgeglichener Lebensstil, sodass mög-
licherweise auf Medikamente verzichtet 
werden kann?

Dieses Vorgehen sei zeitaufwendi-
ger, aber nachhaltig, so Jacobs. Eine gute 
Therapie sollte auf die umfassende Ge-
sundheit des Patienten ausgerichtet und 
stets Ziel der ärztlichen Tätigkeit sein. 
Jacobs Work-Life-Balance: Musik, Sport 
und Medizin.

Stephan Göhrmann

P O R T R A I T

Mehr als 
Medizin
Erst Kulturwissenschaftlerin, dann 
Medizinerin? Nein, Anke Jacobs fühlt sich 
zu mehr als nur einer Disziplin hinge-
zogen. Zur umfänglichen Gesundheit des 
Patienten gehört mehr als nur Medizin.

M
it Doc‘s Arts plant sie ein welt-
weit einmaliges Musikfestival 
für Mediziner und Angehörige 
medizinischer Berufe. Die Idee 
hatte sie bereits im Medizinstu-
dium. Dass Medizin und Musi-
zieren zusammenpassen kön-

nen, weiß Anke Jacobs. Für sie sind Me-
dizin, Musik und Sport drei Säulen einer 
umfassenden Gesundheit – für ihre Pati-
enten wie auch für sie selbst.

Der Kontakt zur Kultur- und Musik-
szene wurde ihr bereits in die Wiege ge-
legt: Das Elternhaus war oft Treffpunkt 
für Künstler. Jacobs Mutter war Kultur-
managerin, organisierte Konzerte und 
Kulturveranstaltungen in ganz Europa 
und der Welt, war in der Szene bekannt; 
ihr Vater, Leiter eines Sozialamtes, sorg-
te für das Beisammensein, die Gesprä-
che und eine freundschaftliche Stim-
mung unter den Gästen. Jacobs beglei-
tete schon als Kleinkind ihre Mutter zu 
Veranstaltungen und konnte bei deren 
Organisation hinter die Kulissen schau-
en. Als bei einem Kulturfestival der Mut-
ter ein Mitarbeiter kurzfristig ausfiel, 
sprang Jacobs ein. Da war sie 15 Jahre 
alt. Der Veranstaltungsleiter war zufrie-
den und Jacobs wurde in das Organisati-
onsteam aufgenommen.

In den folgenden Jahren genoss sie 
eine Art inoffizielle Ausbildung bei ih-
ren Vorgesetzten und Kollegen, reiste  
viel, um Kulturveranstaltungen zu or-
ganisieren und durchzuführen. Mit 19 
entschied sich Jacobs, ihren Beruf als 
Chefkoordinatorin mit dem Studium 
der Angewandten Kulturwissenschaft zu 
untermauern. Mit 23 Jahren war sie für 
ein Team von über 100 Mitarbeitern ver-
antwortlich.

Erst eine schwere Erkrankung führ-
te dazu, dass sich Jacobs intensiver mit 
dem Thema Gesundheit auseinander-
setzte. Ihre Erfahrungen formten bei ihr 
eine eigene Vorstellung zum Verhält-
nis von Arzt und Patient. Jacobs wurde 
wieder vollkommen gesund. Die Ärzte 
prog nostizierten damals etwas anderes. 
Das weckte bei ihr noch mehr Interesse 
an der Medizin.

Mit 30 Jahren fing sie deshalb an, 
Humanmedizin zu studieren. Die Ver-
bindung zur Kulturwissenschaft, zur 
Musik und zum Sport verschwand je-
doch nie. An mehreren Stationen in ih-
rem Leben fiel ihr auf, dass viele junge 
Assistenzärzte und Ärzte, die schon län-
ger berufstätig waren, oft gestresst und 
desillusioniert von ihrem Beruf wa-
ren. Der Ausgleich durch Musik und 
Sport geriet immer weiter in den Hin-
tergrund. „Das ist schade. Mir ist aufge-
fallen, dass unter Medizinern ein ausge-
sprochen hoher Anteil von Musikern ist 

– oft auf einem sehr hohen Niveau“, er-
klärt Jacobs. Diese Erkenntnis war Ur-
sprung ihrer Idee für Doc‘s Arts. „Mu-
sizieren ist gesundheitsfördernd. Das 

Anke Jacobs ist Fachärztin für Allgemeinmedizin. Ein gutes Arzt-Pati-
enten-Verhältnis ist für sie der Grundstein einer umfassenden Behand-
lung. 
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Mutter oder Vater aufgenommen wer-
den. „Das Kind ist der Patient, es durch-
läuft seinen psychiatrischen Alltag mit 
Therapien“, erklärt Jung. „Für die Eltern 
gibt es eigene Gruppen, in denen sie Hil-
fen für den Umgang mit ihrem Kind er-
lernen.“ Bundesweit existieren solche El-
tern-Kind-Bereiche bereits seit einigen 
Jahren, in Schleswig-Holstein gab es die-
se Therapieform bisher nicht.

Im neuen Bettenhaus leben die et-
was älteren Kinder und Jugendliche bis 
18 Jahre. In Ausnahmefällen werden auch 
Heranwachsende bis 21 Jahre aufgenom-
men. Zu jedem Doppelzimmer gehört 
ein Bad. Das ist eine Verbesserung gegen-
über dem alten Gebäude, in dem es Ge-
meinschaftswaschräume gab – schwierig 
für Kinder mit gestörtem Körpergefühl, 
wie etwa bei Essstörungen. Die Bäder 
sind nur vom Flur zu erreichen, damit 
das Personal im Blick behält, etwa ob Ju-
gendliche nach den Mahlzeiten zur Toi-
lette laufen, um das Essen zu erbrechen.

Innerhalb der Wohneinheiten gibt 
es „intensive und besonders intensive Be-
treuung“, so Jung: „Wir können ruhigere 
Bereiche definieren und auf diese Weise 
Patienten, die in einer Krise sind, in der 
Gruppe belassen. Wir sorgen aber gleich-
zeitig dafür, dass andere Kinder und Ju-
gendliche ihre Ruhe vor sehr unruhigen 
Mitpatienten haben.“

P S Y C H I A T R I E

Neubau auf dem 
Hesterberg 
Kinder- und Jugendpsychiatrie in Schleswig zieht in den 
Neubau auf einem Traditionsstandort. Gruppen können 
nach Krankheitsbildern zusammengestellt werden. 

S
ofas, Brettspiele, Musikinstru-
mente, ein Tischkicker – und das 
Wichtigste überhaupt: Es gibt 
WLAN. Die Aufenthaltsräume mit 
Netzanschluss sind eine der Neue-
rungen in der Kinder- und Jugend-
psychiatrie in Schleswig. Für rund 

14,7 Millionen Euro wurde die Klinik 
am Traditions-Standort umgebaut. Kein 
Selbstzweck, sondern eine Chance für 
andere Behandlungskonzepte. 

Ein neues Bettenhaus mit rund 80 
Plätzen – der Großteil der insgesamt 128 
stationären Betten der Klinik – ist die 
teuerste und sichtbarste Veränderung. 
Der zweistöckige Ziegelbau liegt tief im 
Inneren des parkähnlichen Geländes auf 
dem Hesterberg. Nicht nur die ruhige 
Lage zwischen Wiesen und Bäumen sieht 
Dr. Martin Jung, Chefarzt der Klinik, als 
Vorteil, sondern auch die Aufteilung der 
Räume. Im alten Bettenhaus gab es gro-
ße Stationen, in denen Patienten mit un-
terschiedlichen Krankheitsbildern ge-
meinsam untergebracht waren. Im neuen 
Haus leben die Kinder und Jugendlichen 
in kleineren Einheiten, die den Charakter 
von Wohngruppen haben. 

„Wir können die Gruppen nach 
Krankheitsbildern belegen, etwa für De-
pression, Schmerzpatienten oder für 
Ano rexie“, sagt Jung. Pro Gruppe gibt 
es einen Aufenthaltsraum und eine Kü-
che, damit die Patienten nicht nur in ih-
ren Zimmern sitzen. Für die Jugendli-
chen dürfte der Internet-Zugang beson-
ders wichtig sein: „Vor dem Umzug tra-
fen sich viele im benachbarten Super-
markt, weil es dort kostenloses Netz 
gab“, berichtet Jung. Die Frage, wie viel 
Smartphone-Zeit zugelassen ist, gehört 
zu den ewigen Streitpunkten in der Psy-
chiatrie: Mediensucht ist ein wachsen-
des Thema. „Ein Jugendlicher kam mit 
Verdacht auf Essstörung, weil er so ex-
trem mager war – dabei ging es eigentlich 
um Spielsucht, über der er das Essen ver-
gaß“, schildert Jung einen Fall. Bei vielen 
Jugendlichen starten psychische Krisen 
im virtuellen Raum, sei es durch Cyber-
mobbing oder das Versenden von Nackt-
fotos. Aber ganz ohne Smartphone geht 
es nicht, schließlich sollen die Jugendli-
chen nach dem Klinik-Aufenthalt wieder 
in den Alltag zurückkehren. Daher sol-
len sie im geschützten Raum Regeln für 
das Netz üben.

Neben der Mediensucht beobachtet 
der Psychiater weitere Verschiebungen in 
den Krankheitsbildern. Besonders zwei 
Phänomene bemerkt Jung, der seit den 
1990er Jahren in Schleswig tätig ist, mit 
Sorge: „Wir sehen sehr kleine Kinder mit 
hochgradigen Störungen und Jugendli-
che, die hochgradig suizidal sind.“

Auf beide Probleme will die Klinik 
mit ihrer Umgestaltung eine Antwort ge-
ben. So ist als neues Angebot in einem ei-
genen Haus ein Eltern-Kind-Bereich ent-
standen, in dem bereits Kleinkinder mit 

Für die stark Suizidgefährdeten hal-
ten die Stationen Krisenzimmer vor, die 
das Personal rund um die Uhr im Blick 
behält: „Wir hatten bereits Jugendli-
che, die sich sofort strangulieren wollen, 
wenn sie nur einen Moment allein sind.“

Gründe für die Häufung dieser Fälle  
seien schwer zu benennen. Jung spricht 
aber von einem Phänomen, das er in frü-
heren Jahren so nicht gesehen hat. Die 
Kinder- und Jugendpsychiatrie ist ei-
nes von vier stationären psychiatrischen 
Zentren für Kinder und Jugendliche in 
Schleswig-Holstein und zählt zu den 
größten bundesweit. Sie versorgt jährlich 
rund 1.500 stationäre und 6.500 ambu-
lante Patienten.

Esther Geisslinger

9,7 Mio. 
Euro an öffentli-
chen Mitteln flossen 
in den Neubau auf 
dem Schleswiger Hes-
terberg. Weitere fünf 
Millionen Euro in-
vestierte Klinikträ-
ger Helios. Chefarzt 
Dr. Martin Jung sieht 
im Erhalt des Stand-
orts - zwischenzeit-
lich war eine Verle-
gung im Gespräch - 
einen großen Vorteil.  
Am anderen Stand-
ort hätte die Klinik 
nicht nur den großen 
Park mit seinen Mög-
lichkeiten zum Spie-
len und Ruhe tan-
ken verloren, sondern 
auch die eigene Schu-
le, die Sporthalle und 
die kleineren Gebäu-
de für Therapieange-
bote, die zum histo-
rischen Bestand des 
ehemaligen Landes-
heims gehören. 
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Dr. Martin Jung (rechts), Chefarzt der Kinder- und Jugendpsychiatrie in 
Schleswig, freut sich über den Klinikneubau an historischer Stätte auf dem 
Hesterberg. Die ruhige Lage im Park sieht er als großen Vorteil an. 



2 4  //  I M  N O R D E N O K T O B E R  2 0 1 9  |  AU S G A B E  1 0

regnum. Der Amtsleiter der Kassenärzt-
lichen Vereinigung und Vorsitzende der 
Ärztekammer, Dr. Hans Rinne, und der 
geschäftsführende Arzt der Ärztekam-
mer und KV-Verwaltungsstelle, Dr. Os-
kar Voigt, waren verhaftet und interniert. 
1946/1947 befanden sie sich im Internie-
rungslager für NS-Führungskräfte in 
Eselsheide, dem Civil Internment Camp, 
CIC No. 79, zwischen Bielefeld und Pa-
derborn. Von dort wurden sie 1948 nach 
Bad Segeberg entlassen. In ihren frü-
heren Positionen fanden sie weder im 
Krankenhaus (Rinne) noch bei Kam-
mer und KV wieder Verwendung. Rinne 
starb schon Ende 1948 an Krebs.36

Eine arbeitsfähige ärztliche Orga-
nisation war jedoch in den Wirren der 
Nachkriegszeit dringend erforderlich. 
Dies erkannte auch die britische Besat-
zungsmacht. Sie beauftragte den aus 
Oberschlesien stammenden ehemaligen 
Amtsarzt und seit 1945 in Kiel tätigen 
praktischen Arzt Dr. med. Berthold Ro-
dewald (1891-1966)37 Ende Juni 1945, die 
Geschäfte der Ärztekammer einschließ-
lich die der kassenärztlichen Verwal-
tungsstelle zu übernehmen. Obwohl die 

N
ach dem Zusammenbruch des na-
tionalsozialistischen Regimes hat-
ten auch die Reichsärztekammer 
in München und die Kassenärzt-
liche Vereinigung Deutschlands 
in Berlin ihre Tätigkeit eingestellt. 
In Schleswig-Holstein herrsch-

te in den Verwaltungsstellen der Kam-
mer und KV von Mai bis Juli ein Inter-

schleswig-holsteinische Kammer und 
KV bis zum Zusammenbruch 1945 nur 
Untergliederungen der Reichsärztekam-
mer ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
waren, wurden sie nach dem Willen der 
Besatzungsmacht provisorisch als selbst-
ständige Einrichtung weitergeführt, wo-
bei die Provinzstelle der KVD bis zum 
August 1948 in die Landesärztekammer 
eingegliedert war. Die an die veränder-
ten Verhältnisse angepasste Reichsärz-
teordnung wurde einfach weiter ange-
wendet.38 

Die Militärregierung befürchtete 
im Chaos der ersten Nachkriegszeit im 
völlig mit Flüchtlingen und internier-
ten deutschen Soldaten übervölkerten 
Schleswig-Holstein bei anfänglichem 
Arztmangel den Zusammenbruch der 
ärztlichen Versorgung sowie den Aus-
bruch von Seuchen. Die Zahl der Kas-
senärzte bedurfte einer Regulierung. Die 
geordnete Zulassung einer ausreichen-
den Menge von Ärzten zur Kassenpraxis 
war ein Gebot der Stunde. Auch zeigten 
sich in der Ärzteschaft Zerfallserschei-
nungen. Kleine und kleinste Abrech-
nungsstellen entstanden, örtlich wurden 

Verhältnisse 
1952 pro 
Jahr in DM

Honorare Arzneikosten Kranken-
hauspflege

Schleswig-
Holstein

22,80 10,29 26,73

Bundes-
gebiet

22,49 12,22 23,53

Honorare, Arzneikosten und Krankenhauspflege in Schleswig-Holstein 
im Vergleich zum Bundesgebiet.

1948
nahm die KVSH 
ihre Arbeit als selbst-
ständige Organisati-
on auf.  

Ansicht der KV von der Eutiner Straße aus. 
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Mit Misstrauen und 
Widerstand gestartet
Nach dem Krieg musste die KV ihre Arbeit ohne verlässlichen Rechtsrahmen, begleitet von 
Widerständen, Misstrauen und schlechter Stimmung unter den Ärzten, wieder aufnehmen.  
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bei einer Gesamtbevölkerung von 2,65 
Millionen) standen anfangs einer über-
großen Zahl von Ärzten gegenüber.42 
Mitte 1949 gab es neben den 508 Kas-
senärzten, die bereits 1939 niedergelas-
sen waren, noch 528 Kassenärzte mit vo-
rübergehender Niederlassungsgenehmi-
gung sowie 465 an der kassenärztlichen 
Versorgung beteiligte Ärzte, insgesamt 
also 1.495 Kassenarztpraxen gegenüber 
ca. 700 im Jahr 1939.43 Die sozialhygie-
nischen Probleme, das starke Ansteigen 
der Geschlechts-, Tuberkulose-, Ty-
phus- und Malariaerkrankungen bei oft 
schwierigen Unterbringungsverhältnis-
sen und einem Mangel an allen erforder-
lichen Materialien erschwerten die Ar-
beiten zusätzlich.44 Die vermehrte Zahl 
der Ärzte und der schlechte Gesund-
heitszustand der Flüchtlinge, fast voll-
ständig sehr junge und sehr alte Perso-
nen, hatten auch ein Absinken der ärzt-
lichen Vergütungen zur Folge. Die Kran-
kenkassen zahlten damals eine Kopfpau-
schale nach Zahl der Versicherten an die 
KV-Abrechnungsstelle, die dann die un-
dankbare Aufgabe hatte, eine einigerma-
ßen gerechte Bezahlung der Ärzte zu or-
ganisieren. Die große Zahl der zu behan-
delnden Fälle führte zu einer Verminde-
rung der eigentlich nach abgerechneten 
Leistungen erforderlichen Zahlungen 
auf bis zu 50 Prozent.45 Erst einige Zeit 
nach der Währungsunion 1948 began-
nen sich die Verhältnisse langsam zu 
bessern.

Überschattet wurde alles von der un-
sicheren rechtlichen Lage. Die Unter-
gliederungen nahmen ihre Aufgabe als 
Funktionsträger der de jure noch fort-
bestehenden Reichsärztekammer wahr. 
Diese Auffassung festigte sich jedoch 
erst durch die Rechtsprechung des Ober-
verwaltungsgerichts Münster 1951 so-
wie des Verwaltungsgerichtshofs des 3. 
Karlsruher Senats 1952.46,47 Bis dahin war 
die notwendige, aber nicht unumstritte-
ne Arbeit der Bad Segeberger ärztlichen 
Organisation ohne verlässliche Rechts-
grundlage. Hinzu kam die schlechte 
Stimmung in der Ärzteschaft. Die Nach-
folgeorganisation der Reichsärztekam-
mer wurde mit Misstrauen betrachtet. 
Es gab starke Widerstände aus der Ärz-
teschaft, gepaart mit Unzufriedenheit 
und Erbitterung. Besonders als nach-
teilig empfundene Entscheidungen der 
Kammer führten zu persönlichen An-
griffen und Verunglimpfungen gegen-
über den kommissarisch bestellten Lei-
tern. Schwerer noch wogen die Hemm-
nisse durch inkompetente, von der Be-
satzungsmacht eingesetzte Kommissare 
der unteren Verwaltungsebenen, die den 
Fortgang der Arbeit gelegentlich nach-
haltig gefährdeten.48 Kompliziert wurde 
die Lage, wenn sich regionale Behörden 
berechtigt glaubten, über die Zulassung 
von Ärzten entscheiden zu können. Da-
bei spielten nicht selten unsachliche Mo-

Vertragsverhandlungen zwischen einzel-
nen Ärzten und regionalen Krankenkas-
sen aufgenommen. In mühsamer Klein-
arbeit gelang es Rodewald mit anderen 
aktiven Ärzten, die Ärzteschaft regio-
nal trotz der schwierigen Verkehrsver-
hältnisse und der unsicheren Postwege 
in Versammlungen über die neuen Ver-
hältnisse zu unterrichten.39 Erstaunlich 
schnell wurden wieder ärztliche Kreis-
vereine gebildet. Weitgehend unbelaste-
te Ärzte mit berufspolitischer Erfahrung 
wurden gefunden, die als Vorsitzende 
gewählt und von der Militärregierung 
bestätigt werden konnten. Diese Kreis-
vereinsvorsitzenden bildeten den aus 20 
Obmännern bestehenden Beraterkreis 
für den „Kammerkommissar“, für den 
sich bald die Dienstbezeichnung „Prä-
sident“ fand. Damit gab es eine Art par-
lamentarisches Organ, das sich „Lan-
desärztekammer“ nannte. Die erste vor-
bereitende Ärztekammersitzung fand 
schon am 30. Juni 1945 in Bad Segeberg 
statt. Auf Anweisung der Militärregie-
rung wurde ein fünfköpfiger Vorstand 
gebildet.40 Die Verwaltungsarbeiten 
wurden zunächst von Dr. med. Karl Hae-
denkamp (1889-1955), der bald darauf 
in die Geschäftsführung des Nordwest-
deutschen Kammerausschusses wechsel-
te, dann von Dr. med. Dr. rer. nat. Curt 
Walder und Alfred Evert (1901-1995) 
nach seiner Entlassung aus der Kriegs-
gefangenschaft im August 1945 in den 
nächsten zwei Jahrzehnten geleitet.41 

Walder, am 10. Februar 1895 in Ber-
lin geboren, begann 1914 in Freiburg i. Br. 
das Medizinstudium, meldete sich noch 
im Herbst als Freiwilliger zum Kriegs-
dienst, wurde 1918 schwer verwundet 
und als Leutnant d. R. entlassen. Nach 
dem Studium der Medizin in Freiburg, 
Staatsexamen und Promotion 1922 zum 
Dr. med. schloss sich das Studium der 
Staatswissenschaften und 1924 die Pro-
motion zum Dr. rer. pol. an. Es folgten 
die ärztliche Weiterbildung in der Chari-
té, drei Jahre als praktischer Arzt in Ber-
lin, dann 1928 die Aufnahme der Tätig-
keit als ärztlicher Geschäftsführer des 
Deutschen Ärztevereinsbundes, 1936 mit 
dessen Auflösung die Übernahme durch 
die Reichsärztekammer. 1939 wurde er 
zum Kriegsdienst erst als Artillerieof-
fizier eingezogen, dann war er im Sani-
tätsdienst, zum Schluss als Divisionsarzt 
tätig. Im Krieg verlor er seine Frau, eine 
Tochter und seinen Sohn. Am Ende des 
Krieges wurde er als Oberstabsarzt d. R. 
in Schleswig-Holstein entlassen und 
stellte sich mit seiner umfassenden Er-
fahrung Rodewald zur Verfügung. 1952 
heiratete er erneut.

Die anstehenden Arbeiten waren 
schwierig. Die Aufgaben hatten einen 
Umfang, wie es sie für Kammer und KV 
seit ihrem Bestehen noch nicht gegeben 
hatte. Hunderttausende von ärztlich un-
versorgten Flüchtlingen (1,2 Millionen 

tive und persönliche Beziehungen eine 
unheilvolle Rolle. 

Bei der ambulanten Versorgung der 
Bevölkerung sollte die von nationalsozi-
alistischen Inhalten befreite Zulassungs-
ordnung Anwendung finden. Das Ver-
hältnis von einem Kassenarzt auf 600 
versicherte Kassenmitglieder war aller-
dings nicht anwendbar, da die Flüchtlin-
ge anfangs noch nicht in Schleswig-Hol-
stein krankenversichert waren. Das frü-
her bestehende Zahlenverhältnis von 
Arzt zu Gesamtbevölkerung von 1:2.200 
konnte wegen des desolaten Gesund-
heitszustandes, der ungünstigen Alters-
verteilung und Unterbringung sowie der 
miserablen Verkehrsverhältnisse keine 
Anwendung finden. Rodewald entschied 
sich, ein Verhältnis von 1:1.700 anzustre-
ben. Die Zahl der Kassenärzte erhöh-
te sich dadurch von 730 im Jahr 1939 auf 
1.512 Ende 1948.

Ereignisse in der amerikanischen 
Zone drohten im Frühjahr 1948 die halb-
wegs stabilen Verhältnisse bei den ärzt-
lichen Organisationen der Westzonen 
zu zerstören. In München sollte die dor-
tige Ärztekammer als „Naziorganisati-
on“ aufgelöst werden. Auswirkungen auf 
alle Ärztekammern wurden befürch-
tet. Damit drohte auch die Auflösung der 
in die Kammer einbezogenen und für 
das wirtschaftliche Überleben der nie-
dergelassenen Ärzte wichtigen Verwal-
tungsstellen der KV. Als Reaktion wur-
den in den Westzonen die Kassenärzt-
lichen Vereinigungen aus den Ärzte-
kammern ausgegliedert und selbststän-
dig weitergeführt. Nun brauchte auch 
die KV eigene Leitungsstrukturen. Des-
wegen erfolgte in Schleswig-Holstein im 
Juli 1948 landesweit die Wahl der Organe 
der Kassenärztlichen Vereinigung, die 
im August 1948 im Klosterkamp 12 offi-
ziell ihre Tätigkeit, nun als selbstständi-
ge Einrichtung weiterführte. Den Vor-

1,2 Mio.
Flüchtlinge waren 
nach dem Krieg in 
Schleswig-Holstein 
bei einer Gesamtbe-
völkerung von 2,65 
Millionen Menschen 
zu versorgen. Mit-
te 1949 gab es neben 
den 508 Kassenärz-
ten, die bereits 1939 
niedergelassen waren, 
noch 528 Kassenärzte 
mit vorübergehender 
Niederlassungsgeneh-
migung sowie 465 an 
der kassenärztlichen 
Versorgung beteilig-
te Ärzte, insgesamt 
also 1.495 Kassenarzt-
praxen. 

Berthold Schüttrumpf, Geschäftsführer der KV (1968-1987).
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beschlagnahmt worden und wurde erst 
im Oktober 1947 wieder für die Lan-
desärztekammer freigegeben. Bis dahin 
mussten die Aufgaben der beiden Ver-
waltungen einschließlich der zur Ärzte-
kammer gehörigen Privatärztlichen Ver-
rechnungsstelle im Wesentlichen in den 
Räumen der Eutiner Straße 3 bearbeitet 
werden. Auch nach Räumung der Villa 
durch die Briten forderte die Stadt noch 
das Verfügungsrecht über den 1. Stock 
der Villa Klosterkamp 12, um Wohn-
raum für den Oberkreisdirektor Dr. Jen-
dis zu beschaffen. Die Arbeit der Ärzte-
kammer musste also nicht nur mit den 
schwierigen politischen Bedingungen 
der Nachkriegszeit, sondern auch mit 
außerordentlich beengten räumlichen 
Verhältnissen fertig werden. Dem Ver-
nehmen nach wurde ein einigermaßen 
erträglicher Übergang Mitte 1945 auch 
durch das Engagement der Mitarbeite-
rinnen einschließlich der „Bunge-Dril-
linge“ Anni, Irma und Elli ermöglicht, 
die bei der von den Briten angeordne-
ten überstürzten Räumung der Villa im 
Klosterkamp 12 die wichtigsten Akten 
der Kassenärztlichen Vereinigung vorü-
bergehend in der Malerwerkstatt Bunge 
in der Lübecker Straße 40 unterbrachten, 
sodass die für die Abrechnung notwen-
digen Unterlagen sichergestellt wurden 
und der „Geschäftsbetrieb“ insbesonde-
re der Abrechnungsstelle für die Kassen-
ärzte möglich blieb.52

Ein unter diesen Umständen „glück-
licher“ Umstand war, dass der Geschäfts-
umfang der Privatärztlichen Verrech-
nungsstelle, die das Gebäude in der Euti-
ner Straße bis 1945 allein genutzt hatte, in 
der ersten Nachkriegszeit stark rückläu-
fig war. So konnten dort erst einmal alle 
unterkommen. Eine nachhaltige Besse-
rung der Raumsituation gab es auch in 
der Folgezeit nur in geringem Umfang. 

sitz beider Einrichtungen behielt Rode-
wald. In 17 der damals 21 Kreise kam es 
zwischen Vorsitzenden von Ärzteverei-
nen und von Kassenärztlichen Kreisstel-
len zur Personalunion.49 Die bis dahin 
als Verwaltungsstelle der Ärztekammer 
geführte Privatärztliche Verrechnungs-
stelle wurde ab 1. Oktober 1948 priva-
tisiert.50 Eine Zulassungsordnung vom 
21. April 1948 schaffte klare Regelungen 
für die Zulassung der Kassenärzte. Das 
Arztregister wurde nunmehr bei der KV 
geführt. Die Übergangsbestimmungen 
bezüglich der rund 500 nur auf Wider-
ruf zugelassenen Ärzte, denen mit der 
Zulassungsordnung nunmehr die kas-
senärztliche Tätigkeit dauerhaft ermög-
licht wurde, führte noch für einige Zeit 
zu Ungewissheiten.

Nachdem in einer Arbeitstagung am 
15./16. Juni 1947 in Bad Nauheim eine Ar-
beitsgemeinschaft der westdeutschen 
Ärztekammern , die spätere Bundesärz-
tekammer, gegründet worden war, folg-
te jetzt am 16. Oktober 1948 in Stutt-
gart anlässlich des 51. Deutschen Ärzte-
tages auch die Gründung der Arbeitsge-
meinschaft der Landesstellen der Kas-
senärztlichen Vereinigungen, aus der in 
der Folgezeit die Kassenärztliche Bun-
desvereinigung (KVB) entstand.51 Es ge-
lang den Vertretern des KV-Bereichs, als 
gleichberechtigte Verhandlungspartner 
der Krankenkassen zunächst in der Bri-
tischen Zone anerkannt zu werden. Bis 
zur Schaffung eines neuen Kassenarzt-
rechtes sollte es jedoch noch bis zum 17. 
August 1955 dauern.

Die angemietete Villa im Kloster-
kamp 12 stand der provisorisch errichte-
ten Ärztekammer und der von ihr treu-
händerisch verwalteten KV-Landesstel-
le allerdings zunächst nicht mehr zur 
Verfügung. Sie war von der Besatzungs-
macht für eigene Zwecke zum 1. Juli 1945 

Die PVS konnte in der Moltkestraße 1 
unmittelbar neben dem Gebäude von 
Kammer und KV ein eigenes Verwal-
tungsgebäude errichten. Dadurch stand 
in der Eutiner Straße zusätzlicher Platz 
zur Verfügung. Ein größerer und ein 
kleinerer Anbau nutzten auch die letzten 
Erweiterungsmöglichkeiten. In dieser Si-
tuation wurden die nicht mehr brauch-
baren Räume in der Klosterkamp im 
Jahr 1951 gekündigt. Der Raumbedarf der 
KV wurde jedoch in den Folgejahren im-
mer größer, insbesondere durch die Ver-
größerung der Kassenarztzahl, aber auch 
durch die weitere Ausgestaltung des kas-
senärztlichen Vertragswesens, des Prü-
fungswesens und durch Neuregelungen 
der Honorarverteilung. Entlastungsver-
suche durch Rationalisierungsmaßnah-
men und den Einbau erster Vorstufen ei-
ner mechanisierten Datenverarbeitung 
schufen keine dauerhafte Abhilfe. Insge-
samt war dies eine bedrängende Arbeits-
situation, da auch die Räume von Rinnes 
ursprünglicher Privatklinik den Ansprü-
chen an ein zeitgemäßes Bürogebäude 
kaum gewachsen waren. Bis zu einer be-
friedigenden Lösung Mitte der sechziger 
Jahre musste noch eine Menge Geduld 
aufgebracht werden.

1952 stellen sich Honorare, Arznei-
kosten und Kosten für Krankenhaus-
pflege der Schleswig-Holsteiner im Ver-
gleich zum Bundesgebiet wie folgt dar: 
(Tabelle Seite 24)

Die Kassenärzte in Schleswig-Hol-
stein befanden sich trotz der schwieri-
gen Flüchtlingssituation in einer wirt-
schaftlich vergleichbaren Lage wie die 
Ärzte im übrigen Bundesgebiet. Die Zahl 
der Mitarbeiter/-innen in der Geschäfts-
stelle der KV war dem steigenden Bedarf 
angepasst worden. Waren es 1945 etwa 
25 Mitarbeiter, so gab es Ende 1952 ne-
ben dem wie bisher zur Hälfte von der 
KV bezahlten geschäftsführenden Arzt 
Curt Walder den kaufmännischen Ge-
schäftsführer Alfred Evert, einen haupt-
amtlich tätigen Prüfarzt, 46 kaufmänni-
sche Angestellte, einen Kraftfahrer und 
einen Hausmeister. 1965 waren es schon 
75 Mitarbeiter. 1952 fanden immerhin 12 
Vorstandssitzungen und 7 Sitzungen der 
Abgeordnetenversammlung statt. Am 7. 
Mai 1952 fanden Wahlen statt, wobei auf 
75 Kassenärzte pro Kreis ein Abgeord-
neter gewählt wurde, hinzu kamen 7 auf 
einer Landesliste gewählte Abgeordne-
te sowie einige hinzugewählte Vertreter 
ärztlicher Verbände. Bei den Vorstands-
wahlen am 14. Juni 1952 kam es zu einem 
Patt in der Wahl des 1. Vorsitzenden zwi-
schen Berthold Rodewald und Rudolf 
Reichert mit jeweils 16 Stimmen. In der 
Stichwahl wurde Rodewald mit 17 Stim-
men erneut KV-Vorsitzender.

Die weitere Entwicklung der KVSH
Aufgrund eines überraschenden Rück-
tritts Rodewalds kam es am 9. Juli 1952 

1948
wurde in Stuttgart 
beim 51. Deutschen 
Ärztetag die Arbeits-
gemeinschaft der 
Landesstellen der 
Kassenärztlichen Ver-
einigungen gegründet  
- dies ist der Vorläufer 
der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung.  

Name Ort Fachrichtung Geburt- ggfs. 
Todesdatum

Amtszeit

Berthold Rodewald Kiel prakt. Arzt 1891-1966 1948-1952

Rudolf Reichert Kiel Frauenarzt 1907-1997 1952-1981

Guido Piepgras Kiel Internist 1927-2008 1981-1989

Eckhard Weisner Preetz Allgemeinarzt 1937 1989-1998

Klaus Bittmann Plön Frauenarzt 1943 1998-2006

Ralf Büchner Klanxbüll Allgemeinarzt 1958 2006-2008

Ingeborg Kreuz Flensburg prakt. Ärztin 1960 2008-2012

Monika Schliffke, Dipl. 
med. oec.

Ratzeburg Allgemeinärztin 1951 ab 2012 

Die Vorstizenden der KVSH seit 1948
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zu einer erneuten Wahl des 1. KV-Vor-
sitzenden. Nun wurde Rudolf Reichert 
(1907-1995), Frauenarzt aus Kiel, ge-
wählt, der dieses Amt bis 1981 für fast 
drei Jahrzehnte bekleiden sollte.53 Rei-
chert, am 2. Juli 1907 in Stuttgart gebo-
ren, studierte in Tübingen, Innsbruck 
und Kiel und legte 1931 sein Staatsexa-
men in Tübingen ab. Danach folgte die 
Niederlassung als praktischer Arzt in 
Kiel, Wehrdienst bei der Marine von 
1939-1945, danach ab 1946 weiterhin Nie-
derlassung in Kiel, nun aber als Frauen-
arzt. Reichert war seit der Wiedergrün-
dung der KVSH 1948 Vorsitzender der 
KV-Kreisstelle Kiel und gehörte seit die-
sem Zeitpunkt auch der Abgeordneten-
versammlung an.

Das Gesetz über das Kassenarztrecht 
vom August 1955 schuf auch in Schles-
wig-Holstein endgültig wieder rechtlich 
geordnete Verhältnisse. Es gab nunmehr 
auf gesetzlicher Grundlage gewählte 
Vorsitzende, Vorstände und Abgeord-
netenversammlungen. Auch bestanden 
wieder wie vor 1933 Schiedsämter, Lan-
desausschüsse und (anstelle eines Reich-
sausschusses) ein Bundesausschuss der 
Ärzte und Krankenkassen. Die Durch-
führung von Wirtschaftlichkeitsprü-
fungen, die anfangs von den KV-Kreis-
stellen durchgeführt wurden, kam dazu. 
Die Ergebnisse der notwendigerweise 
häufig subjektiven Prüfungen konnten 
jedoch nicht befriedigen. Grundsatz-
urteile des Bundessozialgerichts 1962/63 
führten ab Mitte der sechziger Jahre zu 
einem bundesweit vorbildlichen Verfah-
ren der KVSH. Die schleswig-holstein-
ischen Kassenärzte erhielten nun ein-
mal im Jahr die sämtlichen Daten ihres 
Leistungs- und Verordnungsverhaltens 
mitgeteilt und hatten so die Möglichkeit, 
dieses Wissen bei ihrer Arbeit zu be-
rücksichtigen.54

Im Oktober 1965 konnten die Kas-
senärztliche Vereinigung und die Ärzte-
kammer endlich ein neues Verwaltungs-
gebäude in der Bismarckallee 1 bezie-

hen. Bauherr musste jetzt aus wirtschaft-
lichen Gründen die KV sein, die „arme“ 
Ärztekammer wurde Untermieter. Es 
war Evert gelungen, ausreichende Flä-
chen auf einem etwa 100 Meter von dem 
Ärztekammergebäude Eutiner Straße 3 
ortsauswärts gelegenen Eckgrundstück 
der Bismarckallee für einen Verwal-
tungsbau zu erwerben. Im Erdgeschoss 
und im 2. Obergeschoss des neuen KV-
Hauptverwaltungsgebäudes befand sich 
1965 die modernste Technik der dama-
ligen Zeit. Neben einer konventionel-
len Lochkartenanlage war eine elektro-
nische Datenverarbeitung installiert. Es 
bestand nunmehr die Möglichkeit, über 
ein Lochstreifengerät aus den Arztab-
rechnungen die Gebührenordnungs-
nummer mithilfe von „Locherinnen“ in 
einen Lochstreifen zu übernehmen und 
durch Verwendung der elektronischen 
Rechenanlage die Honorarabrechnung 
mit sämtlichen Arbeitsabläufen durch-
zuführen. Im ersten Obergeschoss gab es 
einen großen Sitzungssaal, kleinere Sit-
zungs- und Besprechungsräume sowie 
Räume für den KV-Vorsitzenden, den 
Kammerpräsidenten und die Geschäfts-
führer. Das Verwaltungsgebäude mit 
ausreichenden Räumen für die Mitarbei-
ter/innen, einer damals hochmodernen 
EDV sowie einer architektonisch und 
künstlerisch eindrucksvollen Gestaltung 
war zweifellos der Höhepunkt der lang-
jährigen Tätigkeit von Alfred Evert für 
die KV.55

1973 erfolgte ein weiterer Neubau der 
KV, das Rechenzentrum, auf dem gegen-
überliegenden Eckgrundstück, einem 
Teil des Kurparks. Das Gebäude muss-
te schon 1981 erweitert werden. Hier be-
fand sich nicht nur eine moderne Groß-
rechenanlage, die die Lochkartentechnik 
abgelöst hatte, sondern sogar ein KV-ei-
genes Schwimmbad. Eine Fußgänger-
brücke über die Bismarckallee in Höhe 
des 1. Stockwerks verbindet die bei-
den Verwaltungsgebäude. Anstelle des 
Schwimmbades entstanden in den neun-

ziger Jahre dringend benötigte Büro-
räume. Im August 1977 konnte auch die 
Ärztekammer ein eigenes Gebäude in 
der Bismarckallee 8-12 beziehen.

Zweieinhalb Jahre nach dem Bezug 
des neuen Gebäudes wechselte der kauf-
männische Geschäftsführer. An die Stel-
le von Alfred Evert trat 1968 Berthold 
Schüttrumpf (1924-1996), der, bereits 
seit 1946 Mitarbeiter der KV, das Amt bis 
1987 wahrnahm. Schon vorher war 1965 
an die Stelle von Curt Walder der Bad 
Segeberger Internist Dr. med. Gerd Iver-
sen (1916-2004) getreten. Iversen wur-
de nach dem plötzlichen Tod des Kam-
merpräsidenten Prof. Dr. med. Edmund 
Christiani (1908-1977) im Januar im 
März 1977 zum Kammerpräsidenten ge-
wählt. Die dann im August 1978 erfolg-
te Nachbesetzung der Position des ge-
schäftsführenden Arztes durch Dr. med. 
Karl-Werner Ratschko (geboren 1943) 
erfolgte nicht mehr für die KV, sondern 
allein für die Ärztekammer.

1965
bezogen KV und Ärz-
tekammer ein neu-
es Verwaltungsgebäu-
de in der Bismarckal-
lee. Bis dahin hat-
ten beide Organisati-
onen unter räumlich 
schwierigen Bedin-
gungen arbeiten müs-
sen. Die Kammer 
blieb zunächst Unter-
mieter der KV und 
bezog 1977 ein eigenes 
Gebäude in der Nach-
barschaft. 

Eutiner Straße 3, früherer Sitz der Ärztekammer und KV, ist heute ein Seniorenheim. 
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Rudolf Reichert, KV-Vorsitzender (1953-1981).
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Nachfolger Reicherts wurde 1981 der 
Kieler Internist Dr. med. Guido Piepgras 
(1927-2008). Piepgras, am 24. Dezember 
1927 in Kiel geboren, war seit 1975 Mit-
glied der Abgeordnetenversammlung 
der KV und von 1973 bis 1980 KV-Vor-
sitzender in Kiel. Bereits Mitte der sieb-
ziger Jahre war er auch Mitglied des KV-
Vorstandes. 1989 wurde er durch den da-
maligen 2. KV-Vorsitzenden Dr. med. 
Eckhard Weisner unerwartet mit 34 zu 
18 Stimmen abgelöst. 

Weisner, geboren am 16. Juni 1937 
in Kiel, kam aus einer in der ärztlichen 
Standespolitik tief verankerten Kie-
ler Arztfamilie. Großvater Julius (ge-
storben 1925) und Vater Georg (1895-
1971) waren beide in Kiel niedergelassen, 
Dr. med. Julius Weisner noch als Augen- 
und Ohrenarzt, Dr. med. Georg Weis-
ner als Hals-Nasen-Ohrenarzt. Julius 
Weisner war nach dem Ersten Weltkrieg 
Vorsitzender des Provinzialverbandes 
Schleswig-Holstein des Hartmannbun-
des, des Vorläufers der schleswig-hol-
steinischen KV, eine Funktion, die auch 
sein Sohn Georg kurzfristig 1933 inne-
hatte. Eckhard Weisner war Allgemein-
arzt und ließ sich 1968 in Preetz nie-
der. So überrascht es nicht, dass er als 
Vertreter der damals jüngeren Genera-
tion in der Kassenärztlichen Vereini-
gung seinen Weg machte. Seit 1976 war 
er Mitglied der Abgeordnetenversamm-
lung, einer, wie er selbst in seinen Erin-
nerungen schreibt, „leicht verknöcher-
ten“ KV. Mitglied des KV-Vorstandes 
wurde er 1981, 1985 dann bis 1989 ihr 2. 
Vorsitzender. Seit 1981 war er für 20 Jah-
re auch Mitglied der Vertreterversamm-
lung der Kassenärztlichen Bundesverei-
nigung (KBV). 

Zwei Monate nach seiner Wahl 1989 
kam er in den KBV-Vorstand. Dies war 
nicht selbstverständlich für den Vertre-
ter einer kleinen KV. 1997 wurde Weisner 
auch zum 2. Vorsitzenden der KBV und 
zum Vorsitzenden des Zentralinstituts 
für Kassenärztliche Versorgung der KBV 
gewählt. Eckhard Weisner war von 1984 
bis 1997 Mitglied der Kammerversamm-
lung der Ärztekammer. Er stand in einer 
schwierigen Situation der Ärztekammer 
für das Amt des Kammerpräsidenten zur 
Verfügung, wurde im März 1998 auch ge-
wählt und gab nicht leichten Herzens da-
für den KV-Vorsitz auf.56 Weisner war 
insgesamt neun Jahre Vorsitzender der 
KVSH, eine Zeit, in der es mit der KVSH 
spürbar voranging. 

Sein Nachfolger wurde Dr. med. 
Klaus Bittmann, niedergelassener Frau-
enarzt aus Plön, geboren 1943, im Amt 
1998-2006, im letzten Jahr hauptamt-
lich. Es folgten nun schon hauptamt-
lich Dr. med. Ralf Büchner (geboren 
1958, im Amt 2006-2008), Dr. med. Inge-
borg Kreuz (geboren 1960, im Amt 2008- 
2012) und Dr. med. Monika Schliffke (ge-
boren 1951, im Amt 2012 bis heute).

Noch in die Amtszeit von Piepgras 
fiel 1987 der Wechsel der Geschäftsfüh-
rung von Schüttrumpf zu Dr. phil. Bodo 
Kosanke (1944-2013). Kosanke war So-
ziologe, hatte seine Prägung im Zentral-
institut für Kassenärztliche Versorgung 
in Köln erhalten und brachte mit seinen 
Ideen frischen Wind in die KV. In seiner 
Zeit gab es mit Unterstützung des Vor-
sitzenden Eckhard Weisner in der KVSH 
wesentliche strukturelle Veränderungen 
und einen nicht immer bequemen Mo-
dernisierungsschub, dessen Auswirkun-
gen bis weit in das 20. Jahrhundert reich-
ten.57 2005 wechselte Kosanke, nachdem 
der Vorstand der KV durch Gesetzesän-
derungen nun hauptamtlich besetzt sein 
musste, bis 2006 zusammen mit Bitt-
mann in den hauptamtlichen Vorstand 
der KVSH. Sein Nachfolger als Hauptge-
schäftsführer wurde Ralph Ennenbach 
(geboren 1962), der 2006 auch Kosan-
ke in dem nunmehr zweiköpfigen haupt-
amtlichen Vorstand der KV ablöste. En-
nenbach nimmt dieses Amt als 2. Vor-
sitzender neben dem auch weiterhin mit 
Ärzten bzw. Ärztinnen besetzten 1. Vor-
sitz bis heute wahr.

Die Geschichte der Kassenärztli-
chen Vereinigung Schleswig-Holstein 
seit 1948 war anfangs geprägt von der 
Bewältigung der Kriegsfolgen, dann 
von einer fortschreitenden Moderni-
sierung zunächst des Abrechnungswe-
sens durch immer stärkeren Einsatz der 
EDV. Als Folge der zunehmenden Spezi-
alisierung der Ärzteschaft seit den sieb-
ziger Jahren kam es zu einer beeindru-
ckenden Weiterentwicklung. Heute gibt 
es neben modernen Leitungsstrukturen 
mit leistungsfähigen Abteilungen der in-
neren Verwaltung wie Personal, Finan-
zen und Recht zahlreiche Sachgebie-
te für das stark gewachsene kassenärzt-
liche Leistungsspektrum. Dazu gehören, 
um nur einige zu nennen, die Akupunk-
tur, das ambulante Operieren, die Chiro-
therapie, die Dermatohistologie, die Dia-

lyse, Früherkennungsuntersuchungen, 
Hautkrebs-Screening, die Herzschritt-
macherkontrolle, die Hörgeräteversor-
gung, die invasive Kardiologie, das Lang-
zeit-EKG, ambulante Eingriffe am Auge, 
Mammografie, Psycho- und Sozialthe-
rapie, Röntgendiagnostik und -thera-
pie, Schmerztherapie, Sonografie u. a. m. 
Hierbei handelt es sich um heute ambu-
lant mögliche ärztliche Tätigkeiten, an 
die in der ambulanten Versorgung der 
gesetzlich Krankenversicherten zu Be-
ginn der zweiten Hälfte des vorigen Jahr-
hunderts noch nicht zu denken war. Da-
mit war es aber nicht getan. Die auto-
ritären Strukturen und Arbeitsweisen 
der KV wurden aufgebrochen und sind 
mehr und mehr einer vom Servicege-
danken geleiteten Verwaltung einer de-
mokratisch verstandenen Körperschaft 
gewichen. Neben den immer schon vor-
handenen Bereichen Arztregister, Ab-
rechnung, Zulassung, Niederlassung, Er-
mächtigung, Sprechstundenbedarf, ärzt-
licher Bereitschaftsdienst, Hilfsmittel u. 
a. m. gibt es nun Sachgebiete für Nieder-
lassungsberatung, Qualitätssicherung, 
Qualitätszirkel und Qualitätsmanage-
ment, es gibt eine aktive Öffentlichkeit-
arbeit mit einem hauptamtlichen Presse-
sprecher und einem monatlich erschei-
nenden KV-Magazin sowie den gesell-
schaftsbezogenen Bereich Gesundheits-
politik und Kommunikation.

Die Beschreibung der Entwicklung 
im Einzelnen, die kontinuierlich von den 
ehren- und hauptamtlich Tätigen sowie 
dem KV-Vorstand und den Mitarbei-
tern über die Jahrzehnte geleistet wurde, 
ist vielfältig und sehr komplex. Sie kann 
hier nicht geleistet werden und muss ei-
nem gesonderten Beitrag vorbehalten 
bleiben. Peter Zastrow, Bad Segeberg 
und Martin Maisch, KVSH, bin ich für 
Anregungen und Bildmaterial dankbar. 

Literatur beim Verfasser
Dr. Dr. phil. Karl-Werner Ratschko, 

Bad Segeberg

1981
musste das KV-Ge-
bäude erweitert wer-
den. Platz wurde u.a. 
für weiteres Personal, 
das aufgrund stei-
gender Aufgaben ein-
gestellt wurde, aber 
auch für eine damals 
moderne Großrechen-
anlage benötigt. 

Dr. Monika Schliffke und Dr. rer. nat. Ralph Ennenbach.
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Direktor des Westküstenklinikums, Dr. 
Urs Nissen, informierte die Teilnehmer 
darüber, wie die Verbundweiterbildung 
des regionalen Krankenhauses organi-
siert wird.

Die Gäste konnten in ausliegenden 
Listen und im persönlichen Gespräch 
mit den Kreisstellenmitgliedern ihr Inte-

D I T H M A R S C H E N

Feiern und fortbilden
Die KV-Kreisstelle Dithmarschen veranstaltete für die Ärzte der Region eine Sommerfeier 
mit Rockkonzert und sprach damit auch den niederlassungswilligen Nachwuchs an.    

E
s war ein ungewöhnlicher, aber er-
folgreicher Modus für eine Som-
merfeier einer KV-Kreisstelle: ein 
Rockkonzert, in dessen Pausen be-
rufspolitische Vorträge eingebettet 
waren und das zugleich Ärzte aus 
unterschiedlichen Generationen, 

Fachgruppen und Sektoren ansprach.  
Auf die ungewöhnliche Idee waren 

Mitglieder der KV-Kreisstelle Dithmar-
schen gekommen. Deren Vorsitzender 
Burkhard Sawade und sein Stellvertreter 
Reimar Vogt lassen sich von der Über-
zeugung leiten, dass Haus- und Fachärz-
te, Niedergelassene und Krankenhaus-
ärzte, Stadt- und Landärzte und Ärz-
te unterschiedlicher Altersgruppen be-
rufsbedingt genügend Gemeinsamkei-
ten haben, um auch gemeinsam feiern 
zu können. „Die von Gesundheitspoliti-
kern gerne befeuerten Unterschiede las-
sen wir nicht gelten“, sagte Vogt. Schon 
in der Planungsphase stand deshalb fest, 
dass die niedergelassenen Ärzte nicht 
unter sich bleiben wollten, sondern auch 
Krankenhausärzte und den Ärztenach-
wuchs einladen würden. Das Konzept 
ging auf. Rund 100 ärztliche Teilneh-
mer aus den genannten Bereichen – un-
ter ihnen  Kammerpräsident Dr. Henrik 
Herrmann und die KV-Vorstandsvor-
sitzende Dr. Monika Schliffke – waren 
trotz zeitgleicher Konkurrenz auf dem 
Meldorfer Marktplatz zu der Veranstal-
tung in die Meldorfer Dithmarschenhal-
le gekommen.

Die Themen der Vorträge berührten 
in erster Linie Niederlassung und Not-
dienst. „Diese Themen brennen in der 
Berufspolitik am meisten unter den Nä-
geln“, sagte Vogt. Dies gilt für Dithmar-
schen in besonderem Maße: 43 Prozent 
der dort tätigen Hausärzte sind älter 
als 60 Jahre. Damit wird fast die Hälf-
te aller Grundversorger in den kom-
menden Jahren aus ihrer vertragsärztli-
chen Tätigkeit ausscheiden. „Diese Ent-
wicklung wird uns auch im Notdienst 
vor besondere Herausforderungen stel-
len, nicht zuletzt auch vor dem Hinter-
grund einer wie in ganz Schleswig-Hol-
stein ermüdenden Bereitschaft zur Teil-
nahme am Notdienst“, sagte Vogt. Wei-
teres für den Nachwuchs wichtiges The-
ma: die Weiterbildung. Der ärztliche 

resse an einer Niederlassung oder an ei-
nem Engagement im Notdienst bekun-
den – und nutzten dies. Eine erste In-
teressentin führte sogar direkt im An-
schluss an die Veranstaltung  schon kon-
krete Gespräche zum Einstieg in die 
Niederlassung in Dithmarschen. (RED/
PM)

Fortbildung mit Rock-
musik - und zugleich 
mit dem ärztlichen 
Nachwuchs ins Ge-
spräch kommen. Das 
schaffte die KV Kreis-
stelle Dithmarschen 
kürzlich in Meldorf.  
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Oberarztstelle für klinische Ethik prakti-
ziert werden. 

Visitenbegleitung
Die Idee, Stationsvisiten durch einen 
Ethikberater begleiten zu lassen, ist nicht 
neu. Unter anderem Richter, Scheffold 
et al. haben bereits Vorteile dieser Art 
der interkollegialen Zusammenarbeit er-
probt und herausgearbeitet. Eine früh-
zeitige Thematisierung auch von sich 
erst anbahnenden Konfliktsituationen 
hat sich als vorteilhaft erwiesen. Die re-
gelmäßige Präsenz des Ethikberaters auf 
Station motiviert zur niederschwelligen 
Einbeziehung und kann helfen, Vorur-
teile abzubauen.

M
it zunehmenden technischen 
Möglichkeiten der modernen 
Medizin haben auch morali-
sche Dilemmasituationen und 
ethische Fragestellungen zuge-
nommen, was häufig über Leit-
linienempfehlungen und Be-

handlungspfaden hinaus eine differen-
zierte interdisziplinäre Einzelfallanaly-
se erfordert. Die Angebote an professio-
nellen Beratungsangeboten in Kliniken 
und auch ambulant nehmen dement-
sprechend zu. Häufig wird in der Praxis 
jedoch eine verhaltende Inanspruchnah-
me solcher Strukturen beklagt.

Klinische Ethikkomitees (KEK) oder 
entsprechende Strukturen wie Ethik-
referate, Ethikforen, Ethikkonsildiens-
te etc. haben die Aufgabe, bei ethischen 
Fragestellungen am Krankenbett bera-
tend zu unterstützen. Sie unterscheiden 
sich damit grundlegend von den gesetz-
lich festgeschriebenen Ethikkommissi-
onen, die für forschungsethische Belan-
ge zuständig sind. Allgemeine Empfeh-
lungen und Standards klinischer Ethik-
beratung wurden 2006 in einer Stellung-
nahme der Zentralen Ethikkommission 
der Bundesärztekammer beschrieben 
und gleichzeitig zur weiteren Implemen-
tierung derartiger Strukturen ermun-
tert. Ermunterungen und guten Absich-
ten zum Trotz ist die Akzeptanz von kli-
nischer Ethikberatung nicht zuletzt bei 
Ärzten weiterhin von Widerständen und 
Vorbehalten geprägt, die bis heute bei 
vielen in der Ethikberatung Tätigen zu 
Enttäuschung über eine geringe Anzahl 
von Anfragen zu ethischen Fallbespre-
chungen und geringer Einbindung in 
den Klinikalltag führen.

Eine Offenheit für auch alternative  
Angebote klinischer Ethikberatung wur-
de daher bereits gefordert. Die vorlie-
gende Artikel soll solche alternativen 
Ansätze darlegen, die zu einer vermehr-
ten Inanspruchnahme von klinischer 
Ethikberatung führen könnten und im 
UKSH, Campus Kiel seit Schaffung einer 

Teilnahme an Transplan-
tationskonferenzen 
In stationären Einrichtungen, die auch 
Transplantationszentren sind, sind re-
gelmäßige interdisziplinäre Transplan-
tationskonferenzen nach Transplanta-
tionsgesetz vorgeschrieben. Hauptauf-
gabe ist die Entscheidung zur Aufnah-
me bzw. Verbleib auf der Warteliste, die 
seit der Novelle des TPG im Sechs-Au-
genprinzip erfolgen muss). Diese Ent-
scheidungen bringen neben interdiszi-
plinären medizinischen Problemen oft 
auch ethische Aspekte mit sich, die die 
Anwesenheit eines klinischen Ethikbe-
raters in diesen Konferenzen sinnvoll 
macht. Aufklärungen zur Lebendorgan-
spende Die Aufklärung des potentiellen 
Spenders zu einer Lebendspende (Niere, 
Teilleber) stellt hohe Anforderungen an 
das Transplantationszentrum und soll-
te ausnahmslos ein informiertes Ein-
verständnis zum Ziel haben. Aus medi-
zinethischer Sicht begründet sich diese 
besonders gewissenhafte Aufklärungs-
verpflichtung aus der beispiellosen Si-
tuation, dass beim Spender eine Ope-
ration geplant wird, die für den biolo-
gischen Organismus nur Schaden und 
keinen Nutzen bringt. Somit ist eine 
Verletzung der wichtigen medizinethi-
schen Prinzipien Benefizienz und Non-
Malefizienz nur durch eine autonome 
Entscheidung zu rechtfertigen. Dass 
diese Aufklärungsverpflichtung mit-
nichten als eine banale Routinetätigkeit 
angesehen werden sollte, zeigt zum ei-
nen die im Transplantationsgesetz fest-
gelegte, obligate Anwesenheit eines un-
abhängigen Arztes bei diesen Aufklä-
rungen wie auch der Blick in die neuere 
deutsche Rechtsprechung: Anfang 2019 
hat der BGH die Bedeutung einer auch 
formal korrekten Aufklärung eines po-
tentiellen Lebendspenders bekräftigt 
und ein Vorinstanzurteil aufgehoben 
und damit die Rechte zweier Patienten 
bestärkt, die sich im Vorfeld der Spen-
de nicht ausreichend ärztlich aufgeklärt 

Info
Ethik first ist ein kom-
biniertes Lehr- und 
Unterstützungsan-
gebot für Ärzte und 
Studierende an der 
CAU in Kiel. Über die 
Website https://www.
ethik-first.de können 
ethische Fragestellun-
gen, die im Klinikall-
tag auftauchen, be-
sprochen werden. Ziel 
ist ein niederschwelli-
ger Zugang zur klini-
schen Ethikberatung. 

E T H I K

Mit mehr Präsenz 
Vorurteile abbauen
Maßnahmen zur engeren Anbindung von klinischer Ethik-
beratung an die Patientenversorgung. 

R U N D E R  T I S C H  G E P L A N T
Der Berufsordnungsausschuss (BOA) der Ärztekammer be-
obachtet seit Jahren die Initiativen zur ambulanten und kli-
nischen Ethikberatung in Deutschland und hat sich in ei-
ner Sitzung im Mai 2019 entschlossen, zu diesem Thema ei-
nen interprofessionell zusammengesetzten  „Runden Tisch“ 
Ende Oktober 2019 einzuberufen. Dazu wird auch erneut 
Dr. Annette Rogge eingeladen, die die gleiche Zielrichtung 
wie der BOA verfolgt: die klinische Ethikberatung zu stärken 
und – wie im Artikel anklingt – um eine ambulante zu erwei-
tern. Wir möchten über eine sektorenübergreifende, inter-
professionell aufgestellte Organisation zur medizinethischen 
Beratung im Norden diskutieren.  
Als Möglichkeit wird die Gründung eines Vereins erörtert 
werden, strukturell orientiert z.B. am Patientenombudsver-
ein, der die bestehenden Angebote zur Ethikberatung im 
Norden vermittelt, mögliche Standards festlegt und ggf. in 
der Zukunft auch selbst beratend tätig wird. Das Treffen im 
Oktober soll ganz bewusst ergebnisoffen gehalten werden. Es 
müssten zunächst die im Alltag hinderlichen Faktoren eru-
iert und gemeinsame Ziele der interprofessionellen Zusam-
menarbeit definiert werden. Erst dann wird es um die Grün-
dung einer Organisation und ihre Trägerschaft bzw. Finan-
zierung gehen. 

Dr. Svante Gehring 
für den Berufsordnungsausschuss
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nung dar. Angehörige unterschiedlicher 
Berufsgruppen können anonym, sank-
tionsfrei und niederschwellig Beinahe 
Schäden und Ereignisse über ein meist 
webbasiertes Erfassungsformular mel-
den. Diese Daten werden streng ver-
traulich von einer zentralen Stelle bear-
beitet, sodass Präventionsmaßnahmen 
zur Erhöhung der Patienten- und Mit-
arbeitersicherheit abgeleitet und anony-
misiert kommuniziert werden können.

Während einige ethische Fragestel-
lungen einhellig vom Behandlungsteam 
thematisiert werden können, gibt es 
auch komplexe ethische Konflikte, für 
die die klinische Ethikberatung nicht 
direkt kontaktiert wird. Die Gründe 
hierfür können vielfältig sein. Im Vor-
dergrund dürften Zeitmangel sowie hie-
rarchische und berufsgruppenbezogene 
Barrieren stehen. Wir haben das bereits 
bestehende und gut etablierte CIRS-
System explizit für die Meldung ethisch 
kritischer Situationen geöffnet. Hierzu 
ist eine interdisziplinäre Arbeitsgrup-
pe aus den Bereichen Qualitäts- und Ri-
sikomanagement, Innere Medizin/Pu-
blic Health und Medizinethik gebildet 
worden.

Das Projekt dient der engeren Ein-
bindung der klinischen Ethik in die 
kontinuierlichen Verbesserungspro-
zesse der Kliniken, soll mittelfristig die 
Sensibilität der Mitarbeiter für ethi-
sche Probleme erhöhen und möchte ei-
nen zusätzlichen Zugang zur klinischen 
Ethikberatung etablieren. 

Einige der genannten Maßnahmen 
sind an den speziellen Bedürfnissen ei-
nes Universitätsklinikums ausgerich-
tet, andere könnten aber auch an allen 
stationären Einrichtungen des Gesund-
heitswesens implementiert werden oder 
für die zunehmende Zahl ambulanter 
Ethikberatungen interessant sein. Zur 
praktischen Umsetzbarkeit ist die Un-
terstützung durch den Einrichtungsträ-
ger strukturell, ideell und finanziell, z.B. 
durch Finanzierung einer festen Stelle 
eines klinischen Ethikberaters, für vie-
le der genannten Teilprojekte unerläss-
lich. Neben den oben genannten spe-
ziellen Angeboten sollte eine gute und 
formlose Erreichbarkeit für alle an kli-
nisch-ethischen Fragestellungen be-
teiligten Gruppen, also auch Patienten 
und ihren Angehörigen für eine erfolg-
reiche klinische Ethikberatung selbst-
verständlich sein.

Dr. Annete Rogge, Oberärztin  
Kliniche Ethik,  

UKSH Kiel

gefühlt hatten. Der im TPG geforderte 
Facharzt sollte aus den Reihen des kli-
nischen Ethikkomitees gestellt werden. 
Diese Kollegen sind aufmerksam für die 
spezielle Aufklärungssituation und mit 
den Voraussetzungen für ein informier-
tes Einverständnis vertraut. Zusätzlich 
führt dieser Mitarbeiter des KEK in Kiel 
mit jedem Spender noch ein Vier-Au-
gengespräch durch, in dem die Freiwil-
ligkeit abgefragt wird und der potentiel-
le Spender auch die Telefonnummer des 
Ethikdienstes ausgehändigt bekommt, 
um auch bei möglichen späteren Zwei-
feln an der Entscheidung zur Spende ei-
nen unabhängigen Ansprechpartner 
niederschwellig erreichen zu können. 
Spezielles Angebot für Medizinstuden-
ten und junge Ärzte/Ärztinnen 

Spezielles Angebot für Medizinstudie-
rende und junge Ärzte/Ärztinnen
Seit 2017 wird an der Christian-Alb-
rechts- Universität (CAU) zu Kiel und 
am Universitätsklinikum Schleswig-
Holstein (UKSH) mit „Ethik-First“ ein 
kombiniertes Lehr- und Unterstüt-
zungsprojekt für Studenten und Ärzte  
angeboten. Es bietet die Möglichkeit, 
ein im klinischen Alltag erlebtes mo-
ralisches Dilemma an-zusprechen und 
unter Anleitung zu reflektieren. Damit 
soll insbesondere medizinischen Be-
rufsanfängern Hilfestellung für den Be-
rufsalltag gegeben werden. Das Pro-
jekt soll auch der Vernetzung von Stu-
dierenden verschiedener Semester und 
jungen Ärzten dienen, die sich für Me-
dizinethik interessieren. „Ethik First“ 
ist somit nicht nur als Lehrveranstal-
tung, sondern auch als  Unterstützungs-
angebot für Einsteiger in den Klinikall-
tag konzipiert und verfolgt das Ziel, ei-
nen Zugang zur klinischen Ethikbera-
tung, sowie Sensibilisierung für ethi-
sche Fragestellungen zu ermöglichen. 
Der wissenschaftliche Hintergrund 
ist dabei die Theorie des „moral dist-
ress“. Klassischerweise wird dieses Phä-
nomen als die psychologische Reakti-
on einer Person, die in einer bestimm-
ten Situation glaubt, die ethisch richti-
ge Verhaltensweise zu kennen und die-
se aufgrund von äußeren oder inneren 
Hindernissen nicht ausführen kann, de-
finiert. Ein gesunder Umgang mit „mo-
ral distress“ stellt ein wichtiges Problem 
in der Ausbildung von Ärzten dar. Im 
Medizinstudium werden diese Proble-
me aber weiterhin wenig adressiert.

Dieses Angebot wäre sicherlich 
auch sinnvoll auf andere Berufsgrup-
pen, z.B. in der Pflege auszuweiten. Es 
wird unterstützt durch UKSH Gutes 
Tun. 

CIRS 
Das Critical Incident Reporting System 
(CIRS) stellt ein bewährtes Fehlermel-
desystem  zur klinischen Risikoerken-

K U R Z  N O T I E R T

Navigation 60plus begleitet 
Menschen in den Ruhestand 
Der Übergang aus dem straff strukturierten Arbeitsalltag in 
den Ruhestand bringt grundlegende Veränderungen mit sich, 
die unter Umständen „kritische Lebensereignisse“ darstellen 
und die Gesundheit gefährden. Dies kann auch für Ärzte gel-
ten. Jahrelang gewohnte Tagesstrukturen entfallen, die beruf-
liche Rolle als Quelle von Selbstbestätigung und sozialer Ein-
bindung geht verloren. Die neu hinzu gewonnene freie Zeit 
wird für gewöhnlich in der ersten Ruhestandsphase als Be-
reicherung empfunden, jedoch kann zu einem späteren Zeit-
punkt durchaus eine belastende Leere auftreten, und das zu ei-
nem Zeitpunkt, an dem viele Menschen noch ein Viertel ihres 
Lebens vor sich haben.
Bei vielen älteren Menschen ist die Lebensqualität gestiegen. 
Die heute 70-Jährigen sind körperlich und geistig fitter als 
die Generation vor ihnen, sodass die Lebensspanne zwischen 
60 und 80 Jahren ein großes Potenzial für den Einzelnen und 
auch für die Gesellschaft birgt. 
Vor diesem Hintergrund startete die Landesvereinigung für 
Gesundheitsförderung in Schleswig-Holstein (LVGFSH) das 
Modellprojekt Navigation 60plus. Es richtet sich an die Ziel-
gruppe „60plus“, deren Eintritt in den beruflichen Ruhestand 
bevorsteht. Ziel ist die Schärfung eines Bewusstseins für die 
anstehenden Veränderungen sowie die Unterstützung beim 
Aufbau einer aktiven und erfüllenden Tagesstruktur.
Als Modellregion wurde Lübeck gewählt. Die Hansestadt setzt 
als einer der  kooperierenden Arbeitgeber im Modellprojekt 
seit Mai die Maßnahmen in die Praxis um. „Als Arbeitgebe-
rin möchten wir unseren Mitarbeitenden Wertschätzung und 
Unterstützung entgegenbringen, indem wir ihnen die Teilnah-
me am Projekt im Rahmen der Arbeitszeit ermöglichen“, sagte 
Sabine Blumenthal von der Hansestadt Lübeck. Die Teilneh-
menden erwartet eine Schulung im Umfang von 3x3 Stunden. 
Zusätzlich können sie an einer Netzwerkveranstaltung teil-
nehmen und eine Broschüre mit vertiefenden Informationen 
erhalten. Zwei Informationsveranstaltungen, an denen insge-
samt 119 Beschäftigte der Hansestadt aus unterschiedlichen 
Arbeitsbereichen teilnahmen, waren die ersten konkreten An-
gebote für die Zielgruppe. In den zweistündigen Veranstaltun-
gen wurden ihnen das Projekt und die Möglichkeiten zur ak-
tiven Beteiligung vorgestellt. Zugleich gab es konkrete Denk-
anstöße zur eigenen Lebenssituation und den bevorstehenden 
Veränderungen, die sich durch den Eintritt in den Ruhestand 
ergeben. 66 Beschäftigte der Hansestadt haben sich für die 
weitere Teilnahme angemeldet und die ersten Schulungsein-
heiten wurden inzwischen erfolgreich durchgeführt.
Als einer der weiteren Partner ist die Netz Lübeck GmbH ab 
August mit den Projektbausteinen für ihre Beschäftigten ge-
startet. Im nächsten Jahr werden weitere Lübecker Arbeitge-
ber folgen. „Mit diesem Angebot möchten wir Menschen im 
Alter von „60plus“ anregen und unterstützen, sich frühzeitig 
mit den Veränderungen zu beschäftigen, die das Ende des Be-
rufslebens mit sich bringt. Eine aktive Vorbereitung und Pla-
nung wirken sich stärkend auf die Gesundheit aus und der 
Start in den nächsten Lebensabschnitt kann bewusster erfol-
gen“, sagte Dr. Elfi Rudolph von der LVGFSH. Sie erhofft sich 
von dem Projekt einen  Beitrag dazu, das Bild vom Alter in der 
Gesellschaft offener und positiver zu gestalten. Im Anschluss 
an die dreijährige Modellphase von „Navigation 60plus“ ist 
eine Weiterführung geplant. Aus dem Kreis der Teilnehmen-
den werden Multiplikatoren (60plus-Lotsen) geschult, die die 
Inhalte des Projektes auch über die Modellphase hinausge-
hend an die Zielgruppe herantragen. (PM/RED)
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Prof. Hendrik Lehnert 

Lehnert wird Rektor 
der Uni in Salzburg

P
rof. Hendrik Lehnert war Direk-
tor der Medizinischen Klinik I am 
Universitätsklinikum Schleswig-
Holstein, Campus Lübeck, drei Jah-

re lang Präsident der Lübecker Uni-
versität und Sprecher mehrerer For-
schungsverbünde in der Hansestadt. 
Am 30. September wurde der Internist 
emeritiert und ging unmittelbar an-
schließend an seine neue Aufgabe  
als Rektor der Universität Salzburg. 
Über den Wechsel, über seine Zeit in 
Lübeck und die Perspektiven für die 
Hochschule in der Hansestadt sprach 
Lehnert mit Dirk Schnack.

Prof. Lehnert, wie kommt es zur Ver-
bindung nach Salzburg?

Prof. Hendrik Lehnert: Ich hatte  
vorher nur ideelle Verbindungen. Ich 
kannte die Stadt zwar von regelmäßi-
gen Besuchen der Festspiele und vom 
Skifahren. Beruflich gab es aber bis-
lang keine Verbindungen; die Univer-
sität Salzburg hat ja auch gar keine Me-
dizinfakultät.   

Keine Medizinfakultät – was reizt Sie 
dennoch an der neuen Aufgabe?

Lehnert: U. a., die Verbindung zur 
Medizin zu stärken. In Salzburg gibt es 
eine private medizinische Hochschule.  
Die Universität könnte die Zusammen-
arbeit mit dieser Hochschule ja even-
tuell ausbauen und zu einer engen Ko-
operation gelangen. Aber natürlich 
reizt auch die Herausforderung, Rek-
tor einer 1622 gegründeten Hochschu-
le im Ausland mit heute rund 20.000 
Studierenden und über 3.000 Mitarbei-

tern zu werden. Das ist mir Freude und 
Ehre zugleich.

Ihre zwölfjährige Zeit in Lübeck hielt 
eine ganze Reihe von Herausforde-
rungen bereit. Eine davon war die von 
der Politik geplante Schließung der 
damaligen Medizinischen Uni Lü-
beck. Wie haben Sie diese Zeit erlebt?

Lehnert: Tatsächlich als extrem  
bedrohlich und intensiv. Eigentlich 
wollte ich gar nicht mehr darüber spre-
chen, denn diese Zeit ist vorbei und die 
Bedrohung ist nicht mehr vorhanden. 
Fest steht für mich, dass diese Zeit zu 
einem neuen Spirit hier auf dem Cam-
pus beigetragen hat. Man kann die da-
mals gewonnene Solidarität unter Stu-
dierenden und Mitarbeitern bis heu-
te spüren. Eine andere Folge war, dass 
durch die damalige Bürgerbewegung 
pro Uni die Beziehung zwischen der 
Hochschule und der Stadt viel en-
ger worden ist. Dies hat u. a. dazu ge-
führt, dass Uni und Stadt zahlreiche 
und neue Veranstaltungsformate ein-
geführt haben. 

Heikel war damals auch die Beziehung 
zur Universität in Kiel. Damals ver-
missten viele Lübecker die Solidarität 
aus der Landeshauptstadt. Hat sich das 
Verhältnis gebessert?

Lehnert: Eindeutig ja. Wir haben 
seitdem zahlreiche Gespräche geführt 
und beide Standorte wissen um die Be-
deutung des anderen. Beide Hochschu-
len haben zu einem neuen Miteinander 
gefunden und arbeiten auf einer prag-
matischen Ebene gut zusammen.

G E B U R T S T A G E

Veröffentlicht sind nur die Namen der Jubilare, 
die mit der Publikation einverstanden sind.

Dr. Jürgen Wendemuth, Büsumer Deichhausen, 
feiert am 01.11. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Hanns-Ulrich Hermann, Neumünster, 
feiert am 03.11. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Maya Steppeler-Ackermann, Dammfleth, 
feiert am 03.11. ihren 75. Geburtstag.

Dr. Issifi Djibey Maiga, Rendsburg,  
feiert am 08.11. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Walter Zettler, Schleswig, 
feiert am 09.11. seinen 100. Geburtstag.

Dr. rer. nat. Bernd Janowski, Schwentinental, 
feiert am 11.11. seinen 75. Geburtstag.

Prof. Gerd Oehler, Ratzeburg, 
feiert am 13.11. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Heinz-Dieter Weigert, Reinbek, 
feiert am 13.11. seinen 70. Geburtstag.

Peter Hammerl, Großhansdorf, 
feiert am 18.11. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Peter Hueck, Oldenburg i. H., 
feiert am 18.11. seinen 75. Geburtstag.

Karl-Friedrich Nielsen, Eutin-Fissau, 
feiert am 20.11.1944 seinen 75. Geburtstag.

Dr. Monika Schmidt-Holtz, Ratzeburg, 
feiert am 24.11. ihren 70. Geburtstag.

Dr. Wolfgang Marx, Elmshorn, 
feiert am 26.11.1949 seinen 70. Geburtstag.

Dr. Peter Lindner, Großhansdorf, 
feiert am 27.11. seinen 95. Geburtstag.

Dr. Erika Hoffmann-Ammon, Flensburg, 
feiert am 28.11. ihren 95. Geburtstag.

Erika Nerger, Dahme, 
feiert am 30.11. ihren 80. Geburtstag.
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K U R Z  N O T I E R T
Rabe erhält Balzan-Preis
Prof. Klaus Rabe, Chefarzt der Pneumologie des 
Norddeutschen Thoraxzentrums sowie Ärztlicher 
Direktor der LungenClinic Großhansdorf, wird 
kommenden Monat in Bern gemeinsam mit 
Forscherkollegen des Deutschen Zentrums 
für Lungenforschung mit dem Balzan-Preis 
ausgezeichnet. Den mit 750.000 Schweizer Franken 
dotierten Preis erhält die Forschergruppe für die 
Arbeit über die „Pathophysiologie der Atmung: 
von der Grundlagenforschung zum Krankenbett“. 
Begründet wird die Vergabe an die vierköpfige 
Gruppe mit den ihren „hervorragenden Leistungen 
auf dem Gebiet der Lungenerkrankungen, die 
Resultate innovativer Forschung zu neuen Therapien 
und Verbesserungen der Lebensqualität der 
Patienten brachten“.  Rabe kündigte an, dass ein 
Teil des Preisgeldes in die weitere Forschung fließt, 
„um unseren Patienten auch in Zukunft aktuelle 
Therapien anbieten zu können“. Der Balzan-Preis 
ehrt seit 1961 Geistes- und Naturwissenschaftler 
wie auch Personen, die sich um Kunst und 
Kultur verdient gemacht haben. (PM/rED)

Göder organisiert Schlafkongress
Prof. Robert Göder vom UKSH in Kiel organisiert gemeinsam mit Dr. Holger Hein aus Hamburg die 
27. Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Schlafforschung und Schlafmedizin (DGSM), die 
vom 7. bis 9. November in Hamburg stattfinden wird. Übergeordnete Themen sind in diesem Jahr 
„die innere Uhr“ und neue Ergebnisse der chronobiologischen Forschung. Im Hauptsymposium 
zum Kongressmotto spricht Till Roenneberg über die Messung von Aktivitätsmustern. Luciana 
Besedovsky stellt eine Studie vor, die zeigt, wie Schlafmangel die Adhäsionsfähigkeit der T-Zellen 
beeinträchtigt und die damit beweist, wie wichtig Schlaf für die Bekämpfung von Infektionen ist. 
Insgesamt sind 30 Symposien geplant, die auch alle anderen Facetten des Fachgebietes berühren. Auch 
ein Patientenforum und eine Podiumsdiskussion zur Zeitumstellung sind vorgesehen. Göder hofft, 
dass gesicherte schlafmedizinische Erkenntnisse zu Änderungen im Alltag der Menschen führen. 
Derzeit bekommen zu viele Menschen zu wenig Schlaf – etwa durch Medienkonsum, Zeitumstellung, 
berufs- oder familienbedingt oder weil Volkskrankheiten sich ungünstig auf den Schlafrhythmus 
auswirken. Weitere Informationen zum Kongress unter www.dgsm-kongress.de (PM/rED)

Die Uni Lübeck ist klein und muss sich 
im Wettbewerb gegen größere und fi-
nanzstärkere Hochschulen behaupten. 
Wie gelingt das?

Lehnert: Indem sie sich auf ihre 
Stärken konzentriert. Für eine Uni der 
Größenordnung Lübecks bedeutet das: 
maximal drei Schwerpunkte. Das sind in 
Lübeck erstens Gehirn, Hormone und 
Verhalten, zweitens Infektion und Ent-
zündung und drittens Biomedizintech-
nik. Diese Schwerpunkte müssen klar 
erkennbar bleiben, damit die Uni für die 
Experten dieser Gebiete attraktiv bleibt. 
Eine Hochschule wie Lübeck hat im 
Kampf um Köpfe und Finanzmittel im-
mer einen schwereren Stand als größere  
Einrichtungen. Deshalb war auch die 
Umwandlung in eine Stiftungsuniver-
sität wichtig. Damit und mit unserem 
neuen Fundraising-Konzept haben wir 
die Möglichkeit bekommen, zusätzliche 
Mittel einzuwerben, die wir in diesem 
Wettbewerb dringend brauchen und die 
uns ein wenig unabhängiger vom Land 
machen. Das bedeutet natürlich nicht, 
dass wir die Landesmittel nicht mehr be-
nötigen – die bleiben für Lübeck unver-
zichtbar.

Als Sie 2007 nach Lübeck kamen, war 
die Medizinische Klinik I noch anders 
strukturiert. Sie haben vieles neu einge-
führt. Haben Sie Ihre Ziele erreicht?

Lehnert: Die Entwicklung seit 2007 
zeigt, dass sich wirklich einiges verän-
dert hat. An der Klinik selbst sind heu-
te neben der allgemeinen Inneren Medi-
zin auch Endokrinologie, Diabetologie 
und Stoffwechsel, die Ernährungsmedi-
zin, Gastroenterologie und Hepatologie 
sowie Nephrologie und Transplantation 
angesiedelt. Ich glaube, dass wir in die-
sen Bereichen sehr gut aufgestellt sind, 
was die Patientenversorgung angeht. 
Das geht nur mit sehr engagierten Mit-
arbeitern, und die hatte ich in Lübeck 
zum Glück.

Wie sieht es mit der Verbindung zwi-
schen Krankenversicherung und For-
schung und Lehre aus?

Lehnert: Auch im wissenschaftli-
chen Umfeld hat sich vieles getan. Uni-
versität und Universitätsmedizin sind 
stärker miteinander vernetzt als früher, 
das geht nahtlos ineinander über. Kran-
kenversorgung und Forschung und Leh-
re sind untrennbar miteinander verbun-
den. Die Klinik braucht die Uni und um-
gekehrt. Gerade für eine kleine Hoch-
schule wie Lübeck ist das das A und O – 
daran darf nicht gerüttelt werden.  

Vielen Dank für das Gespräch.

Prof. Klaus Rabe           (Foto: LungenClinic Grosshansdorf)

Dr. Susanne Schülli, Schönbek, 
geboren am 24.09.1918, 
verstarb am 01.08.2019. 

Georg Heigl, Wyk/Föhr, 
geboren am 30.04.1939, 
verstarb am 02.08.2019.

Dr. Ingrid Eisenmann, Lübeck, 
geboren am 10.08.1933, 
verstarb am 16.08.2019.

Dr. Edlef Pauls, Mildstedt, 
geboren am 28.12.1938, 
verstarb am 17.08.2019.

Dr. Thomas Ellebrecht, Lübeck, 
geboren am 23.02.1953, 
verstarb am 22.08.2019.

Prof. Gerd Jütting, Scharbeutz, OT 
Gleschendorf, 

geboren am 06.10.1930, 
verstarb am 25.08.2019.

Dr. Uwe Bahnsen, Glücksburg, 
geboren am 22.07.1924, 
verstarb am 29.08.2019. 

Dr. Gudrun Engel, Plön, 
geboren am 22.02.1956, 
verstarb am 31.08.2019. 

Dr. Hans Georg Esche, Niebüll,  
geboren am 24.08.1930, 
verstarb am 01.09.2019.

Dr. Ingo Martini, Lübeck,  
geboren am 25.08.1970, 
verstarb am 06.09.2019. 

Dr. Jörg Haferkamp, Glücksburg, 
geboren am 11.10.1939,  

verstarb am 09.09.2019. 

Hans-Dietrich Rupp, Albersdorf,  
geboren am 15.02.1925, 

verstarb am 09.09.2019. 

W I R  G E D E N K E N  D E R  V E R S T O R B E N E N
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ostoma- Anlage und Rückverlagerung, 
Dünndarmdekompression, intralumina-
ler Dünndarm-Schienung sowie intraab-
domineller VAC-Anlagen und -Wechsel 
gekennzeichnet.

Weitere stationäre Behandlungen im 
Zusammenhang mit der Appendizitis-
Komplikation erfolgten wegen des Auf-
tretens von Fadengranulomen im Be-
reich der Laparotomie-Narbe. Zur ak-
tuellen Situation ergaben sich Untersu-
chungen und Behandlungen wegen ab-
domineller Schmerzen.

Beanstandung der ärztlichen  
Maßnahmen
Diagnose und Behandlung der Appen-
dizitis seien nicht zeitgerecht erfolgt. Es 
hätten eine gründlichere klinische Un-
tersuchung und Anamnese erfolgen und 
über das Blutbild hinaus weitere Labor-
befunde erhoben werden müssen. Auch 
wurde eine Abdomen-Sonografie feh-
lerhaft unterlassen. Der Patient hätte bei 
bereits auffälligem Befund und ohne So-
nografie nicht nach Hause entlassen wer-
den dürfen. Die akute Blinddarmentzün-
dung sei nicht erkannt worden. Es hätte 
durch eine Appendektomie am Tag nach 
der Erstvorstellung die Perforation ver-
hindert werden können.

Stellungnahme der Klinik 
für Innere Medizin
Ein Wanderschmerz in den Unterbauch 
oder bestehende Schmerzen im rech-
ten Unterbauch seien anamnestisch 
nicht angegeben worden. Es sei kein Fie-
ber nachweisbar gewesen und es sei eine 
symptomorientierte, ordnungsgemäße 
Untersuchung erfolgt. Hierbei hätte sich 
ein weiches Abdomen mit einem epigas-
trischen Druckschmerz gezeigt. Es habe 
keine Abwehrspannung, weder ubiqui-
tär noch lokal, festgestellt werden kön-
nen. Die Darmfunktion sei regelrecht 
gewesen. Insgesamt habe ein akutes Ab-
domen klinisch ausgeschlossen werden 
können.

Auf eine symptomatische Thera-
pie mit einem Analgetikum und einem 
Spasmolytikum habe sich der Zustand 
so gravierend gebessert, dass eine Ent-
lassung möglich gewesen sei. Es sei auf 

S E R I E

Appendizitis zu spät diagnos-
tiziert und behandelt
Von Fall zu Fall: Aus der Praxis der Schlichtungsstelle für Arzt-
haftpflichtfragen der norddeutschen Ärztekammern. 

Info
Die norddeutsche 
Schlichtungsstelle ist 
zuständig für Ber-
lin, Bremen, Bran-
denburg, Hamburg, 
Mecklenburg-Vor-
pommern, Nieder-
sachsen, Saarland, 
Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein 
und Thüringen. Seit 
Gründung 1976 haben 
mehr als 100.000 Pa-
tienten ihre Dienste  
in Anspruch genom-
men. 

Kasuistik
In einem Schlichtungsverfahren war 
die diagnostische Abklärung von Ober-
bauchbeschwerden zu prüfen, als deren 
Ursache sich eine perforierte gangränö-
se Appendizitis mit Unterbauchperito-
nitis erwies.

Der 29-jähige Patient stellte sich 
in der Rettungsstelle einer Klinik mit 
Oberbauchschmerzen vor. Nach dem 
Behandlungsbericht hatten die Be-
schwerden drei bis vier Tage vorher mit 
Halsschmerzen begonnen und jetzt wa-
ren Magenschmerzen und Übelkeit mit 
Erbrechen hinzukommen. Auf Basis der 
klinischen Untersuchung wurden die 
Diagnosen „akute Gastritis und Tonsil-
litis“ gestellt. Nach Verabreichung von 
MCP, einer Infusion und Novalminsul-
fon erfolgte die Entlassung mit der Maß-
gabe zur Vorstellung beim Hausarzt bei 
persistierenden Beschwerden oder bei 
Verschlechterung eine Wiedervorstel-
lung in der Rettungsstelle.  

Nach diesen kurz nach Mitternacht 
erfolgten Maßnahmen stellte sich der 
Patient am selben Tag dort erneut vor. 
Im Bericht der Einrichtung ist als Diag-
nose mit Bezugnahme auf die Anamne-
se weiter akute Gastritis aufgeführt und 
die Entlassung wieder mit der Maßgabe 
einer Wiedervorstellung bei akuter Ver-
schlechterung angegeben, nachdem sich 
erneut durch Gabe von Ringerlösung 
mit 2 g Novaminsulfon und 40 mg Bu-
scopan eine Besserung zeigte.

Sechs Tage später ergab eine ambu-
lante Abdomen-Sonografie in einer ra-
diologischen Praxis  eine deutlich patho-
logische Darmkokarde im rechten Un-
terbauch und führte am selben Tag mit 
der Verdachtsdiagnose eines freien In-
tervalls nach Perforation einer akuten 
Appendizitis zur Klinik-Einweisung. In 
der Klinik für Allgemein- und Viszeral-
chirurgie erfolgte eine fünfwöchige sta-
tionäre Behandlung wegen perforier-
ter gangränöser Appendizitis mit Unter-
bauchperitonitis. Nach zunächst laparo-
skopischer Exploration Konversion zur 
konventionellen Appendektomie mit 
Lavage und Drainage. Der weitere kom-
plizierte Verlauf war durch Notwendig-
keit zu Re-Laparotomien, Lavagen, Ile-

mögliche Komplikationen und ein un-
verzügliches Aufsuchen des Hausarztes 
zur klinischen und paraklinischen Ver-
laufskontrolle hingewiesen worden. Ge-
gen diesen ärztlichen Rat habe sich der 
Patient nicht am Folgetag, sondern erst 
nach sechs Tagen vorgestellt.

Gutachten
Die Behandlung in der Rettungsstelle 
der in Anspruch genommenen Klinik sei 
wegen mangelhafter Befunddokumen-
tation nicht sach- und fachgerecht gewe-
sen. Eine Ultraschalluntersuchung sei 
nicht erfolgt und aus einem hochkrank-
haften und hochauffälligen Laborbefund 
sei keine Konsequenz gezogen worden. 
Es sei kein verbindlicher Wiedervorstel-
lungstermin vereinbart worden und bei 
der erneuten Vorstellung wäre eine Di-
agnose zu erzwingen gewesen. Bei ei-
ner früheren Operation wäre mit über-
wiegender Wahrscheinlichkeit der Zeit-
ablauf der Bauchfellentzündung mit den 
späteren Folgen der Sepsis und des lan-
gen Intensivstationsaufenthaltes deutlich 
verkürzt worden. Bei frühzeitiger Inter-
vention wäre mit einem etwa zehntägi-
gen stationären Aufenthalt ohne zusätz-
liche Operationen zu rechnen gewesen.

Allein fehlerbedingt eingetretene ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen sei-
en mehrfache Operationen, ein schwer-
wiegender Verlauf auf der Intensivstati-
on mit Beatmungspflicht und Entwick-
lung einer Critical-Illness-Polyneuropa-
thie gewesen.

Bewertung der Haftungsfrage
Die Schlichtungsstelle schloss sich dem 
Gutachten an. Sie folgt der gutachterli-
chen Analyse, die sich mit dem Begriff 
des akuten oder subakuten Abdomens 
detailliert auseinandersetzt. Aus zuge-
höriger Literatur ergibt sich die Bewer-
tung, dass Behandlung und Diagnostik 
nicht zeitgerecht und ausreichend wa-
ren. Im vorliegenden Fall waren Män-
gel in der Befunderhebung festzustellen. 
Hier kommt es unter folgenden Voraus-
setzungen zu einer Umkehr der Beweis-
last zugunsten der Patientenseite:
 Es wurden Befunde nicht erhoben, die 

dem Standard gemäß hätten erhoben 
werden müssen.

 Eine standardgerechte Anamneseer-
hebung, eine Ultraschalluntersuchung 
sowie ein chirurgisches Konsil zur 
Kontrolle hätten erfolgen müssen.

 Bei standardgemäßer Untersuchung 
hätte man mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit einen abklärungs- bzw. 
behandlungsbedürftigen Befund er-
kannt. Der Bundesgerichtshof hat 
den Begriff „hinreichend“ nicht wei-
ter definiert. Die Oberlandesgerich-
te definieren das Maß aber, unwider-
sprochen vom Bundesgerichtshof, als 
überwiegende Wahrscheinlichkeit, 
also mehr als 50 Prozent.
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Aufgrund des weiteren Verlaufs kann da-
von ausgegangen werden, dass man bei 
Durchführung dieser Maßnahmen mit 
überwiegender Wahrscheinlichkeit die 
Diagnose einer akuten Appendizitis ge-
stellt hätte.
 Das Unterlassen der Behandlung in 

Kenntnis der richtigen Diagnose wür-
de eine erhebliche Standardunter-
schreitung und damit einen schweren 
Behandlungsfehler darstellen.

In Anbetracht der Risiken des Fort-
schreitens einer unbehandelten akuten 
Appendizitis würde das Unterlassen ei-
ner Operation einen schweren Behand-
lungsfehler darstellen.

Vor dem Hintergrund der Beweis-
lastumkehr reicht es für den Kausalitäts-
nachweis aus, dass die zu unterstellende 
fundamentale Verkennung des zu erwar-
tenden Befundes oder die Nichtreaktion 
darauf generell geeignet ist, einen Scha-
den der tatsächlich eingetretenen Art 
herbeizuführen.
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Unsere Fachanwälte für Medizinrecht …

Gesundheitsschaden
Die Beweislastumkehr bezieht sich auf 
folgende Primär- und typischerweise da-
mit verbundenen sekundären Gesund-
heitsschäden: Fortschreiten der Appen-
dizitis bis zur Perforation, die mehrfa-
chen Operationen, Aufenthalt auf der 
Intensivstation, Critical Illness-Polyn-
europathie

Fazit
Die Möglichkeit einerseits atypischer 
Manifestationsformen akuter Appen-
dizitiden und andererseits die Tatsa-
che, dass eine verzögerte Therapie häu-
fig für schwerere Verlaufsformen ver-
antwortlich ist, begründet die Notwen-
digkeit geeigneter Befunderhebungen 
für die Differenzialdiagnose akuter ab-
domineller Beschwerden. Dies schließt 
die Erhebung von Laborparametern wie 
Leukozyten sowie des C-reaktiven Pro-
teins und den abdominellen Ultraschall 
zur frühzeitigen Sicherung einer Ope-

rationsindikation und Vermeidung von 
Perforationen ein. Auch muss immer die 
Einbeziehung anderer Fachgebiete in Er-
wägung gezogen werden. Dies ist von 
Fachärzten der Inneren Medizin zu er-
warten. Aber auch bei anderen Krank-
heitsbildern sollten alle Fachgebiete prü-
fen, ob die alleinige Übernahme der Di-
agnostik und Behandlung die korrek-
te Entscheidung darstellt. Dies vor allem 
vor dem Hintergrund der unzureichen-
den Befunderhebung und der damit ver-
bundenen Beweislastumkehr zu Un-
gunsten der Arztseite.

Prof. Gerald Klose
Christine Wohlers

Prof. Walter Schaffartzik
Schlichtungsstelle für Arzthaft-

pflichtfragen der norddeutschen 
Ärztekammern

K U R Z  N O T I E R T

Aktualisierte Infoliste zu Abruptio
Die Bundesärztekammer hat die von ihr im gesetzlichen Auftrag 
geführte Informationsliste zu Schwangerschaftsabbrüchen nach 
§ 13 Abs. 3 Schwangerschaftskonfliktgesetz aktualisiert. Die Lis-
te mit Ärzten, Krankenhäusern und Einrichtungen, die Schwan-
gerschaftsabbrüche unter den Voraussetzungen des § 218a Ab-
satz 1 bis 3 Strafgesetzbuch durchführen, befindet sich seit dem 
Start des Registrierungsverfahrens im Juli 2019 im Aufbau. Sie 
wird in einem Work-in-progress-Verfahren kontinuierlich er-
weitert. Mit der Liste ermöglicht der Gesetzgeber, dass Ärz-
te, Krankenhäuser und Einrichtungen über Leistungen zum 
Schwangerschaftsabbruch informieren können, ohne Gefahr zu 
laufen, gegen strafrechtliche Vorgaben zu verstoßen.
Gut fünf Wochen nach dem Start des Registrierungsverfah-
rens hat sich die Zahl der Ärzte und Einrichtungen auf der Lis-
te weit mehr als verdoppelt und lag in der ersten Septemberwo-
che bei 215 Einträgen aus allen Bundesländern. Darunter befin-
den sich neben ambulanten Einrichtungen auch Kliniken, die 
entsprechende Eingriffe vornehmen. Zahlreiche weitere An-
träge auf Eintrag in die Liste durchlaufen derzeit das Verifizie-
rungsverfahren und werden in der nächsten Aktualisierungs-
runde ergänzt. Um den Aufbau der Liste weiter zu beschleuni-
gen, informiert die Bundesärztekammer kontinuierlich über die 
Liste und das Anmeldeprozedere. Abgerufen werden kann die 
Liste auf der Internetseite der Bundesärztekammer (siehe Links 
und Kontaktmail unten).  Dort findet sich auch eine Suchfunkti-
on nach Postleitzahlen und Orten. Die Liste wird außerdem von 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) ver-
öffentlicht. Die Aufnahme in die Liste ist freiwillig und kann von 
Ärzten und Einrichtungen, die Schwangerschaftsabbrüche unter 
den Voraussetzungen von § 218a Absatz 1 bis 3 Strafgesetzbuch 
durchführen, auf der Internetseite der Bundesärztekammer be-
antragt werden. Die Registrierung nimmt etwa drei Minuten in 
Anspruch. Ein mehrstufiger Verifizierungsprozess gewährleistet 
die Sicherheit und Korrektheit der Angaben. 
Liste mit Suchfunktion nach Postleitzahlen und Orten: https://
liste.bundesaerztekammer.de/suche; Registrierung für die Liste: 
https://liste.baek.de (PM/RED)

Info
Die Schlichtungsstelle 
bietet Patienten, Ärz-
ten und Haftpflicht-
versicherern eine 
Plattform für die au-
ßergerichtliche Klä-
rung von Arzthaf-
tungsstreitigkeiten. 
Ziel ist, allen Betei-
ligten eine objekti-
ve, kompetente Streit-
beilegung zu ermög-
lichen. 
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beinhalten regelhaft akutmedizinische 
Aufgaben mit spezifischen diagnosti-
schen und therapeutischen Maßnahmen, 
ggf. auch mit intensivmedizinischer Be-
handlung.

Während z. B. die neurologische 
Frührehabilitation gut etabliert ist, gibt 
es im pneumologischen Bereich kaum 
derartige Einrichtungen. Dies überrascht 
umso mehr, da die Beatmungsthera-
pie zentraler Bestandteil der modernen 
Intensivtherapie ist. Während bei den 
meisten Patienten eine zeitnahe Entwöh-
nung gelingt, sind für das prolongier-
te Weaning neben der Schwere der Akut- 
und Grunderkrankung u. a. das Lebens-
alter und Komorbiditäten ursächlich.

In spezialisierten Weaningzentren 
gelingt auch bei komplexen, prolongier-
ten Weaningverläufen oft eine erfolgrei-
che Entwöhnung. Dennoch haben viele 
Patienten nach erfolgreichem Weaning 
erhebliche funktionelle Defizite, die ne-
ben krankheitsbedingten Einschrän-
kungen („Dyspnoe“) bei oft chronischer 
Lungenerkrankung durch den langen In-
tensivaufenthalt mit Immobilität und 
Kraftverlust bedingt sind. Zudem ver-
schärfen die Folgen der Intensivbehand-
lung (z. B. Critical Illness Polyneuropa-
thie/Myopathie: CIP/CIM) das Krank-
heitsbild. Hier ist eine intensive, aber 
keine akut-intensivmedizinische Wei-
terbehandlung erforderlich. Aufgrund 
der funktionellen Einschränkungen und 
der medizinisch notwendigen Behand-
lung ist bei diesen Patienten eine klas-
sische Rehabilitation (z. B. AHB) noch 
nicht möglich.

Die Ursachen des prolongierten 
Weanings sind meist multifaktoriell, in 
vielen Fällen liegt als wesentliche Ko-
morbidität eine COPD zugrunde. Die 
Prognose dieser Patientengruppe bleibt 
auch nach erfolgreichem Weaning limi-
tiert:
 Nach einem Jahr leben nur noch 

40 Prozent der entwöhnten Patienten.
 Die mediane Dauer bis zur nächsten 

Krankenhausaufnahme betrug in Stu-
dien weniger als zwei Monate.

F R Ü H R E H A

Überraschend 
unbekanntt
Die pneumologische Frührehabilitation – Schnittstelle zwischen 
Akutkrankenhausbehandlung und medizinischer Rehabilitation.

L
angzeitbeatmung und Entwöhnung 
(Weaning) stellen bei steigenden 
Patientenzahlen eine besondere He-
rausforderung in der Intensivme-
dizin dar. Schätzungen gehen von 
mindestens 400.000 Beatmungs-
patienten pro Jahr aus, bei ca. 10 bis 

20 Prozent ist das Weaning deutlich ver-
längert. In spezialisierten Weaningzen-
tren können wir die Behandlungsqua-
lität und die Prognose verbessern, aber 
viele Patienten haben nach erfolgrei-
chem Weaning funktionelle Defizite, die 
die weitere Versorgung erschweren.

Mit einem neuen therapeutischen 
Angebot zur pneumologischen Früh-
rehabilitation schließen wir auf Grund-
lage von § 39 SGB V in der LungenClinic 
Großhansdorf diese Versorgungslücke. 
So können wir Patienten, die noch eine 
akutmedizinische Behandlung benöti-
gen, z. B. nach Langzeitbeatmung, frü-
hestmöglich in einem interdisziplinären, 
fachübergreifenden Behandlungsteam 
stabilisieren und rehabilitieren. Ziel ist 
ein stufenloser Übergang von der In-
tensivtherapie über die stationäre Früh-
rehabilitation in die ambulante Weiter-
behandlung oder weiterführende statio-
näre Rehabilitation.   

Aufgrund der Schwere der Erkran-
kung mit oft körperlichen Defiziten oder 
Beatmungsabhängigkeit können diese 
Patienten noch nicht in eine klassische 
Rehabilitationseinrichtung übernom-
men werden. Sie benötigen noch eine 
akutmedizinische Unterstützung, sind 
aber nicht mehr intensivpflichtig. Diese 
schwerkranken, oft multimorbiden Pa-
tienten profitieren von der frühestmög-
lichen Rehabilitation mit Unterstützung 
eines multidisziplinären Teams aus spe-
ziell ausgebildeten Pflegekräften, Phy-
sio-, Atmungs-, Ergotherapeuten, Logo-
päden und Psychologen unter pneumo-
logisch-fachärztlicher Leitung.  

Abzugrenzen ist die Frührehabili-
tation inhaltlich und in der Zielsetzung 
von der Frühmobilisation und der wei-
terführenden Rehabilitation (z. B. AHB). 
Die Leistungen der Frührehabilitation 

Eine große amerikanische Analyse 
von Medicare-Daten zeigte unlängst 
bei 2,3 Millionen Krankenhauspatien-
ten mit akut-exazerbierter COPD ein 
deutlich erhöhtes Risiko für eine erneu-
te stationäre Behandlung insbesonde-
re in den ersten Wochen. Das gilt insbe-
sondere für Patienten nach beatmungs-
pflichtiger Exazerbation. Knapp zwei 
Drittel aller Patienten wurden im ersten 
Jahr erneut stationär behandlungspflich-
tig. Diese als „Drehtüreffekt“ bezeichne-
ten wiederkehrenden Krankenhausauf-
enthalte belasten in erheblicher Weise 
die Lebensqualität und Prognose der Pa-
tienten, aber auch das gesamte Gesund-
heitswesen.

In der pneumologischen  Frühreha-
bilitation können Patienten nach Ab-
schluss der intensivmedizinischen Akut-
behandlung und/oder nach erfolgrei-
chem Weaning fachspezifisch versorgt 
und frühzeitig rehabilitationsmedizini-
schen Maßnahmen zugeführt werden.

Die pneumologische Frührehabili-
tation kann mit ihrem multidisziplinä-
ren Therapieansatz (z. B. Physiothera-
pie, Atmungstherapie, aktivierend-the-
rapeutische Pflege, Logopädie, Psycholo-
gie) unter fachärztlicher Betreuung eine 
bestehende Versorgungslücke schlie-
ßen. Diese ergibt sich aus der Tatsache, 
dass entwöhnte Patienten von der Inten-
sivstation funktionell zu eingeschränkt 
sind für eine weiterführende Versorgung 
(z. B. AHB/Häuslichkeit) und noch eine 
intensive medizinische Behandlung bei 
meist chronischer Lungenerkrankung 
benötigen. Voraussetzung ist eine mul-
ti- und interdisziplinäre, patientenzen-
trierte Teamarbeit mit pneumologischer 
Expertise. So können z. B. durch Etab-
lierung einer nicht-invasiven Beatmung 
die Symptome und die Prognose verbes-
sert und die Rehospitalisierung reduziert 
werden. Dies setzt einen sicheren und 
zuverlässigen Umgang mit den Hilfsmit-
teln voraus, sodass die Schulung der Pa-
tienten und der Angehörigen breiten 
Raum einnimmt. Darüber hinaus beein-
trächtigen nicht selten z. T. unbemerkte 
Schluckstörungen den Weaningprozess 
(„stille Aspiration“), sodass der logopä-
dischen Betreuung eine wichtige Rol-
le zukommt. Ziele der pneumologischen 
Frührehabilitation:
 Wiederherstellung der körperlichen 

und mentalen Funktionen
 Wiedererlangen der Selbstständigkeit
 Vermeidung von Komplikationen und 

bleibenden Beeinträchtigungen
 schnellere klinische Stabilisierung
 stabile außerklinische Versorgung
  langfristige Sicherung des Behand-

lungserfolges
 weniger Entlassungen in Pflegeein-

richtungen
Dr. Maike Oldigs,  

Dr. Bernd Schucher,  
Prof. Klaus Rabe

Fazit 
Weaning, Frühreha-
bilitation und außer-
klinische Beatmung 
liegen in diesem in-
tegrierten Versor-
gungskonzept in ei-
ner Hand und kön-
nen die Behandlung 
und Prognose verbes-
sern. Ebenso können 
chronisch kranke Pa-
tienten mit schwerer 
Lungenerkrankung, 
die akutmedizinisch 
versorgt werden müs-
sen, von frührehabi-
litativen Maßnah-
men  profitieren (z.B. 
schwere COPD, Lun-
genfibrosen, komple-
xe postoperative Pati-
enten). Mit der pneu-
mologischen Frühr-
ehabilitation kön-
nen wir eine bessere 
Versorgung dieser 
schwerkranken, mul-
timorbiden Patienten 
erreichen.
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Info 
Am 15. und 16. No-
vember sowie am 
23. November findet 
das Seminar „Ärzt-
lich begleitete Tabak-
entwöhnung“ in der 
Akademie der Ärzte-
kammer in Bad Se-
geberg statt (Freitag 
von 13:00 - 16:15 Uhr, 
Samstag von 9:00 bis 
16:15 Uhr). Insgesamt 
umfasst die Fortbil-
dung 20 Stunden. Die 
Veranstaltung ist mit 
20 Fortbildungspunk-
ten zertifiziert, ist auf 
das Seminar suchtme-
dizinische Grundver-
sorgung anrechenbar 
und kostet 240 Euro. 

N I K O T I N E N T W Ö H N U N G

Ziel: Rauchfrei 
statt abhängig
Ein Curriculum der Akademie der Ärztekammer vermittelt Ärzten Hilfe-
stellung bei der Frage, wie Patienten vom Nikotin entwöhnt werden können. 

Sie leiten das Seminar zur „Ärztlich begleiteten Tabakentwöhnung“: Diplom-Psychologin und Psychotherapeutin Marina Soltau (links) von der Tagesrehabilitation für sucht-
kranke Menschen (TASK) und die Fachärztin für Neurologie, Angela Kiewitt, von der Median Klinik Mecklenburg. 

N
ikotin ist für zahlreiche Erkran-
kungen mitverantwortlich und 
belastet Patienten praktisch aller 
ärztlichen Fachgruppen. Schon 
deshalb rückt der Tabakkonsum 
der Patienten immer wieder in 
den Fokus von Ärzten. Wie aber 

kann ein Raucher zum Aufhören mo-
tiviert werden, ohne dass er das Ange-
bot als „ moralischen Zeigefinger“ emp-
findet? Welche Unterstützungsmöglich-
keiten gibt es medikamentös und ver-
haltenstherapeutisch? Um solche Fragen 
dreht sich ein Curriculum der Akademie 
der Ärztekammer Schleswig-Holstein 
im kommenden Monat. 

Neurologin und Suchtmedizinerin 
Angela Kiewitt und Diplom-Psycholo-
gin Marina Soltau vermitteln als Kurs-
leiterinnen Grundlage zur Tabakab-
hängigkeit und -entwöhnung. Dabei le-
gen sie Wert auf eine interaktive Gestal-
tung: Selbstreflektionsanteile und Übun-
gen zur Gesprächsführung sind in dem 
20-stündigen Curriculum genauso ent-
halten wie Techniken, um eine ange-

messene Coachingsituation herzustellen 
Die vermittelten Hilfestellungen kön-
nen nach Ansicht von Kiewitt im Praxi-
salltag konkret helfen: „Eine motivatio-
nale Unterstützung durch gezielte Kur-
zinterventionen kann bei Patienten, die 
meist in erster Linie wegen eines somati-
schen Anliegens den Arzt aufsuchen, auf 
fruchtbaren Boden fallen“, sagt Neuro-
login Kiewitt. Anders als etwa die meis-
ten Alkoholabhängigen halten abhängi-
ge Raucher ihr Rauchverhalten selbst für 
dissonant. Bei Alkoholabhängigen be-
trägt dieser Anteil fünf Prozent, bei Rau-
chern sind dies rund 50 Prozent. 

„Diese Motivationslage sowie der be-
sondere Kontext der vertraulichen und 
niedrigschwelligen Arzt-Patienten-Be-
ziehung ermöglichen es, nicht nur absti-
nenzmotivierte Patienten auf ihrem Weg 
zur Nikotinabstinenz zu unterstützen“, 
sagt Kiewitt. Das heißt: Es gibt zahlrei-
che Raucher, die gerne keine mehr wä-
ren. Diese Gruppe unter den Patienten 
ist dialogbereit und empfindet es als un-
terstützend, wenn ihr Arzt sie darauf an-

spricht, auch wenn die Patienten we-
gen eines anderen Anlasses in die Praxis 
oder ins Krankenhaus gekommen sind. 

Häufig liegen bereits Aufhörversu-
che vor, wobei die Angst vor Entzugs-
erscheinungen oder gar Folgen wie z. B. 
Gewichtszunahme groß ist. Vor die-
sem Hintergrund ist die Art der Anspra-
che entscheidend. Soltau und Kiewitt ha-
ben die Erfahrung gemacht, dass Patien-
ten oft auf die zu erwartenden Folgeer-
krankungen angesprochen werden. „Das 
wissen die selbst alle. Ich muss an der er-
wünschten Wirkung des Nikotins anset-
zen“, empfiehlt Soltau. Wenn ein Patient 
also raucht, um ruhig zu werden, kann 
man ihm etwa Entspannungstechniken 
empfehlen. „Es geht darum, die Funkti-
on der Zigarette zu erkennen und durch 
Alternativen zu ersetzen“, sagt Soltau. 

Zielgruppe des Seminars sind Ärz-
te aller Fachgruppen, die rauchende Pa-
tienten behandeln. Die Beratung und 
Motivation zur Tabakentwöhnung kann 
nach dem aktuellen DMP Asthma Ver-
trag abgerechnet werden. (di)Fo
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D
er Anblick im Rückspiegel des Au-
tos lässt viele Autofahrer erstarren: 
Ein Polizeiauto folgt. Sofort entste-
hen Gedanken wie „Habe ich alle 
Papiere dabei?“, „Was sagt eigent-
lich die TÜV-Plakette?“ oder der 
Blick kontrolliert nervös den ei-

genen Tachostand. Biegt das Polizeiauto 
dann auch noch in die gleiche Richtung 
ab – und das eventuell sogar zweimal – 
überschlagen sich die Gedanken bis hin 
zu „Habe ich eigentlich etwas Verbote-
nes im Kofferraum?“ Ändert das Polizei-
auto seine Richtung, ist die vermeintli-
che „Verfolgungsjagd“ beendet und der 
Herzschlag beruhigt sich. Doch was pas-
siert, wenn die Gedanken aus diesem 
Kreislauf nicht aussteigen können und 
sich ein Verfolgungswahn entwickelt? 

Der Wahn als Psychose ist ein 
Krankheitsbild, das im Rahmen des 
ersten Fachtages zum Thema „Geron-
topsychiatrie – Wissen schafft (Pfle-
ge) Zeit“ vorgestellt wurde. Dr. Nils Rie-
menschneider aus der Fachklinik Hahn-
knüll klärte über die verschiedenen For-
men der Psychose auf und ging auf die 
Erkrankung speziell im Alter näher ein. 
Die Psychose sei eine Gruppe von Stö-
rungen, der ein Realitätsverlust über 
mehrere Zeiten bzw. längere Zeit folge. 
Häufig seien die Patienten agitiert, ag-
gressiv, schwierig zu betreuen und/oder 
neigten leicht zu Konflikten. Das Um-
feld sei diesbezüglich häufig ebenfalls 
schwer belastet und somit gehe eine Re-
duzierung der Lebensqualität häufig da-
mit einher. Ein Problem einer vorhan-
denen Psychose sei häufig, dass Men-
schen mit einer Wahnerkrankung ihre 
eigene Krankheit nicht sehen könn-
ten. So sei das verloren gegangene Han-
dy – beispielsweise als Symptom einer 
angehenden Demenz – von der Tochter/
dem Nachbarn oder Freunden gestoh-
len worden. „Das eigene Ich schützt sich 
vor sich selbst, indem es sich nicht der 
Realität stellt, sondern andere Auswege 
sucht“, sagte Riemenschneider. Das eige-
ne Selbstwertgefühl wird auf diese Wei-
se nicht angegriffen und der Betroffene 
schützt sich – vermeintlich – selbst.

Auslöser für Wahnerkrankungen 
können vielfältig sein, gerade im Al-
ter werden die Grundmotive Angst und 
Misstrauen durch Veränderungen in den 
Lebenssituationen häufig bestärkt: Die 
Auslöser reichen vom Auszug der Kin-
der aus dem elterlichen Haus über Verar-
mung bis hin zu Vereinsamung und sozi-
alem Rückzug. Auch induzierte Wahner-
krankungen treten häufig im Alter auf, 
Psychosen werden von Partner zu Part-
ner übertragen. Wie mit diesen Patien-
ten am besten umzugehen ist, erläuter-
te Riemenschneider nicht nur in seinem 
Vortrag, sondern diskutierte dies auch 
mit dem Fachpublikum und anwesen-
den Betroffenen. So betonte Sibylle Lin-
demann, die vor einigen Jahren selbst an 

einer Psychose litt, dass Authentizität der 
betreuenden Personen am wichtigsten 
sei. Sie berichtete von vielen Gesprächen 
mit Therapeuten und Ärzten, die zwar 
einfühlsam geführt worden seien, wo-
bei es den Personen aber an Authentizi-
tät fehlte. „Erst die fröhlich über den Flur 
laufende Pflegerin, die einfach so war, 
wie sie war, hat den Zugang zu mir fin-
den können“, sagte Lindemann. Von der 
Notwendigkeit der Authentizität und 
Gesprächen auf Augenhöhe berichtete 
auch Iris Kunze. Sie litt an einer Essstö-
rung, die heute geheilt ist. Sie berichtete 
von ärztlichen und therapeutischen Ge-
sprächen, die rein fachlich gewesen sei-
en und bei denen sie sich nicht verstan-
den gefühlt habe. Erst bei einem Kon-
takt auf Augenhöhe habe sie sich ausrei-
chend wohlgefühlt, um sich für eine Be-
handlung öffnen zu können. Dass auch 
eine Essstörung eine Sucht darstellt, er-
läuterte Dr. phil. Jean Hermanns in sei-
nem Vortrag. Hermanns ist Diplom-So-
ziologe und Leitender Therapeut der 
suchtpsychiatrischen Abteilung des Psy-
chiatrischen Zentrums Rickling. In sei-
nem Vortrag beleuchtete er den Kon-
sum von Alkohol – gerade auch im Al-

14
alkoholhaltige Ge-
tränke - das ist die 
maximale Anzahl, die 
innerhalb einer Wo-
che konsumiert wer-
den sollte. Ein Ge-
tränk entspricht zehn 
Gramm Alkohol. Die 
Anzahl der Geträn-
ke variiert daher an-
hand der Art des Ge-
tränkes: 1 Getränk = 
0,25 Liter Bier
0,125 Liter Wein
0,04 Liter Spirituosen
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F A C H T A G U N G

Auch mal 
Mensch sein
Erste Fachtagung Gerontopsychiatrie in Kaltenkirchen ermöglichte 
sektorenübergreifenden Austausch und Einblicke in Krankheitsbilder.

Michaela Schlösser (links) und ihr Team informierten sich für ihre zukünftige Tätigkeit bei der Betreuung eines Alten-
heims. Dr. Florian Gal (unten) berichtete über die Volkskrankheit Depression.
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fig vor Herausforderungen. Silke Stah-
mer, Pflegekraft im Psychiatrischen 
Zentrum Rickling, verdeutlichte, dass 
der Aufbau einer Beziehung zu Betrof-
fenen und das Verständnis für die Dy-
namik der Sucht von großer Bedeutung 
sind. Das Pochen auf Einsicht sei selten 
zielführend, Beschimpfungen und Be-
leidigungen nicht als persönlich anzuse-
hen, sondern stets den Abstand zu wah-
ren und jeden Tag neu auf den Patienten 
zuzugehen, dagegen schon. Dass sogar 
von Fall zu Fall die weitere Einnahme ei-
nes bestimmten Medikamentes sinnvoll 
erscheint, wenn der Betroffene diese be-
reits seit langer Zeit nimmt, wies Stah-
mer dabei nicht von der Hand. „Trotz-
dem sollte unser oberstes Ziel stets sein, 
gemeinsam mit dem Patienten ein Le-
ben aufzubauen, das auch ohne Alkohol 
lebenswert zu führen ist“, so Stahmer. 

Inwieweit eine Depression dazu 
führen kann, dass Betroffene ihr Le-
ben nicht mehr als lebenswert empfin-
den, erläuterte Dr. Florian Gal in einem 
Kurzvortrag. Er unterschied drei Gra-
de der Depression: leicht, mittel und 
schwer. Auch eine schwere Depressi-
on ist laut Gal, der als leitender Oberarzt 
auf der Station internistische, neurolo-
gische und rehabilitative Behandlung im 
Psychiatrischen Zentrum Rickling tätig 
ist, nach guter Diagnostik heilbar. Häu-
fig beklagen ältere Menschen Sympto-
me wie gedrückte Stimmung, Antriebs-
losigkeit und Verlust von Freunden und 
Interessen, nicht aber die eigentliche Er-
krankung Depression. Beschreibt ein Pa-
tient die bekannten Symptome, ist eine 
saubere Diagnostik wichtig, um eine Be-
handlung so schnell wie möglich star-
ten zu können. Gal nannte als Prob-
lem, dass die Symptome in der Haus-
arztpraxis nicht immer richtig gedeu-
tet und deshalb auch nicht die notwen-
digen Schritte eingeleitet werden. Mit 
den richtigen Medikamenten könnten 
schwere Depressionen effektiv behan-
delt werden und Folgeerkrankungen wie 

ter – näher. Dass bei Alkoholkonsum 
stets nur von einem risikoarmen – und 
nicht risikolosen – Konsum gesprochen 
wird, sei dadurch begründet, dass Alko-
hol im Gegensatz etwa zu Cannabis nie-
mals von körpereigenen chemischen Re-
aktionen gebildet werden kann. Alko-
hol stelle daher stets eine toxische Belas-
tung für den menschlichen Körper dar. 
Als risikoarmer Konsum wird bei Män-
nern zwei Drinks pro Tag, bei Frauen ein 
Drink pro Tag beziffert. Der Unterschied 
erklärt sich durch das unterschiedli-
che Verhältnis von Körperfett und Kör-
perwasser in den weiblichen/männli-
chen Körpern. Ein Drink entspricht da-
bei 10 Gramm Alkohol und unterschei-
det sich daher in der Menge abhängig 
von der Art des Getränkes. Mehr als 14 
Drinks in der Woche sollte der Konsum 
zu keiner Zeit übersteigen. Das Risiko, 
diese Werte zu übersteigen, steigt häu-
fig mit zunehmendem Alter. Die Gründe 
seien vielfältig und häufig schnell zu er-
klären. „Der Anspruch, am nächsten Tag 
fit an der Arbeit zu sein und rechtzeitig 
aufzustehen, bricht mit Beginn der Pen-
sionierung bzw. dem Rentenbeginn weg. 
Da kommt es abends auf das zweite oder 
auch dritte Glas Wein nicht mehr an“, so 
Hermanns. Auch nehme die Alkoholver-
träglichkeit im Alter ab, der Stoffwechsel 
verändere sich und eine raschere Such-
tentstehung sei die Folge. Doch wie ent-
steht eine Sucht? Hermanns erläuterte 
die häufig ablaufenden Schritte: Am Be-
ginn stellt sich meist der starke Wunsch 
bzw. Zwang zur Einnahme der Substanz 
ein. Es folgen eine verminderte Kont-
rollfähigkeit und körperliche Entzugs-
symptome. Auch eine Vernachlässigung 
sonst frequentierter Interessen und die 
Fortführung der Einnahme der Substanz 
trotz des Bewusstseins schädlicher Fol-
gen sprechen deutlich für eine Suchter-
krankung. 

Hermanns verwies diesbezüglich 
auf Fragen, mit denen ein potenziell Be-
troffener eine Selbsteinschätzung zu sei-
nem Alkoholkonsum vornehmen kann 
(Infoleiste). Die Auswirkungen von Al-
koholkonsum in Bezug auf die Alterser-
krankung Demenz seien gerade in der 
Entstehung der Erkrankung nachweis-
bar. So sei das Risiko, an Demenz zu er-
kranken, bei starkem Konsum um 25 
Prozent erhöht, bei reduziertem Kon-
sum könne das Risiko sogar um 29 Pro-
zent vermindert werden. Auch die Zu-
nahme von Schlafstörungen im Al-
ter sei häufig der Beginn einer Sucht, 
so Hermanns. Zwar würden Benzodi-
azepine gut vertragen, aber gerade die-
ser Vorteil könne zu einer schnelleren 
und häufigeren Einnahme führen und 
Betroffene könnten die Einnahme nur 
noch unter Entzugserscheinungen wie-
der beenden. 

Der Umgang mit Suchterkrankun-
gen stellt Ärzte und Pflegepersonal häu-

etwa Muskelschwund oder Lungenent-
zündungen durch Bettlägerigkeit vorge-
beugt werden. Die Ursachen für die Ent-
stehung einer Depression sind laut Gal 
vielfältig und reichen vom Verlust an-
derer Menschen bis hin zum Verlust der 
Mobilität, wenn im Alter das Autofah-
ren nicht mehr möglich ist. Gal betonte, 
dass die Volkskrankheit Depression häu-
fig übersehen wird und erst körperliche 
Beschwerden den Weg für eine Behand-
lung öffnen könnten. Ist die Krankheit 
aber erst einmal erkannt, sei sie auch gut 
behandelbar. 

Um genau solche Erkrankungen er-
kennen und zeitnah behandeln zu kön-
nen, besuchte Michaela Schlösser ge-
meinsam mit ihrem Praxisteam die 
Fachtagung Gerontopsychiatrie. Sie wird 
die Betreuung eines Altenheimes, das 
derzeit in Kaltenkirchen entsteht, über-
nehmen und die Patienten vor Ort ver-
sorgen. „Hausärzte übernehmen immer 
mehr Funktionen und Verantwortung, 
wir möchten optimal auf unsere neue 
Aufgabe vorbereitet sein und offen auf 
die neuen Patienten zugehen können“, 
sagte Schlösser. 

Dass der Aufbau einer Beziehung 
die Grundlage für ein Arbeitsbündnis ist, 
betonte auch Franka Wehking vom So-
zialdienst der DRK-Fachklinik Hahn-
knüll in Neumünster. Auf die Frage, bis 
zu welchem Grad es Verständnis im Be-
reich der Pflege gehen sollte, verdeutlich-
te sie: „Verständnis ist der professionelle 
Umgang mit den Symptomen einer Er-
krankung. Bleiben Sie immer auf Augen-
höhe und verstellen Sie sich gegenüber 
Ihren Patienten nicht.“ 

So seien auch Rückfälle nicht zu ver-
urteilen, sondern als Symptom der Er-
krankung zu sehen. „Stehen wir in ei-
ner Beziehung zu diesem Menschen, fällt 
Verständnis meist leichter, und vergessen 
Sie nicht: Mensch sein auf beiden Seiten 
macht eine gute Beziehung aus – privat 
und auch beruflich.“

Astrid SchockFo
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CAGE
Ist eine Abkürzung 
für Fragen zum eige-
nen Alkoholkonsum:
 Haben Sie jemals 

daran gedacht, we-
niger zu trinken? 
(cut down)
 Haben Sie sich schon 

einmal darüber ge-
ärgert, dass Sie von 
anderen wegen Ih-
res Alkoholkonsums 
kritisiert wurden? 
(annoyed)
 Haben Sie sich je-

mals wegen Ihres 
Trinkens schuldig 
gefühlt? (guilty)
 Haben Sie jemals 

morgens als erstes 
Alkohol getrunken, 
um sich nervlich zu 
stabilisieren oder ei-
nen Kater loszuwer-
den? (eye-opener)

Dr. Nils Riemenschneider (links) diskutierte mit dem Fachpublikum über Suchterkrankungen. Iris Kunze (rechts) sprach 
sich als Betroffene für einen Kontakt auf Augenhöhe aus. 
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Fortbildungstermine bei der Ärztekammer
Ä R Z T L I C H E  F O R T-  U N D  W E I T E R B I L D U N G

O K T O B E R / N O V E M B E R

2 5 . / 2 6 . O K T O B E R Einführung in die Echokardiographie 
Beginn: 9:00 Uhr

2 5 . B I S  2 7 . 
O K T O B E R

Akupunktur Blöcke F + G, Teil 3 
Beginn: 17:00 Uhr

1 . N O V E M B E R  2 0 1 9 
B I S  3 . M Ä R Z  2 0 2 0 

Ernährungsmedizin 
Beginn: 9:00 Uhr

2 . B I S  1 6 . 
N O V E M B E R

Progressive Relaxation Aufbaukurs 
Beginn: 9:30 Uhr

6 . N O V E M B E R Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht
Beginn: 16:00 Uhr

7 . / 8 . N O V E M B E R Transfusionsverantwortliche und 
Transfusionsbeauftragte - Beginn: 9:00 Uhr

8 . / 9 . N O V E M B E R Geriatrische Grundversorgung Modul 3 
Beginn: 16:00 Uhr

9 . N O V E M B E R Ärztliche Begutachtung im System der sozialen 
Sicherung in Deutschland - Beginn: 9:00 Uhr

1 1 . B I S  1 5 . 
N O V E M B E R

Intensivmedizin - Theoretische und Praktische 
Grundlagen der allgemeinen Intensivmedizin - 
Beginn: 9:00 Uhr

1 5 . B I S  2 3 . 
N O V E M B E R

Ärztlich begleitete Tabakentwöhnung
Beginn: 13:00 Uhr

1 6 . N O V E M B E R Suchtmedizin in der Kinder- und Jugendpsychiatrie
Beginn: 9:00 Uhr

F O R T-  U N D  W E I T E R B I L D U N G  F Ü R  M E D I Z I N I S C H E S  A S S I S T E N Z P E R S O N A L

O K T O B E R / N O V E M B E R

1 8 . / 1 9 . O K T O B E R Arbeits- und Lernmethoden
Beginn: 8:30 Uhr

1 8 . O K T O B E R  B I S  
8 . N O V E M B E R

Grundlagen der Vorsorge und 
Früherkennungsmaßnahmen
Beginn: 15:00 Uhr

2 3 . O K T O B E R Gynäkologie - Cardio-Toco-Graphie (CTG) richtig 
interpretieren
Beginn: 15:00 Uhr

2 4 . O K T O B E R  B I S 
9 . N O V E M B E R

Sachkunde gem. § 5 und § 8 nach MPBetreibVO - 
Endoskopieaufbereitung - Beginn: 9:00 Uhr

2 5 . O K T O B E R  B I S 
2 3 . N O V E M B E R

Fachzertifikat Ernährungsmedizin/Aufbauseminar
Beginn: 15:00 Uhr

2 6 . O K T O B E R Modernes Wundmanagement
Beginn: 8:30 Uhr

2 6 . O K T O B E R  B I S 
7 . D E Z E M B E R

Nicht-ärztliche Praxisassistent/-in _Refresher zum 
Kompetenzerhalt - Beginn: 9:00 Uhr

3 0 . O K T O B E R Heilmittelverordnung - Informationsveranstaltung 
für Medizinisches Assistenzpersonal
Beginn: 17:00 Uhr

1 . / 2 . N O V E M B E R Professionell kommunizieren und motivieren
Beginn: 15:00 Uhr

1 . B I S  8 . 
N O V E M B E R 

Fachzertifikat Notfallmanagement - Grundlagen - 
NÄPA Refresher - Beginn: 15:00 Uhr

2 . N O V E M B E R Hausbesuche und Versorgungsmanagement
Beginn: 8:30 Uhr

8 . / 9 . N O V E M B E R Rechtliche Grundlagen zum Einsatz von 
Telemedizin und der Nicht-ärztlichen 
Praxisassistenz - Beginn: 14:00 Uhr

1 5 . B I S  3 0 . 
N O V E M B E R 

Qualitätsmanagementbeauftragte/r in 
Einrichtungen des Gesundheitswesens
Beginn: 14:00 Uhr

1 5 . N O V E M B E R  B I S 
7 . D E Z E M B E R

Grundlagen der Kardiologie 
Beginn: 14:30Uhr 

1 5 . / 1 6 . N O V E M B E R Versorgung und Betreuung von Onkologie- und 
Palliativpatienten - Beginn: 15:00 Uhr

1 6 . N O V E M B E R EBM/Grundkurs
Beginn: 9:30 Uhr

2 0 . N O V E M B E R Aktualisierung der Kenntnisse/Fachkunde im 
Strahlenschutz - Beginn: 9:00 Uhr

2 2 . N O V E M B E R  B I S 
1 4 . D E Z E M B E R

Sachkunde gem. § 5 und § 8 nach MPBetreibVO
Beginn: 9:00 Uhr

2 3 . N O V E M B E R Der Praxisbesuch - für Menschen mit Demenz eine 
Herausforderung - Beginn: 14:30 Uhr

I N T E R P R O F E S S I O N E L L E  F O R T B I L D U N G E N

O K T O B E R / N O V E M B E R
1 8 . O K T O B E R  B I S  
2 . N O V E M B E R

Fachzertifikat Qualitätsmanagement
Beginn: 14:00 Uhr

1 9 . O K T O B E R GOÄ Grundkurs
Beginn: 8:30 Uhr

3 0 . O K T O B E R Wundversorgung
Beginn: 15:00 Uhr

9 . N O V E M B E R Motivational Interviewing - Wie man 
Änderungsbereitschaft fördert
Beginn: 9:00 Uhr

1 6 . N O V E M B E R Tatort Praxis
Beginn: 9:00 Uhr

1 6 . N O V E M B E R Krebsregister in Praxis und Klinik
Beginn: 9:00 Uhr

2 1 . N O V E M B E R Kindernotfälle - Kindertrainingszirkel (KiTZ) - 
Wiederbelebung 
Beginn: 17:00 Uhr

3 0 . N O V E M B E R Harnsedimente und Erkennung von 
Harnwegserkrankungen
Beginn: 9:00 Uhr

Kontakt

Akademie der Ärztkammer Schleswig-Holstein
Telefon 04551 803 700
E-Mail akademie@aeksh.de
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Tatort Praxis

16. November
9:00 - 16.30 Uhr
Gebühr: 250,00 Euro
Konfliktmanagement aggressiver Situationen 
Ein wesentlicher Beitrag zur Deeskalation ist die professionelle 
Kommunikation mit den Patienten. Dazu werden verschiede-
ne Kommunikationsmodelle vorgestellt. In Kleingruppen wer-
den der Umgang mit Aggressionen und der Abbau von Kon-
flikten geübt. Für ein erfolgreiches Risikomanagement wer-
den organisatorische Maßnahmen zur Gewaltprävention er-
arbeitet. 

Ärztliche Begutachtung im System der 
sozialen Sicherung in Deutschland
9. November
9:00 - 17:30 Uhr
Gebühr: 99,00 Euro
Der Kurs richtet sich an alle interessierte Ärztinnen und Ärz-
te aus allen Tätigkeitsbereichen. Dieser Kurs bietet neben Hin-
weisen an allgemeine Anforderungen an ärztliche Gutach-
ten auch die Möglichkeit, sich über die gesetzlich bestimmten 
Aufgabenschwerpunkte und Fragestellungen der unterschied-
lichen Sozialleistungsträger im System der sozialen Sicherung 
in Deutschland zu informieren. Erfahrene ärztliche Kollegen 
des MDK, des Landesamtes für soziale Dienste, des ärztlichen 
Dienstes der Arbeitsagentur und der deutschen Rentenversi-
cherung stehen als Dozenten Rede und Antwort und führen in 
die unterschiedlichen Begrifflichkeiten und Themen ein. 

Heilmittelverordnung - Infor-
mationsveranstaltung für Medi-
zinisches Assistenzpersonal

30. Oktober  
17.00 - 18.30 Uhr
Gebühr: 35,00 Euro
Was muss die Heilmittelverordnung enthalten? Welche Anga-
ben sind zu ergänzen? Und wie können Sie unkompliziert mit 
den Gesetzlichen Krankenkassen abrechnen? Hier finden Sie 
wichtige Informationen rund um die Heilmittelverordnung. 

F O R T B I L D U N G S T E R M I N E  AU S  D E M  N O R D E N

O K T O B E R / N O V E M B E R
2 5 .  -  2 7 . 
O K T O B E R

Annual Conference DTC 2019
Global Surgery
Infections - Education - 
Technology

Deutsche Gesellschaft für 
Tropenchirurgie e.V.
kontakt@tropenchirurgie.org
www.tropenchirurgie.org
Punkte beantragt

2 6 .  O K T O B E R Motivational Interviewing IFT-Nord gGmbH, Kiel 
ambulanz@ift-nord.de
www.ift-nord.de 
12 Punkte

7 .  N O V E M B E R Kind und Epilepsie DRK - Norddeutsches 
Epilepsiezentrum für Kinder und 
Jugendliche
Telefon 04307 90 902
klinik@drk-sutz.de  
www.drk-epilepsiezentrum.de 
Punkte beantragt

2 .  N O V E M B E R Die therapeutische Beziehung 
- aus Sicht C. G.Jungs
Dr. Dipl. Psych. Claus Braun, 
Berlin

NGaT (Norddeutsche Gesellschaft 
für Psychotherapie)
Telefon 0170 70 83 919
WAdelssen@t-online.de
Punkte beantragt

1 3 . 
N O V E M B E R

Forum Gynäkologie 2019 UKSH, Kiel
Telefon 0231 909 80 23 oder
0179 760 82 22,
gabriele.wickert@wicara.de
www.wicara.de
Punkte beantragt

1 3 . 
N O V E M B E R

De facto: Onkologie 
Current aspects in the 
treatment of advanced lung 
carcinoma

UKSH, Kiel
Telefon 0431 500 18 201
krebszentrum-nord@uksh.de
www.krebszentrum-nord.de
3 Punkte

1 3 . 
N O V E M B E R

Hämatologie Aktuell: AML/
MDS

UKSH, Kiel
Telefon 0431 500 24 970
inges.kunft@uksh.de
www.uksh.de/med2-kiel 
Punkte beantragt

1 6 . 
N O V E M B E R

9. Lübecker Allergie-
Symposium

UKSH, Lübeck
Telefon 0451 500 43 465
stephanie.ullrich@uksh.de
5 Punkte

1 6 . 
N O V E M B E R

Symposium - Grenzen 
und Herausforderungen 
stationärer Psychotherapie

Curtius Klinik, Bad Malente
Telefon 04523 407 744
sekretariatCA@curtius-klinik.de
www.curtius-klinik.de 
5 Punkte

1 9 . 
N O V E M B E R

„Modellhafte Erprobung von 
quantitativen CRP-Tests am
Point-of-Care im Rahmen 
einer rationalen Antibiotika-
Therapie“

Fortbildungskreis 
Elmschenhagener Ärztinnen, 
Ärzte und Apotheker
Telefon 0431 781166 
besch.lutz@gmail.com 
3 Punkte

2 0 . 
N O V E M B E R

Notarzt- und Rettungsdienst
Fortbildungen 2019 
B-Probleme 
(COPD/Asthma, NIV-
Beatmung)

UKSH, Kiel
Telefon 0431 500 31551
notfallmedizin@uksh.de
Punkte beantragt

2 7 . 
N O V E M B E R

Diabetes und AVK UKSH, Lübeck
Telefon 0451 500 44 113
sabine.franke@uksh.de 
www.uksh.de
Punkte beantragt

Weitere Informationen bei den Veranstaltern. Alle Angaben ohne Gewähr.

Kontakt
Akademie der Ärztkammer Schleswig-Holstein
Telefon 04551 803 700 
E-Mail akademie@aeksh.deFo
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Schwerpunktthema von Prof. Gab-
riela Riemekasten, Direktorin der Kli-
nik für Rheumatologie am UKSH Cam-
pus Lübeck, war die systemische Sklero-
se. Dabei handelt es sich um eine chro-
nische Autoimmunerkrankung aus der 
Gruppe der Kollagenosen. Über eine 
Vermehrung des Bindegewebes kommt 
es zu einer diffusen Sklerose von Haut 
und – in der Folge – inneren Organen 
wie Nieren, Speiseröhre und Darm. Ho-
hes Alter bei Diagnosestellung sowie 
eine verzögerte Überweisung zum Re-
ferenzzentrum sind mit einer schlechte-
ren Prognose assoziiert, erläuterte Rie-
mekasten, ein Krankheitsverlauf ohne 
Herz-Lungenbeteiligung mit einer guten. 

Bei erstmaligem Auftreten des so-
genannten Raynaud-Syndroms, das 
bei Kälte oder Stress zunächst zu ei-
nem schmerzhaften Abblassen der Fin-
ger und anschließender Blutfülle führt, 
kommt es bei jedem zweiten Patienten 
innerhalb von zwei Jahren zu einer Or-
ganbeteiligung, bei drei von vier Pati-
enten innerhalb von fünf Jahren. Eine 
kausale Therapie ist nicht möglich, so-
dass die symptomatische Behandlung 
von Haut- und Organschäden im Vor-
dergrund steht. Hier werden unter an-
derem gefäßerweiternde und entzün-
dungshemmende Medikamente einge-
setzt. Riemekasten: „Eine frühe und in-
tensive Therapie ist der Schlüssel, um 
Folgeschäden zu vermeiden, und natür-
lich die schnelle Überweisung in ein Re-
ferenzzentrum. Dann können wir Ver-
besserungen und nicht nur Stabilität er-
zielen.“ 

Beim systemischen Lupus erythema-
todes (SLE) greift das Immunsystem Ge-
webe und Organe im eigenen Körper an 
und ruft eine Entzündungsreaktion her-
vor. Ins Visier dieser fehlgeleiteten Ab-
wehr geraten vor allem Gelenke, Nieren 
und Haut. Betroffen sind meist Frauen 
im gebärfähigen Alter. Sie leiden unter 
rheumaartigen Schmerzen, oft mit Fie-
ber verbunden. Im Gesicht kommt es zu 
einer typischen schmetterlingsförmigen 

R H E U M A T O L O G I E

Frühe Therapie
entscheidend
47. Jahreskongress der Deutschen Gesellschaft für 
Rheumatologie in Dresden. Früher Therapiebeginn bei 
systemischer Sklerose vermeidet Folgeschäden.

A
utoimmun-Systemerkrankun-
gen und Osteoarthrosen gehör-
ten zu den Schwerpunkten des 
47. Jahreskongresses der Deut-
schen Gesellschaft für Rheuma-
tologie (DGRh) in Dresden. Mus-
kuloskelettale Erkrankungen sind 

die wichtigste Ursache von anhaltenden 
Schmerzzuständen und Funktionsein-
schränkungen. Nach DGRh-Angaben 
leidet etwa ein Viertel aller Deutschen 
an funktionellen Einschränkungen der 
Bewegungsorgane; rund zehn Millionen 
Menschen haben klinisch manifeste Er-
krankungen des Stütz- und Bewegungs-
apparates. Sieben Millionen Menschen 
leiden unter schweren chronischen Rü-
ckenschmerzen, fünf Millionen unter 
symptomatischen Arthrosen, 1,5 Milli-
onen unter entzündlich-rheumatischen 
Erkrankungen. Dazu kommen rund 
20.000 Rheumakranke Kinder und Ju-
gendliche unter 18 Jahren. 

Häufigste Form einer Vaskulitis ist die 
Riesenzellarthritis. Sie betrifft Menschen 
ab dem 50. Lebensjahr und verursacht 
häufig starke Kopfschmerzen, Schmer-
zen der Becken- und Schultergürtelmus-
kulatur, Kauschmerzen, ungewollten Ge-
wichtsverlust und Fieber. Als schwere 
Komplikationen können auch Sehstörun-
gen bis zur Erblindung oder Schlaganfäl-
le auftreten. „Die Behandlung mit Gluko-
kortikoiden ist in der Regel zunächst er-
folgreich“, wie Prof. Bernhard Hellmich 
aus Kirchheim erläuterte. Große Kohor-
tenstudien der vergangenen Jahre zei-
gen jedoch, dass es bei bis zu 70 Prozent 
der Patienten zu Rückfällen kommt, so-
bald die Dosis reduziert oder die Therapie 
ganz ausgeschlichen wird. Zudem kommt 
es bei einem Teil der Patienten zu struktu-
rellen Gefäßschäden, die dann etwa zum 
Befall der Aorta und zur Bildung von Aor-
tenaneurysmen führen können. Auch 
therapiebedingte Folgeschäden wie Os-
teoporose, Diabetes und Katarakte sind 
nicht selten. 

„Mit dem Ziel, die Glukokortikoid-
exposition zu reduzieren und das Rezidiv-
risiko zu senken, wurden in jüngster Zeit 
konventionelle und biologische Therapien 
in klinischen Studien untersucht“, erklär-
te der Rheumatologe. Einige der Studien 
kamen zu positiven Ergebnissen, die zum 
Beispiel für den Interleukin-6-Antagonis-
ten Tocilizumab zur Zulassung geführt 
haben. Auch Zytostatika wie Methotre-
xat oder Immunsuppressiva können – al-
lerdings mit uneinheitlichen klinischen 
Ergebnissen – als Komedikation gege-
ben werden. Auf dem europäischen Rheu-
matologen-Kongress im Sommer 2019 in 
Madrid wurden neue europäische Emp-
fehlungen zum Management der Riesen-
zellarthritis vorgestellt und jetzt auch in 
Dresden diskutiert. Eine interdisziplinäre 
deutschsprachige Leitlinie ist unter Feder-
führung der DGRh in Arbeit; eine Veröf-
fentlichung wird 2020 erwartet.

Rötung, auf dem Kopf zu Haarausfall, im 
Mund zu schmerzhaften Geschwüren. 
Angegriffen werden aber auch lebens-
wichtige Organe wie das Herz. Früher 
endete die Erkrankung oft tödlich. Heu-
te leben die meisten Patienten dank im-
munsupprimierender Medikamente ei-
nen weitgehend normalen Alltag.

Einer der für SLE typischen Antikör-
per sind Autoantikörper, die sich gegen 
das Antigen Ro60 richten. Ro60 ist im 
Prinzip eine harmlose Zellstruktur; wa-
rum diese Autoantikörper entstehen, ist 
nicht bekannt. Forschungsarbeiten von 
Dr. Martin Kriegel aus der Schweiz deu-
ten auf eine Beteiligung von Haut- und 
Darmbakterien hin. Anlass für die Im-
munreaktion ist vermutlich eine Ver-
wechslung: Die Antikörper, mit denen 
das Immunsystem die Organe angreift, 
sind eigentlich gegen das Eiweiß Ro60 
gerichtet, das bei einigen Bakterien im 
Darm, aber auch im Mund und auf der 
Haut vorkommt. Wie Kriegel beschreibt, 
gleicht diese bakterielle Zielstruktur 
dem Antigen Ro60, das auch in den 
meisten menschlichen Zellen vorkommt 
und von den Antikörpern angegriffen 
wird. Kriegel konnte zudem zeigen, dass 
der in der Regel harmlose Darmbewoh-
ner Enterococcus gallinarum bei anfäl-
ligen Menschen in die Leber eindringt. 
Dort könnten Immunreaktionen ihren 
Anfang nehmen, um schließlich den ge-
samten Körper zu erfassen. 

Bei Mäusen konnte Kriegel den Aus-
bruch einer SLE-artigen Erkrankung 
durch einen Impfstoff gegen dieses Bak-
terium verhindern. „Ob Impfungen oder 
andere gezielte Behandlungsansätze ge-
gen Darmmikroben in der Zukunft neue 
Therapiemöglichkeiten für Patienten 
mit Rheuma darstellen, muss noch in-
tensiv untersucht werden, könnte aber 
aufgrund unserer Ergebnisse vorstell-
bar sein“, sagt Kriegel, der für seine For-
schungen mit dem mit 15.000 Euro do-
tierten Preis der Stiftung der DGRh aus-
gezeichnet wurde. 

Uwe Groenewold

2.500 
Teilnehmer aus 17 
Ländern waren beim 
diesjährigen Kongress 
der Deutschen Gesell-
schaft für Rheumato-
logie in Dresden. Sie 
hatten die Auswahl 
aus insgesamt 420 
wissenschaftlichen 
Vorträgen. 

SH 
Zahlreiche Teilneh-
mer aus Schleswig-
Holstein waren als 
Vortragende oder als 
Gäste in Dresden da-
bei. Darunter waren 
zum Beispiel die Lü-
becker UKSH-Klinik-
leiterin Prof. Gabriela 
Riemekasten, Prof. 
Bimba Hoyer, leitende  
Rheumatologin am 
UKSH-Campus Kiel, 
Prof. Julia Holle, 
Rheumazentrum 
Schleswig-Holstein 
Mitte in Neumünster, 
und Prof. Peter Lam-
precht aus Lübeck.



STELLEN- UND RUBRIKANZEIGEN
Gern beraten wir Sie zu den Werbemöglichkeiten im Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt: 

elbbüro Stefanie Hoffmann · Fon (040) 33 48 57 11 · anzeigen@elbbuero.com · www.elbbuero.com
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S T E L L E N A N G E B O T E

Klinik
Eckernförde

Klinik
Rendsburg

Die imland gGmbH ist eine gemeinnützige GmbH in Trägerschaft des Kreises  
Rendsburg-Eckernförde. Die gGmbH besteht aus den imland Kliniken Rendsburg  
und Eckernförde – Akademisches Lehrkrankenhaus der Medizinischen Fakultät  
der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel – als Schwerpunktkrankenhaus mit 
798 Planbetten verteilt auf zwei Standorte.
Am Klinikstandort Eckernförde suchen wir zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
für die Klinik für Geburtshilfe und Gynäkologie eine/einen

Fachärztin/Facharzt (m/w/d)
unbefristet in Vollzeit
oder eine/einen

Assistenzärztin/Assistenzarzt (m/w/d)
unbefristet in Vollzeit als Weiterbildungsstelle
Das Leistungs-/Behandlungsspektrum umfasst die Aufgaben einer Geburts- 
klinik (Level IV) mit rund 600 – 700 Geburten jährlich. Das ärztliche Team wird 
von zwei Chefärzten geführt. Das gynäkologische Behandlungsspektrum 
beinhaltet Eingriffe außerhalb onkologischer Indikationen, der operative 
Schwerpunkt liegt im Bereich der urogynäkologischen Operation.
Sie passen zu uns, wenn
• Sie eine engagierte, fachlich qualifizierte und teamfähige Persönlichkeit  
 sind, die Freude daran hat, Ihre Erfahrungen in der Geburtshilfe sowie in  
 Diagnostik und Therapie gynäkologischer Erkrankungen einzubringen
• Sie Freude und Leidenschaft für die Geburtshilfe mitbringen und über den  
 Anspruch verfügen, unsere Schwangeren und Gebärenden fachlich kom- 
 petent und gleichzeitig menschlich empathisch zu begleiten
• Sie das Engagement und den Willen mitbringen, sich operativ weiter  
 zu entwickeln
• Sie die Bereitschaft mitbringen, im Team mit Hebammen und Pflege- 
 personal zusammenzuarbeiten
• Sie Rufbereitschafts- und Bereitschaftsdienste übernehmen
Wir passen zu Ihnen, denn
• Sie werden Teil eines zukunftssicheren kommunalen Schwerpunktkranken- 
 hauses 
• es erwartet Sie eine leidenschaftlich arbeitende geburtshilfliche Abteilung,  
 bestehend aus einem erfahrenen Team von 12 Beleghebammen
• es erwartet Sie eine geburtshilfliche Station, geführt von fachkompetenten  
 Kinderkrankenschwestern
• wir fördern Sie bei der beruflichen Weiterentwicklung, intern wie extern  
 (6K Verbund)
• wir bieten eine nach WHO-Kriterien arbeitende babyfreundliche Geburts- 
 hilfe
• wir bieten Ihnen die Vorteile eines kleinen Hauses mit seinen kurzen  
 Dienstwegen und einem menschlichen Umgang untereinander
• wir bieten Ihnen einen attraktiven und modernen Arbeitsplatz, in den Sie  
 strukturiert eingearbeitet werden
• wir zahlen Ihnen eine tarifliche Vergütung nach Entgeltgruppe I bzw. II  
 TV-Ärzte/VKA sowie die im öffentlichen Dienst üblichen sozialen Leistungen
Was wir noch zu bieten haben
• eine reizvolle Lage direkt an der Ostsee mit zahlreichen Freizeitangeboten
• eine attraktive Stadt mit ansprechendem Shoppingangebot auch an Sonn-  
 und Feiertagen 
• die Nähe zur Landeshauptstadt Kiel und allgemein guten Verkehrsan- 
 bindungen
• eine gute Infrastruktur mit allen Schularten in der näheren Umgebung
• direkte Parkmöglichkeiten an der Klinik
Sie wollen „imländer“ werden?
Erste fachliche Auskünfte erteilt Ihnen gerne die Chefärzte, Herr Dr. Kröger 
und Herr Martin, Tel.: 04351 882-351.
Senden Sie uns Ihre aussagekräftige Bewerbung im PDF-Format an:  
ulrike.sander@imland.de oder postalisch an die imland gGmbH, Personalabtei-
lung, Lilienstraße 20-28, 24768 Rendsburg.
Schwerbehinderte erhalten bei uns die gleiche Chance!

Gesunde Nähe

BEILAGENHINWEIS: Diese Ausgabe enthält Beilagen der  
AMT Abken Medizintechnik GmbH und des Universitätsklinikums 
Hamburg-Eppendorf / Institut für Osteologie und Biomechanik (IOBM)

Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen des Kreises Plön gGmbH
Personalabteilung · Am Krankenhaus 5 · 24211 Preetz
www.klinik-preetz.de

Die Klinik Preetz ist Teil der als gemeinnützig anerkannten Gesundheits- und Pflege-
einrichtungen des Kreises Plön GmbH. Wir bieten eine professionelle Gesundheits-
versorgung für den gesamten Kreis Plön, die ganze Familie, das ganze Leben und 
das an 365 Tagen im Jahr, rund um die Uhr. Familiäres und menschliches Miteinan-
der, ein professioneller Anspruch über das übliche Maß hinaus, verbunden mit einer 
soliden, bodenständigen Grundhaltung, zeichnen uns aus. Moderne Medizin mit 
Herz und Wärme – das ist unser Selbstverständnis!
Wir suchen zum nächstmöglichen Zeitpunkt einen 

Assistenzarzt (w/m/d) für die Chirurgie
mit 40,0 Wochenstunden (Teilzeit möglich) 
befristet für die Dauer der Weiterbildung.
Ihre Aufgaben
• Klinische Betreuung von stationären und ambulanten Patientinnen und Patienten
• Aktiver Einsatz im OP-Saal je nach Ausbildungsstand
• Teilnahme am Bereitschaftsdienst
Ihr Profil
• Approbation als Arzt/Ärztin
• Wiedereinsteiger/innen nach einer beruflichen Auszeit/Elternzeit und  
 Ärztinnen / Ärzte in Weiterbildung zur/zum Fachärztin/-arzt für Allgemein- 
 medizin sind herzlich willkommen
• Teamfähigkeit und Engagement
• Sensibilität und Einfühlungsvermögen im Umgang mit unseren  
 Patientinnen und Patienten
• Ausgeprägtes Weiterbildungsinteresse und Verantwortungsbewusstsein
Unser Angebot
• Modern ausgestatteter Arbeitsplatz
• Fachübergreifender Einsatz in der Unfall-und Gelenkchirurgie sowie der  
 Allgemein-und Viszeralchirurgie mit voller Weiterbildungsbefugnis für  
 die/den Fachärztin/-arzt für Allgemeinchirurgie
• Anspruchsvolle und abwechlungsreiche Tätigkeit in einem  
 familiären Arbeitsklima
• Einbindung in ein junges dynamisches Ärzteteam mit flachen Hierarchien
• Entgelt nach dem TV-Ärzte/VKA einschl. Zusatzversorgung
Für erste Informationen stehen Ihnen unsere Chefärzte  unter  Tel: 04342/ 801-167 
gerne zur Verfügung.
Sie können uns auch unverbindlich kennenlernen: Gerne bieten wir Ihnen Gelegen-
heit, einen Tag zu hospitieren. Eine Hospitation ist eine hervorragende Gelegenheit, 
sich vor Ort ein Bild über unsere Arbeit und die Atmosphäre bei uns zu machen.
Zusammen mit Ihnen möchten wir unser Team stärken! 
Wir freuen uns auf Ihre schriftliche Bewerbung per E-Mail an:
personalabteilung@klinik-preetz.de

Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen des Kreises Plön

Tschüß Klinikstress? Noch immer Nacht- und Wochenenddienste?
Allgemeinarzt/Internist, m/w/d, gesucht zur langfristigen Erweiterung unseres 
tollen Teams in einer großen hausärztlichen Praxis in Neumünster. 
Alle Modelle von Praxisassoziation (KV-Sitz vorhanden) bis Weiterbildungs- 
assistenten (30 Monate WB-Ermächtigung) möglich. Flexible Arbeitszeitmodelle 
denkbar. Überdurchschnittliches Einkommen.
Kontakt per E-Mail (praxis-am-kuhberg@web.de) oder Telefon (04321-42320)
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S T E L L E N A N G E B O T E

KREIS STEINBURG · DER LANDRAT · GESUNDHEITSAMT
Viktoriastr. 17a · 25524 Itzehoe · sozialpsychiatrie@steinburg.de

Für den Krisendienst des Sozialpsychiatrischen Dienstes im  
Gesundheitsamt des Kreises Steinburg werden

Honorarärzte*innen
gesucht.
Nähere Informationen finden Sie im Internet unter www.steinburg.de.
Für Rückfragen steht Ihnen die Abteilungsleiterin Frau Gundlach 
unter der Telefonnummer 04821/69 304 gern zur Verfügung.
Bewerbungen mit aussagekräftigen Unterlagen werden bis zum 
31.10.2019 erbeten an: 

HAMBURG SUCHT!
BEZIRKSAMT HAMBURG-MITTE

Sie wollen sich beruflich verändern?
Wir haben eine spannende Alternative für Sie!

Das Gesundheitsamt sucht zum nächstmöglichen Termin für den

SOZIALPSYCHIATRISCHEN DIENST 
in Voll- oder Teilzeit zwei

FACHÄRZTINNEN/FACHÄRZTE 
FÜR PSYCHIATRIE UND PSYCHOTHERAPIE, 
NEUROLOGIE ODER ALLGEMEINMEDIZIN ODER 

ÄRZTINNEN/ÄRZTE  
MIT ERFAHRUNG IN DER PSYCHIATRIE

Es handelt sich um insgesamt 1,8 Stellenanteile. Davon 0,9 
unbefristet und 0,9 befristet auf 2 Jahre.

Die Aufgaben ergeben sich insbesondere aus dem Hamburgi-
schen Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychi-
schen Krankheiten. U.a. sind gutachterliche Stellungnahmen 
abzugeben sowie psychisch kranke Menschen und deren 
Angehörigen zu beraten. 

Die Stellenbesetzung kann über einen Sonderarbeitsvertrag in 
Anlehnung an die Entgeltgruppe Ä 1 bzw. Ä 2 der SR Ärztinnen/ 
Ärzte an Universitätskliniken erfolgen. 

Das Gesundheitsamt Hamburg-Mitte zeichnet sich durch seine 
Multiprofessionalität und sein gutes Arbeitsklima aus. 

Weitere Angaben zu dem Stellenangebot finden Sie unter:
http://www.hamburg.de/mitte/stellenausschreibungen/
Für nähere Informationen steht Ihnen gerne Frau Ellerbrock, 
Leiterin des Gesundheitsamtes, unter der Telefonnummer  
040 42854-4688 zur Verfügung. 

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung! 
Bitte senden Sie Ihre Unterlagen bis zum 
06.11.2019 an:

Bezirksamt Hamburg-Mitte
Personalservice
Caffamacherreihe 1-3 | 20355 Hamburg

WB-Assistent (w/m) für Allgemeinmedizin
Für unsere hausärztliche Praxis in Elmshorn (30 km nordwestl. 
Hamburg) mit naturheilkundlichem Schwerpunkt suchen wir 
eine/n WB-AssistentIn (halb- oder ganztags)  

Wir bieten das gesamte Spektrum der Allgemeinmedizin mit 
einem integrativen Ansatz aus naturheilkundlichen Methoden 
(Schwerpunkte Akupunktur, klassische Homöopathie und 
anthroposophische Medizin) und einer psychosomatischen 
Ausrichtung. Diagnostik: LZ-RR, Lufu, EKG sowie ein junges, 
freundliches Team mit angenehmem Betriebsklima und eine 
finanzielle Beteiligung an Akupunktur-Ausbildung. 
Langfristiger Einstieg möglich.

Wir erwarten eine/n freundliche/n engagierte/n Kollegen/in 
mit  Interesse an ganzheitlich-naturheilkundlicher Behandlung 

www.praxis-für-integrale-medizin.de
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung! Bitte senden Sie diese an 
Dr. Martin Weigel unter: praxis@doc-weigel.de

Klinik
Eckernförde

Klinik
Rendsburg

Gesunde Nähe

Die Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik verfügt 
über 142 stationäre und teilstationäre Behandlungsplätze sowie eine 
psychiatrische Institutsambulanz. Seit 2006 arbeitet die Klinik im 
Regionalbudget, einem Modellprojekt mit Aufhebung der Grenzen 
zwischen ambulantem, teilstationärem und stationärem Sektor, das 
eine patientenzentrierte psychiatrisch-psychotherapeutische Arbeit 
ermöglicht. Es besteht eine enge Kooperation mit den somatischen 
Kliniken des Hauses. 
Wir suchen ab sofort in Vollzeit oder Teilzeit einen

Assistenzarzt (m/w/d)  
in Weiterbildung zum Facharzt  
Psychiatrie und Psychotherapie  
oder im Rotationsjahr für den  
Facharzt für Neurologie
Bringen Sie sich mit Engagement und Kreativität in unser Team ein 
und entwickeln Sie gemeinsam mit uns innovative Konzepte für eine 
nachhaltige Behandlung unserer Patienten. Für uns sind Teamfähig-
keit, eine hohe Arbeitsqualität und ein gutes Arbeitsklima besonders 
wichtig. 
Wir können eine fundierte Ausbildung für die gesamte Weiterbil- 
dungszeit für den Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie gewähr- 
leisten. Es besteht die Möglichkeit der Rotation in die neurologische 
Abteilung im Hause. Die Kosten für die Assistenzarztausbildung an 
einem psychotherapeutischen Ausbildungsinstitut einschließlich der 
Selbsterfahrungskurse werden vom Haus getragen. 
Die Vergütung richtet sich nach den Bestimmungen des TV-Ärzte/
VKA bzw. TVöD-K, hinzu kommen die im öffentlichen Dienst üblichen 
sozialen Leistungen. Fortbildungen werden großzügig gefördert. 
Auskünfte erteilt Ihnen gerne die Chefärztin der Klinik, Frau Dr. 
Schulz-Du Bois, unter der Telefonnummer 04331 200 8001.
Ihr Interesse ist geweckt? Dann richten Sie Ihre Bewerbung bitte an die 
imland gGmbH, Abteilung Personal & Recht
Lilienstraße 20-28, 24768 Rendsburg 
oder per E-Mail (Unterlagen bitte in PDF) an ulrike.sander@imland.de
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Freundlicher und  
engagierter

 Allgemeinmediziner/in 
zum 1. 03. 2020 für alteingesessene, 
 HH-zentrumsnahe Hausarztpraxis 
in Vollzeit zur Anstellung gesucht. 
Details gern im pers. Gespräch. 
Kontakt unter Chiffre SH 50313.

Psychiatrie/Psychotherapie
Teilzeitstelle (ca. 20 Std./Wo),  

Stadtrand HH, flexible Arbeitszeit,  
WB-Ermächtigung liegt vor (24 

Monate). Beginn nach Absprache.
 

Praxis Dr. med. Uhlmann  
Telefon: 040 722 01 02 Karriere im Aufwind

Stadt Flensburg | Die Oberbürgermeisterin | FB Zentrale Dienste/Personal | 24931 Flensburg
E-Mail: personalabteilung@flensburg.de

Bei der Stadt Flensburg sind zum nächstmöglichen Zeitpunkt folgende Stellen im Fachbereich Soziales und Gesundheit im Gesundheitsamt 
zu besetzen:

Fachärztin/Facharzt (m/w/d) für Psychiatrie
Im Sozialpsychiatrischen Dienst der Stadt Flensburg stellen Sie gemeinsam mit dem Team die Hilfen für psychisch kranke Menschen, deren 
Angehörige und/oder rechtliche Vertreter/innen (m/w/d) sicher. Hierzu zählen Beratungen und fachärztliche Begutachtungen im Gesund-
heitsamt. Ihre Begutachtungen erfolgen z. B. im Rahmen des PsychKG SH, des SGB II, des Beamtenrechts und der Eingliederungshilfe. In 
begründeten Fällen finden auch Hausbesuche statt.

Ärztin/Arzt (m/w/d) 
für die Leitung des Teams Gesundheitsschutz
Die Stelle umfasst ein breit gefächertes Tätigkeitsfeld im öffentlichen Gesundheitswesen mit Schwerpunkten im Infektionsschutz, in der 
Hygiene- und Umweltmedizin sowie im hafenärztlichen Dienst. 

Weitere Informationen zu den Aufgaben und der geforderten Qualifikation finden Sie unter: www.karriere.flensburg.de.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung.

Kinderarztpraxis in HH
sucht netten Kollegen (m/w/d)

zur Anstellung oder Einstieg 
(BAG), KV-Sitz vorhanden, sehr 
engagiertes Team, finanzielle 
Unterstützung f. Fortbildung

z. B. f. Naturheilverfahren mög-
lich, optim. Anbind. an Bus/Bahn

Kontakt: kinderarzt.hh@web.de

Die Klinik Manhagen ist eine Fachklinik für Orthopädie, Unfallchirurgie, Augenheilkunde und Mund-, Kiefer-, Gesichtschirurgie. 

Zur Verstärkung unseres ärztlichen Teams suchen wir zum nächstmöglichen Termin

Für Rückfragen steht unser Ärztlicher Direktor Herr Prof. Dr. med. Jörg Braun gerne zur Verfügung (04102 605 124 o. 125 AB)
Bitte senden Sie Ihre aussagefähigen und vollständigen Bewerbungsunterlagen an: Per Post: Park-Klinik Manhagen l Sieker Landstraße 19 l 22927 Großhansdorf 
Per E-Mail: bewerbung@manhagen.de l Per Online-Bewerbung: www.manhagen.de/stellenangebote/

Stationsarzt (m/w/d) in VZ oder TZ
Ihre Aufgaben
l Aufnahme- und Abschlussuntersuchungen sowie 
 Versorgung der Patienten während des stationären Aufenthaltes
l Akutversorgung von Komplikationen
l Fachübergreifende Zusammenarbeit 
 mit den anderen Abteilungen
Ihr Profil:
l FA für Innere Medizin, Allgemeinmedizin oder Anästhesie
l Hohe Notfallkompetenz
l Teamfähigkeit, hohe Patientenorientierung 
 sowie Organisationsgeschick
Unser Angebot:
l Eine spannende Tätigkeit mit hohem Patientenbezug
l Arbeiten in einem interdisziplinären Team 
 unter Leitung von Prof. Dr. Jörg Braun 
l Größtmögliche Entlastung von arztfernen Tätigkeiten 
l Unbefristeter Arbeitsvertrag
 

Facharzt (w/m/d) für Anästhesie  
in der Augenheilkunde in VZ/TZ
Ihre Aufgaben
l Die Versorgung unserer Patienten überwiegend mit 
 lokalanästhesistischen Verfahren wie die Peribuläranästhesie  
 unter Berücksichtigung von Begleiterkrankungen insbesondere 
 älterer Patienten (Herz-/Kreislauf-/Lungenerkrankungen)
l Die Durchführung von Vollnarkosen (Larynxmaske) bei 
 Schielperationen und Tränenwegsintubationen. 
Ihr Profil:
l Facharzt für Anästhesie
l Ausgewiesene mehrjährige Expertise 
 in der Anästhesie der Augenheilkunde
l Hohe Teamfähigkeit, Patientenorientierung, 
 Belastbarkeit und Flexibilität
Unser Angebot:
l Leistungsorientiertes Vergütungspaket
l Möglichkeit der Weiterentwicklung in hoch spezialisierter Fachklinik
l Unbefristeter Arbeitsvertrag und geregelte Dienstzeiten
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Diabetologe/ Weiterbildungsassistent Diabetologie (m/w/d) 
in Vollzeit, Teilzeit, ab sofort, unbefristet

Große Diabetes Schwerpunktpraxis (2 Diabetologen, 6 Diabetesberaterinnen, 
Zweigstelle, Fußambulanz) sucht ärztliche Verstärkung (FA Allgemeinmedizin oder 

Innere Medizin), flexible Arbeitszeiten möglich, volle Weiterbildungsbefugnis 
zum Diabetologen ÄK (18 Monate), Beginn auch mittelfristig nach Absprache 

möglich, auch Arzt in Weiterbildung Allgemeinmedizin am Ende der Weiterbil-
dung und Ausbildungswunsch Diabetologie willkommen! 

Praxis am Hogenkamp · Hogenkamp 16 · 25336 Elmshorn
Kontakt: Dr. Thomas Kröplin und Hauke Wolters  

Telefon: 04121/461360 · E-Mail: Kroeplin@praxisamhogenkamp.de

Medizinisches Versorgungszentrum in Itzehoe 
(Kreisstadt in Schleswig Holstein) sucht ab sofort oder später eine/n 

Allgemeinmediziner/in oder hausärztlichen Internisten/in
in Ganztags-oder Teilzeitstellung. KV-Sitz vorhanden.   

Individuelle familienfreundliche Arbeitszeitvereinbarung möglich.  
Das MVZ ist sowohl fachärztlich gastroenterologisch, kardiologisch 

und angiologisch als auch hausärztlich ausgerichtet.   
Es besteht die Möglichkeit, endoskopische und sonografische 

Diagnostikverfahren zu erlernen oder zu vertiefen. Auf Wunsch ist 
die Teilnahme am kassenärztlichen Bereitschaftsdienst möglich. 
Die Bezahlung erfolgt übertariflich. Gewinnbeteiligung üblich. 

Bewerbungen richten Sie bitte an: 
MVZ am Holstein Center GmbH 

Dr. med. Johannes Fontius  (leitender Arzt) 
Brunnenstr. 5  · 25524 Itzehoe 

Tel. 04821/17 83 10 ·  Fax. 04821/17 83 149 
E-Mail: mvz@mvz-am-hc.de

Das Klinikum Itzehoe ist eines der größten Krankenhäuser in 
Schleswig-Holstein und Lehrkrankenhaus der Universitäten Kiel, 
Lübeck und Hamburg.

Für unsere Medizinische Klinik I suchen wir zum nächstmögli-
chen Zeitpunkt einen

» Oberarzt (m/w/i/t) 
 Hämatologie/Onkologie

Die Medizinische Klinik versorgt stationär jährlich ca. 10.000 
Patienten. Die teilstationäre Therapie der Hämatologie/Onkologie 
erfolgt in der interdisziplinären onkologischen Tagesklinik mit 
ca. 6.500 Patientenkontakten pro Jahr. Stationär behandlungs-
bedürftige Patienten werden auf der onkologischen Station betreut. 

Leistungsspektrum:
 - Gesamtes Spektrum der Hämatologie und Onkologie, derzeit 

ohne Behandlung akuter Leukämien und Stammzelltransplantation
 - Darmzentrum und Brustzentrum
 - Eigene Zytologie von Knochenmark u. a.
 - Komplettes Spektrum der Radiologie
 - Volle Weiterbildungsermächtigung in der Hämatologie/Onkologie
 - Wöchentliche Tumorkonferenzen

Wir wünschen uns von Ihnen:
 - Abgeschlossene Weiterbildung in der Hämatologie/Onkologie
 - Engagement für die Weiterentwicklung des Spektrums und 

Angebots der Klinik
 - Aktive Mitarbeit bei der strukturierten Aus- und Weiterbildung 

der Assistentinnen/Assistenten
 - Vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den unterschiedlichen 

Berufsgruppen im Klinikum

Unser Engagement:
 - Hohe Investitions- und Innovationsbereitschaft
 - Berücksichtigung der Lebenssituation unserer Mitarbeiter durch 

individuelle Arbeitsplatzgestaltung
 - Individuelle Förderung durch vielfältige Fort- und Weiterbildungs-

angebote
 - Angenehme abteilungs- und hierarchieübergreifende Arbeits-

atmosphäre

Karriereplanung ist Lebensplanung.

Für erste Fragen steht Ihnen 
der Chefarzt der Klinik, Herr Prof. 
Dr. Kentsch, unter der Telefon-
nummer 04821 772-2300 
gerne zur Verfügung. 

Bewerben Sie sich gerne online 
über unser Bewerberportal.

Klinikum Itzehoe 
Personalmanagement
Robert-Koch-Str. 2
25524 Itzehoe

personalmanagement@kh-itzehoe.de

Referenznummer 106-19 

Weitere Informationen  
finden Sie unter:  
www.klinikum-itzehoe.de/karriereWir freuen uns auf Ihre aussagefähige 

Bewerbung. Diese richten Sie bitte an:

Geschäftsführung
Kath. Marien-Krankenhaus Lübeck
Parade 3
23552 Lübeck
oder an:
bewerbung@marien-krankenhaus.de

Das Marien-Krankenhaus Lübeck
sucht zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt:

Belegärzte (m/w/d)
Wir verfügen über die Fachabteilungen
Anästhesie, Chirurgie, Gynäkologie 
& Geburtshilfe, Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde, Innere Medizin,
Urologie und Pädiatrie. 

Weiterhin bieten wir Stellen für

Assistenzärzte (m/w/d)
u. a. für die Facharztweiterbildung 
Gynäkologie und Geburtshilfe oder 
Chirurgie. 

Wir betreuen als reines Belegkran-
kenhaus ca. 8000 Patienten jährlich. 
Mit 1500 Geburten im Jahr gehören 
wir zu den größten Geburtskliniken in 
Schleswig-Holstein.

www.marien-krankenhaus.de

Arbeiten am Marien-Krankenhaus Lübeck 
Für Ihre berufliche Zukunft!

            

ANZEIGENSCHLUSSTERMIN: Heft Nr. 11  18 . Oktober 2019
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Privatpraxis am Rande Hamburgs
Wir suchen einen berufserfahrenen Kollegen oder eine Kollegin der Inneren Medizin  
oder Allgemeinmedizin mit einer Begeisterung u.a. für Ganzheitliche Medizin, der/die  
ohne bürokratische Zwänge entspannt gute Medizin betreiben möchte.
Wir bieten eine seit vielen Jahren hervorragend eingeführte konkurrenzlose lukrative 
Privatpraxis u.U. nach einer Übergangsgemeinschaftspraxis zum Verkauf. In modernen, 
großzügigen Räumen behandeln wir aufgrund unserer Ausrichtung überwiegend junge  
bzw. junggebliebene Patienten.
Der Praxisgründer möchte u.a. wegen zunehmender Seminar- und Autorentätigkeit in  
absehbarer Zeit ausscheiden bzw. auf Wunsch in geringerem Maße mitarbeiten.
Bei Interesse kontaktieren Sie uns bitte über Chiffre SH50361.

Nervenarztpraxis
volle Zulassung in einer
BAG aus Altersgründen

im Kreis Pinneberg
abzugeben. 

praxis_abgabe@web.de

Augen-Doppelpraxis
Gewinn pro Jahr € 500 Tsd. , mind. 12 Wochen Urlaub,  34,5 h Wochen-

arbeitszeit/Arzt, kein Notdienst, 1-2,5 Augenärzte möglich, derzeit 2 Fach-
ärzte.  Chirurgie leicht machbar, wir überweisen jährl. über 400 Pat. zur 
Kat.-extr., Vorder-/Hinterabschnittlaser, Sehschule, Vollzeitorthoptistin 

u.v.m.. Übernahmekosten gering. 

Leben im Urlaubsland Nr. 1:  1h zur Ostsee, 1,25h bis Hamburg, 1,5h bis Berlin. 

Kontakt unter Telefon 0151 - 26 92 05 05, 19h - 21h 

GYNÄKOLOGISCHE PRAXIS ABZUGEBEN.
Im Verlauf des Jahres 2020 möchten wir unsere moderne und umsatzstarke  

gynäkologische Praxis abgeben. Es besteht ein sehr hoher Privatanteil am Umsatz.  
Die Praxis befindet sich, in einem modernen Ärztehaus, ca. 50 km  
nördlich von Hamburg. Es besteht eine gute Anbindung an die A7  

und die A23 sowie mit der Bahn. 
Kontakt bitte über E-Mail : sjlem@web.de.

P R A X I S R Ä U M E

Neubau Ärztehaus in 24782 Büdelsdorf/ A7
Fertigstellung Juni 2020

Freie Praxis/-Büroräume zwischen 150 - 300 m² zu vermieten
Bereits vor Ort: 3 Hausärzte, 3 Chirurgen, ambulantes OP Zentrum, Sanitätshaus
Weitere Auskünfte erhalten Sie gern unter: rosenthal.scharfenberg@gmx.de

A S S O Z I A T I O N

Hausärztliche Gemeinschafts-
praxis sucht Nachfolger/-in

4-er GMP in Schleswig sucht ab 1/2021 
einen neuen Partner/-in. 12-monatige 
Anstellung als Übergang erwünscht.

Praxis Dr. Wächtler, Thielsen, 
Marxen und Lindemann

Am Brautsee 47, 24837 Schleswig
Telefon: 04621 - 25848

Ärztin für Allgemeinmedizin, Naturheilverf. und klass. Homöop. mit 
seit über 20 Jahren bestehender Privatpraxis sucht Raum für max.  
4 halbe Tage/Wo in Allgemeinarztpraxis im Raum Pinneberg
sowie Mitversorgung ihrer Privatpatienten, wenn sie nicht anwesend ist.

E-Mail: u.haan-brueckner@gmx.de, Tel:  0152 - 57 557 297

Die DIAKO Flensburg sucht einen

Stationsarzt (m/w/d)  
für die Gefäßchirurgie
zur stationären Versorgung der gefäßchirurgischen Patienten  
ohne Wochenend-, Schicht- oder Nachtdienst 

Ihre Qualifikation: Facharzt (m/w/d) oder in einer entsprechenden 
Facharztweiterbildung, Fachsprachenkenntnisse nach C1

Weitere Informationen  
erhalten Sie über den  
QR-Code und unter:

www.diako.de/wir-als-arbeitgeber

Ev.-Luth. Diakonissenanstalt zu Flensburg
Tel. 0461 812-1201, E-Mail: bewerbung@diako.de

KARRIERE

Suche Facharzt/Fachärztin
f. Allgemein-/Innere Medizin 
zur Anstellung in Teilzeit, Haus-
arztpraxis Hbg. Lurup,spätere  

Übernahme der Praxis möglich.
Kontakt erbeten unter: 

praxis-hausarzthamburg@gmx.de

Fachärztin/Facharzt  
für Allgemeinmedizin  

in Hamburg-Wandsbek  
ab sofort oder später in 
Voll-/Teilzeit gesucht.  

Tel. 0172 - 4552250

CHIFFREHINWEIS: 
Bitte senden Sie Zuschriften an:
elbbüro Stefanie Hoffmann
Chiffre (Nr. der Anzeige entnehmen) 
Bismarckstr. 2 · 20259 Hamburg 
oder per E-Mail an  
anzeigen@elbbuero.com

Große orthopäd./unfallchir. Gemeinschaftspraxis in Kiel sucht 2020 einen  

FA/FÄ für Physikalische und Rehabilitative Medizin 
Wir behandeln das gesamte Spektrum der konservativen und operativen Orthopädie. 
Ein überdurchschnittlich gutes Arbeitsklima und umfassende Weiterbildungsmög-
lichkeiten zeichnen uns aus.
Über Ihre Bewerbung an Herrn Dr. Lutz von Spreckelsen freuen wir uns.  
Weitere Informationen erhalten Sie unter www.orthopraxis-kiel.de

Erfahrener Hausarzt sucht in Kiel 
und erreichbarer Umgebung ab 
04/20  
Mitarbeit, ggf. auch Einstieg. 
Wichtig sind mir: Arbeit im Team, 
am liebsten mit mehreren Kollegen/
innen, gerne Stadtrand oder ländlich.  

Kontakt unter Chiffre SH50392.
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Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren.

DELTA Steuerberatung
Bad Segeberg  |  Heide  |  Hamburg

Die Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren

Hindenburgstraße 1 · 23795 Bad Segeberg
Tel. 0 45 51 - 8 80 80 · www.kanzleidelta.de

Steuerberatungsgesellschaft mbH
Bad Segeberg  Heide  Hamburg

Hindenburgstraße 1  23795 Bad Segeberg
Tel.: 04551/8808-0

Zweigstelle Heide  Tel.: 0481/5133
Zweigstelle Hamburg  Tel.: 040/61185017

 mail@kanzleidelta.de
www.kanzleidelta.de

Wirtschafts- und Steuerberatung 
für Heilberufl er

F A C H B E R A T E RF O R T B I L D U N G E N

HINWEIS DER REDAKTION: 
Alle Anzeigen beruhen auf Angaben der Anzeigenkunden und werden nicht 
von der Redaktion geprüft. Herausgeber und Redaktion können keine Gewähr 
dafür übernehmen, dass die Angaben (auch zu den Weiterbildungsbefugnis-
sen)korrekt sind. Unter www.aeksh.de finden Sie die aktuellen Listen der 
weiterbildungsbefugten Ärztinnen und Ärzte in Schleswig-Holstein. 
Entsprechende Beschwerden über unrichtige Angaben, insbesondere zu 
falschen Aussagen hinsichtlich der Weiterbildungsbefugnis, können nach den 
berufsrechtlichen Vorschriften verfolgt werden. Auf eventuelle zivilrechtliche 
Folgen, wie Schadensersatzansprüche, wird hingewiesen. Gewerbliche 
Anzeigen stellen keine redaktionellen Beiträge dar.
Herausgeber und Redaktion können keine Gewähr dafür übernehmen, dass 
die ausgeschriebenen Praxen im Sinne der Bedarfsplanung bedarfsgerecht 
sind. Interessenten werden gebeten, sich mit der Kassenärztlichen Vereini-
gung Schleswig- Holstein in Verbindung zu setzen.

Ausbildungsinstitut für Psychotherapie (TP und VT) und Psychoanalyse
unter ärztlicher Leitung.

Durch die Ärztekammer Schleswig-Holstein anerkannte Weiterbildung
in allen P-Fächern – Theorie – Selbsterfahrung – Supervision – Balint –
Entspannungsverfahren
Patienten-Behandlungen werden über die KV abgerechnet und die Kandidaten 
werden an den Einnahmen (derzeit ca. 61,– € pro Behandlungs-Std.) beteiligt, 
darüber finanziert sich die Weiterbildung selbst.

Bereiche und Gebiete:
Facharzt – Psychiatrie-Psychotherapie (TP und VT)
Facharzt – Psychosomatische Medizin (TP und VT)
Facharzt – Kinder- u. Jugendlichen-Psychiatrie und Psychotherapie (TP)
Zusatzbezeichnung Psychoanalyse
Zusatzbezeichnung Psychotherapie fachgebunden (TP und VT)
Gruppentherapiefachkunde
EMDR-Fachkunde

Die Theorieausbildung findet am Institut in Lübeck statt, alles andere dezentral.

Für weitere Informationen und Anfragen:
ZAP-Nord-GmbH · Fackenburger-Allee 1 · 23554 – Lübeck
Tel.: 0451 48660700 · sekretariat@zap-nord.de

Lehrinstitut Lübeck
Zentrum Ausbildung Psychotherapie · ZAP Nord

Integrative ärztliche Weiterbildung  
in allen P-Fächern in Lübeck

10
0
0
1.
0
9
19

U.A.w.g. über die 
Anmeldeseite (siehe 
QR Code), telefonisch 
oder per Mail: 
Tel. 0431 9804 4782
privatebankingkiel@
sydbank.dk

Veranstaltungsort:
Sydbank Kiel
Sell-Speicher, Wall 55
24103 Kiel

Wir laden Sie zu folgenden Veranstaltungen ein:

24.10.2019: 
Aus Finanzgeschichte(n) lernen
Vermögenswerte durch stürmische Zeiten 
navigieren

Andreas Tetzlaff von DWS International GmbH
Beginn 8:30 Uhr, Einlass 8:00 Uhr

07.11.2019: 
Erbschaft und Testament
Kniffe und Tricks bei der Testamentsgestaltung

Andreas Kühnelt, Partner der Anwaltskanzlei 
CausaConcilio in Kiel 
Beginn: 18:00 Uhr, Einlass 17:30 Uhr

21.11.2019: 
Investition in eine effizientere Welt
Klimawandel und Umweltschutz als Anlagechance 

Jörg Klocke von Nordea Asset Management
Beginn: 18:00 Uhr, Einlass 17:30 Uhr

Einladung zum

Dialog im Sell-Speicher
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Ärztekammer Schleswig-Holstein 
Bismarckallee 8-12 
23795 Bad Segeberg
Telefon 04551 803 0
Fax 04551 803 101
info@aeksh.de
www.aeksh.de

Vorstand
Dr. Henrik Herrmann (Präsident)
Dr. Gisa Andresen (Vizepräsidentin)
Dr. Svante Gehring
Dr. Sabine Reinhold 
PD Dr. med. habil. Doreen Richardt
Dr. med. habil. Thomas Schang
Mark Weinhonig
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
vorstand@aeksh.de

Geschäftsführung
Dr. Carsten Leffmann 
(Ärztl. Geschäftsführer)
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
Karsten Brandstetter 
(Kaufm. Geschäftsführer)
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
sekretariat@aeksh.de

Ärztliche Weiterbildung
Leitung: Manuela Brammer
Telefon 04551 803 652
Fax 04551 803 651
weiterbildung@aeksh.de

Rechtsabteilung
Leitung: Carsten Heppner (Justiziar)
Telefon 04551 803 402
Fax 04551 803 401
rechtsabteilung@aeksh.de

Qualitätsmanagement
Leitung: Dr. Uta Kunze
Telefon 04551 803 302
Fax 04551 803 301
qm@aeksh.de

Akademie der Ärztekammer  
Schleswig-Holstein
Leitung: Cornelia Mozr 
Telefon 04551 803 700
Fax 04551 803 701
akademie@aeksh.de

Hauswirtschaft und Gästehaus 
Leitung: Helena Willhöft
Telefon 04551 803 802
Fax 04551 803 801
gaestehaus@aeksh.de

Ärztliche Angelegenheiten
Leitung: Dr. Uta Kunze
Telefon 04551 803 302
Fax 04551 803 301
uta.kunze@aeksh.de

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt
Leitender Redakteur: Dirk Schnack
Telefon 04551 803 272
Fax 04551 803 271
aerzteblatt@aeksh.de

Mitgliederverzeichnis/Ärztestatistik
Leitung: Yvonne Rieb, 
Christine Gardner
Telefon 04551 803 456, 04551 803 452
Fax 04551 803 451
mitglied@aeksh.de

Finanzbuchhaltung
Telefon 04551 803 552
Fax 04551 803 551
buchhaltung@aeksh.de

IT-Abteilung
Leitung: Michael Stramm
Telefon 04551 803 602
Fax 04551 803 601
it@aeksh.de

Personalabteilung
Telefon 04551 803 152
Fax 04551 803 151
personal@aeksh.de

Facility Management
Leitung: Helge Timmermann
Telefon 04551 803 502
Fax 04551 803 501
facility@aeksh.de

Strahlenschutz/Ärztliche Stellen
Cornelia Ubert, Gabriele Kautz-Clasen
Telefon 04551 803 304, 04551 803 303
Fax 04551 803 301
aerztliche-stelle@aeksh.de

Krebsregister Schleswig-Holstein 
Vertrauensstelle
Leitung: Mirja Wendelken
Telefon 04551 803 852
krebsregister-sh@aeksh.de

Versorgungswerk der  
Ärztekammer Schleswig-Holstein
Bismarckallee 14-16, 23795 Bad Segeberg
www.vaesh.de 
Vorsitzender des Verwaltungsrates
Bertram Bartel 
Vorsitzender des Aufsichtsrates
Dr. Dr. jur. Hans-Michael Steen
Geschäftsführung
Harald Spiegel
Telefon 04551 803 911
sekretariat@vaesh.de
Mitgliederservice
Telefon 04551 803 900
Fax 04551 803 939
mitglieder@vaesh.de
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AKIS
Der Service Ihrer 
Ärztekammer  
online:

Das Ärztekammer-
Informations-System 
(„AKIS“) ist eine On-
line-Kommunika-
tions- und Service-
Plattform der Ärzte-
kammer Schleswig-
Holstein, über die Sie 
einfach und sicher 
Kontakt zu Ihrer Ärz-
tekammer aufnehmen 
können.  
Den Zugang finden 
Sie auf der Homepage 
der Ärztekammer 
www.aeksh.de un-
ter Login. Bei Fragen 
wenden Sie sich gern 
telefonisch an das 
Mitgliederverzeichnis 
oder per Mail an mit-
glied@aeksh.de
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Partnerscha� sgesellscha�  mbB, 
Wirtscha� sprüfungsgesellscha� , Steuerberatungsgesellscha� 

Fachspezi
 sche Steuerberatung für Heilberufe
Betriebswirtscha� liche Beratung / Liquiditätsanalyse und -planung / 

 Unterstützende Begleitung von Existenzgründung / Finanz- und Lohnbuchführung
Rohwer & Gut unterstützt mit Standorten in Lübeck und Kiel nieder   gelassene Ärzte seit über 60 Jahren dabei, 

ihren Handlungs spielraum  e�  zient  auszuschöpfen und die Praxis  betriebswirtscha� lich voranzubringen. 
Richard-Wagner-Straße 6, 23556 Lübeck, Tel. (0451) 48414-0, Fax (0451) 48414-44/ 

Holtenauer Straße 94, 24105 Kiel, Tel. (0431) 5644-30, Fax (0431) 5644-31
info@rohwer-gut.de,  www.rohwer-gut.de

Stingl • Scheinpflug • Bernert
vereidigte Buchprüfer und Steuerberater
Partnerschaftsgesellschaft
Spezialisierte Beratung für Ärzte

• Finanz- und Lohnbuchhaltung

•  Quartals-Auswertung Chef-Info sowie  
betriebswirtschaftliche Beratung 
Liquiditäts-, Rentabilitäts- und Steuerberechnung

•  Steuerliche Konzeption, Gestaltung und 
Betreuung von (neuen) Kooperationsformen:  
MVZ, BAG, Ärztenetze

•  Existenzgründung

Ihre fachlich kompetenten Ansprechpartner
Anette Hoffmann-Poeppel – Steuerberaterin
FACHBERATERIN für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

FACHBERATER für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

Am Dörpsdiek 2 • 24109 Kiel / Melsdorf
Tel. 04340-40700 • info@stingl-scheinpflug.de
www.stingl-scheinpflug.de

Rechtsanwältin

Bei allen rechtlichen Fragen rund um Ihre Arztpraxis, z. B. Praxisgründung, 
Kooperationen (PraxisG, BAG, MVZ), Abgabe oder Kauf von Arztpraxen, 
Honorar, Berufsrecht, Arbeitsrecht, Forderungsmanagement:
Sprechen Sie uns gerne an!

F A C H B E R A T E R
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on in den Kliniken. Auch schleswig-hol-

steinische Ärzte beteiligen sich und in-

formieren Kollegen, andere Berufe im 

Gesundheitswesen und die breite Öf-

fentlichkeit über ihre Wahrnehmungen 

im beruflichen Umfeld. 
Der PJ‘ler Jonathan Musmann hat 

in diesem Jahr die App Doctorsgate auf 

den Markt gebracht, die bislang rund 

1.000 Nutzer verzeichnet. Über die App 

können Ärzte kommunizieren, Daten 

austauschen und besondere Fälle be-

sprechen. Musmann hat für die Ent-

wicklung des Produktes sein Medizin-

studium unterbrochen, inzwischen 

hat er sogar Anfragen aus Asien zu sei-

ner App. 

D
ie sozialen Medien haben längst 

das Gesundheitswesen erreicht. 

Immer mehr Einzelpersonen 

und Einrichtungen sind auf Twit-

ter, YouTube oder Instagram ak-

tiv. Auch Körperschaften wie die 

Ärztekammer Schleswig-Holstein 

folgen dem Trend und informieren Mit-

glieder und die Öffentlichkeit über diese 

Kanäle als Ergänzung neben den klassi-

schen Mitteln der Öffentlichkeitsarbeit.  

Wie rasant die Entwicklung auf die-

sem Sektor ist, zeigen zwei aktuelle  

Trends aus dem Medizinsektor. Auf 

Twitter sind Nutzer seit einigen Mona-

ten unter dem Hashtag Twankenhaus 

vernetzt und berichten über die Situati-

Euphorisch sind die meisten Ärzte 

dennoch nicht, wenn es um neue Medi-

en geht – aus guten Gründen. Der Ein-

satz in Klinik und Praxis erfordert per-

sonelle Ressourcen, über die die meis-

ten nicht verfügen. Für die Vermittlung 

komplexer Sachverhalte sind viele neue 

Medien nicht geeignet.
Hinzu kommt, dass Grundsätze wie 

die ärztliche Schweigepflicht, die Gren-

zen des Arzt-Patienten-Verhältnisses 

und Datenschutzbestimmungen auch 

im Netz beachtet werden müssen. Und: 

Die Dynamik auf diesem Sektor lässt 

Prognosen, welcher Trend sich mittel-

fristig etabliert, kaum zu.  

▶ W E I T E R  A U F  S E I T E  6

S O Z I A L E  M E D I E NTweets, Blogs und Videos 

im Dienst der Gesundheit 

Ärzte sind in sozialen Medien aktiv, achten aber auf die Trennung beruflicher und 

privater Aktivitäten im Netz. Permanentes Engagement erfordert personelle Ressourcen.  

T H E M E N11
Studie weist Wege zu höheren 

Impfquoten14
Bundespflege-

kammer in Sicht 18
Deutsche und 

Schweden im 
Demenz-Dialog21

25 Jahre Förder-
kreis Qualitäts-

sicherung  
38

Symposium in 
Lübeck: Inflam-

matory Disorders


